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Bürgerschaft der Hansestadt Wismar

Sitzung der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar

Sitzungstermin: Donnerstag, 25.02.2016, 17:00 Uhr

Ort, Raum: Bürgerschaftssaal im Rathaus, Am Markt 1, 23966 Wismar

T a g e s o r dnung
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9 Mitteilungen des Bürgermeisters
 

10 Vorlagen des Bürgermeisters
 

10.1 Bauleitplanung der Hansestadt Wismar

51. Änderung des Flächennutzungsplanes

"Umwandlung von gewerblicher Baufläche und 
Wohnbaufläche in Wohn- und Mischgebiet im Bereich 
Lübsche Burg Ost"

Abwägung und Abschließender Beschluss
Vorlage: VO/2015/1499-01
 

VO/2015/1499-01

10.2 Bauleitplanung der Hansestadt Wismar
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Vorlage: VO/2016/1642
 CDU-Fraktion

VO/2016/1642
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Nr.: VO/2015/1499-01

Status: öffentlich

Datum: 05.01.2016

Verfasser: Prante, Beate

Vorlage

Federführend:
60.2 Abt. Planung

Beteiligt:
I Bürgermeister
II Senator
III Senatorin
1 Büro der Bürgerschaft
60 BAUAMT

Bauleitplanung der Hansestadt Wismar

51. Änderung des Flächennutzungsplanes

"Umwandlung von gewerblicher Baufläche und Wohnbaufläche in Wohn- und 

Mischgebiet im Bereich Lübsche Burg Ost"

Abwägung und Abschließender Beschluss

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 08.02.2016 Bau- und Sanierungsausschuss Vorberatung

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:

1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten planungsrechtlich relevanten 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
aus den Beteiligungen gemäß § 4 Abs. 1 und Abs. 2 BauGB in Verbindung mit § 2 Abs. 2 BauGB zum 
Entwurf der 51. Änderung des Flächennutzungsplanes „Umwandlung von gewerblicher Baufläche und 
Wohnbaufläche in Wohn- und Mischgebiet im Bereich Lübsche Burg“ mit dem Ergebnis geprüft, dass die 
Hinweise aus den Stellungnahmen von

Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt, Bereich Immissions- und Klimaschutz, 
Abfall und Kreislaufwirtschaft

Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt, Bereich Naturschutz, Wasser und 
Boden

Bürgermeister als untere Behörde für Brandschutz
Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und 

Katastrophenschutz M-V
Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V
Landrätin als untere Naturschutzbehörde
Landrätin als untere Wasserbehörde



Landrätin als Rechtsaufsichtsbehörde Flächennutzungsplanung
Handwerkskammer Schwerin
Bürgermeister als Straßenbaulastträger
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr

berücksichtigt werden.

Die Bürgerschaft nimmt zur Kenntnis, dass im Rahmen der Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 1 und 
Abs. 2 BauGB keine für die 51. Änderung des Flächennutzungsplanes planungsrechtlich 
relevanten Hinweise eingebracht wurden.

(Abwägung siehe Anlage 1)

2. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt die 51. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Umwandlung von gewerblicher Baufläche und Wohnbaufläche in Wohn- und Mischgebiet im Bereich 
Lübsche Burg“  bestehend aus der Planzeichnung in der vorliegenden Fassung (Anlage 2).

3. Die Begründung zur 51. Änderung des Flächennutzungsplanes (Anlage 3) wird von der 
Bürgerschaft der Hansestadt Wismar gebilligt.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, den Verfassern von Stellungnahmen zur 51. Änderung des 
Flächennutzungsplanes nach dem Abschließenden Beschluss das Ergebnis der Prüfung der fristgerecht 
eingegangenen Schriftsätze gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mitzuteilen.

5. Die Verwaltung wird beauftragt, die 51. Änderung des Flächennutzungsplanes der Landrätin des 
Landkreises Nordwestmecklenburg als der höheren Verwaltungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen. 
Die Erteilung der Genehmigung ist gemäß § 6 Abs. 5 BauGB ortsüblich bekannt zu machen.

Begründung:
siehe Anlagen

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

x Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert



Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
x neu
x freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:
1 – Abwägung einschließlich Stellungnahmen (Anhänge 1 bis 4)
2 – Planzeichnung
3 – Begründung

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Anlage 1 
 
Abwägung zur Prüfung und Entscheidung über Anregungen zur 51. Änderung des Flächennutzungsplanes der Hansestadt Wismar  
„Umwandlung von gewerblicher Baufläche und Wohnbaufläche in Wohn- und Mischgebiet im Bereich Lübsche Burg “ gemäß § 1 Abs. 7 BauGB  
 

 
 
 
1.1.  Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB 
 
 

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 08.04.2014 über die Ziele und Zwe-
cke der Planung unterrichtet und zur Stellungnahme im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
nach § 2 (4) BauGB aufgefordert worden. 

 
Von 18 beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange haben 14 eine Stellungnahme abgegeben (Schreiben siehe Anhang 1 
zur Anlage 1).  
Vier Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahme abgegeben. Es ist davon auszugehen, dass von diesen Trä-
gern wahrzunehmende Belange durch die Planung nicht berührt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
1. Landrätin als untere Abfallbe-

hörde und untere Bodenschutz-
behörde 

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehen-
den Belange hin. 
Es bestehen keine Bedenken gegen die vorgesehenen 
Änderungen. 

Kenntnisnahme 

  Hinweis dass im Planungsgebiet keine schädlichen 
Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bun-
desbodenschutzgesetz bekannt sind. Hinweis dass 
keine Gewähr übernommen wird. 

Kenntnisnahme 

  Hinweise zum Bodenschutz und zu den Mitteilungs-
pflichten nach § 2 Landes-Bodenschutzgesetz 

Kenntnisnahme, 
gesetzliche Regelungen gelten unabhängig vom Bau-
leitplanverfahren 

    
2.  Bürgermeister als untere Immis-

sionsschutzbehörde 
Keine Stellungnahme  

    
3. Staatliches Amt für Landwirt-

schaft und Umwelt (StALU) 
Bereich Immissions- und Klima-
schutz, Abfall und Kreislaufwirt-
schaft  
 

Genehmigungsbedürftige Anlagen nach BImSchG 
Hinweis, dass sich im Planbereich und seiner immis-
sionsrelevanten Umgebung folgende Anlagen und 
Betriebe befinden, die nach BImSchG durch das StA-
LU genehmigt oder ihm angezeigt wurden: 
Nordic Yards Wismar GmbH (Anlage zur Herstellung 
von Schiffskörpern), Ostsee-Molkerei Wismar GmbH 
(Anlage zur Verarbeitung von Milch/Kälteanlage), 
Entsorgungs- und Verkehrsbetrieb Hansestadt Wis-
mar (Blockheizkraftwerk). Diese Anlagen genießen 
Bestandsschutz. Davon ist bei allen weiteren Pla-
nungsmaßnahmen auszugehen. 
 

 
Kenntnisnahme;  
der Bestandsschutz der genannten Anlagen in der Um-
gebung des Plangebietes werden durch das Planverfah-
ren nicht berührt. 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich die Ostsee-
Molkerei im Stadtteil Wismar Ost in einer Entfernung 
von ca. 3.500 m zum Plangebiet befindet und hier keine 
Auswirkungen zu erwarten sind. 

    



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
4. Landesamt für Umwelt, Natur-

schutz und Geologie M-V 
 

Keine Stellungnahme 
 
 

 

5. 
 

Staatliches Amt für Landwirt-
schaft und Umwelt (StALU) 
Bereich Naturschutz, Wasser 
und Boden 

Naturschutz 
Belange des StALU nach §§ 5 Satz 1 Nr. 1-3 und 40 
Abs. 2 Nr. 2 NatSchAG M-V sind nicht betroffen. Die 
Belange anderer Naturschutzbehörden nach Nat-
SchAG sind zu prüfen. 
 

 
Kenntnisnahme; 
andere Naturschutzbehörden sind am Planverfahren be-
teiligt (siehe Pkt. 4 und 14)  

  Wasser 
Hinweis, dass Gewässer erster Ordnung gem. § 48 
Abs. 1 des Wassergesetzes M-V (LWaG) und wasser-
wirtschaftliche Anlagen in Zuständigkeit des StALU 
nicht berührt werden, so dass gegen das Vorhaben 
keine wasserwirtschaftlichen Bedenken bestehen. 
 

 
Kenntnisnahme 

 

  Boden 
Hinweis auf das Altlastenkataster für das Land M-V 
Werden in Bewertung dieser Auskünfte schädliche 
Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des 
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, 
besteht gemäß § 2 des Gesetzes zum Schutz des Bo-
dens in M-V die Verpflichtung, den unteren Behör-
den der Landkreise hierüber Mitteilung zu machen. 

 
Kenntnisnahme; 
der Hinweis wird bei Erarbeitung der verbindlichen Bau-
leitplanung (Bebauungsplan) berücksichtigt  
 

    
6. Bürgermeister als untere Behör-

de für Brandschutz  
Ordnungsamt  
Abt. Brandschutz  

Hinweise auf Zufahrten und Löschwasserversorgung Kenntnisnahme; 
die Hinweise werden bei Erarbeitung der verbindlichen 
Bauleitplanung (Bebauungsplan) bzw. bei der Ausfüh-
rungsplanung berücksichtigt  



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
7. Landesamt für zentrale Aufga-

ben und Technik der Polizei, 
Brand- und Katastrophenschutz 
M-V 
 

Aus Sicht der landesrelevanten Gefahrenabwehr im 
Brand- und Katastrophenschutz bestehen keine Be-
denken. 
Hinweis auf Beteiligung der sachlich und örtlich zu-
ständigen Kommunalbehörde. 

Kenntnisnahme; 
die zuständigen Behörden werden im Bauleitplanverfah-
ren beteiligt. 
 
 
 

  Außerhalb der öffentlichen Belange wird darauf hin-
gewiesen, dass in M-V Munitionsfunde nicht auszu-
schließen sind. 
Hinweis auf Verantwortlichkeiten des Bauherren 
Hinweis, dass konkrete und aktuelle Angaben über 
die Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelastungs-
auskunft) der Fläche gebührenpflichtig beim Muniti-
onsbergungsdienst des LPBK zu erhalten sind. Ein 
entsprechendes Auskunftsersuchen wird rechtzeitig 
vor Bauausführung empfohlen.  

Kenntnisnahme; 
die Hinweise werden bei Erarbeitung der verbindlichen 
Bauleitplanung (Bebauungsplan) bzw. bei der Ausfüh-
rung berücksichtigt 

    
8. 
 

Bürgermeister als untere Denk-
malschutzbehörde sowie untere 
Behörde für Bodendenkmalpfle-
ge 

Der Planänderung steht aus bodendenkmalpflegeri-
scher/denkmalpflegerischer Sicht nichts entgegen. 

Kenntnisnahme 
 

    
9. Landesamt für Kultur und 

Denkmalpflege M-V 
Hinweis, dass durch das Vorhaben keine Bau- und 
Kunstdenkmale berührt werden. 
 

Kenntnisnahme 
 

  Hinweis, dass nach gegenwärtigem Kenntnisstand im 
Plangebiet keine Bodendenkmale bekannt sind. Bei 
Bauarbeiten können jedoch jederzeit archäologische 
Funde und Fundstellen entdeckt werden. Daher sind 

Kenntnisnahme; 
die Hinweise werden bei Erarbeitung der verbindlichen 
Bauleitplanung (Bebauungsplan) bzw. bei der Ausfüh-
rungsplanung berücksichtigt. 



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  weitere Hinweise zu beachten.  
    
10. Landrätin als Behörde  

für Gesundheits- und Sozialwe-
sen 
Gesundheitsamt  

Keine fachspezifischen Bedenken und Anregungen 
bei Einhaltung der vorgegebenen Festlegungen lt. 
vorgelegten Planungsunterlagen 

Kenntnisnahme 
 
 

    
11. Handwerkskammer Schwerin Keine Stellungnahme  
    
12. Industrie- und Handelskammer 

zu Schwerin 
Keine Stellungnahme  

    
13. Landrätin als untere Natur-

schutzbehörde  
Landkreis Nordwestmecklenburg 
SG Naturschutz und Land-
schaftspflege  

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehen-
den Belange hin. 
 
Artenschutz 
Es wird vorgeschlagen, artenschutzrechtliche Belan-
ge auf der nachgeordneten Ebene der Bebauungs-
planung zu prüfen und hier von der Nachforderung 
von Darstellungen abzusehen. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme; der Hinweis wird berücksichtigt.  
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wird eine 
spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) durchge-
führt. 

  Natura 2000 / FFH 
Natura 2000- Gebiete sind nicht betroffen. 
 

 
Kenntnisnahme 

  Vogelschutzgebiete (SPA) 
Ein SPA ist nicht betroffen. 
 

 
Kenntnisnahme 

  Biotopschutz 
Nach § 20 Abs. 1 NatSchAG besonders geschützte  

 
Kenntnisnahme 



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Biotope sind nicht betroffen. 

Hinweise zur evtl. Ableitung von Niederschlagswas-
ser in die Köppernitz. 
 

 
Die Hinweise zur Niederschlagswasserableitung sind für 
das Planverfahren zur 51. FNPÄ nicht relevant. 

  Eingriffsregelung 
Aus Sicht der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung bestehen keine Bedenken gegen die vorgesehe-
nen Änderungen. 
Die Berücksichtigung des gesetzlichen Baumschutzes 
und die detaillierte Bearbeitung der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung finden auf der Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung statt. 
 

 
Kenntnisnahme 

  Landschaftsplanung 
Grundsätzliche Bedenken gegen Planungen am 
Standort bestehen aus naturschutzrechtlicher Sicht 
nicht. Die Bedeutung des Köppernitztales als Naher-
holungsbereich und dessen Zugänglichkeit sind bei 
der Bebauungsplan-Bearbeitung zu berücksichtigen. 

 
Kenntnisnahme 

    
14. Landrätin als untere Wasserbe-

hörde  
Landkreis Nordwestmecklenburg 
SG Gewässerschutz / Wasser-
wirtschaft  

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehen-
den Belange hin. 
Zur 51. Änderung des Flächennutzungsplanes beste-
hen aus wasserrechtlicher Sicht keine Einwände. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 

  Hinweis, dass im Bereich der Änderung des Flächen-
nutzungsplanes keine Trinkwasserschutzzonen fest-
gesetzt sind. 
 

Kenntnisnahme 



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Hinweis auf Abwasserbeseitigungspflicht durch die 

Gemeinden und deren Übertragung auf den EVB 
Hinweise zur Niederschlagswasserbeseitigung 

Kenntnisnahme; 
die Hinweise werden bei Erarbeitung der verbindlichen 
Bauleitplanung (Bebauungsplan) bzw. bei der Ausfüh-
rungsplanung berücksichtigt. 

    
15. Amt für Raumordnung und Lan-

desplanung Westmecklenburg 
Raumordnerische Bewertung/Hinweise: 
Die Hansestadt Wismar befindet sich im Norden der 
Planungsregion Westmecklenburg. Gemäß RREP WM 
bildet die Hansestadt Wismar die Kernstadt im 
Stadt-Umland-Raum Wismar. Das Mittelzentrum 
liegt teilweise im Tourismusentwicklungsraum sowie 
teilweise auch im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft. 
Bis zum 30.12.2012 konnten in der Hansestadt Wis-
mar 42.433 Einwohner registriert werden. 
 

 
Kenntnisnahme 

  Mit der vorliegenden Planung verfolgt die Hanse-
stadt das Ziel, die Funktion als Mittelzentrum in der 
Region Westmecklenburg und damit auch der her-
ausragenden Bedeutung als Wohnstandort gerecht 
zu werden. Das entspricht den Erfordernissen der 
Raumordnung (vgl. 4.1 (2)) (Z). 
 

Kenntnisnahme 

  Hinweis:  
Die landesplanerischen Hinweise beziehen sich auf 
Grundsätze und Ziele der Raumordnung und Landes-
planung und greifen der erforderlichen Prüfung 
durch die zuständige Genehmigungsbehörde nicht 
vor. Sie gelten nur solange, wie sich die Beurtei-
lungsgrundlagen für das Vorhaben nicht ändern.  

 
Kenntnisnahme 



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
16. Bundesamt für Infrastruktur, 

Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr 

Weiterleitung an zuständige Behörde Kenntnisnahme 

    
17. Wasser- und Bodenverband 

Wallensteingraben/Küste 
Der Änderung wird zugestimmt. 
Anlagen des Verbandes sind im Bereich der Änderung 
nicht vorhanden. 

Kenntnisnahme 

    
18. Landrätin als Rechtsaufsichtsbe-

hörde Flächennutzungsplanung 
Landkreis Nordwestmecklenburg 
SG Bauleitplanung 

Hinweis, dass im weiteren Verfahren Aussagen zu 
möglichen Nutzungskonflikten mit dem angrenzen-
den Bebauungsplan Nr. 38 und deren Eingrenzung zu 
treffen sind. 

Kenntnisnahme; 
der Hinweis wird im weiteren Planverfahren berücksich-
tigt. 

  Hinweis, dass in der Zeichenerklärung der Rechtsbe-
zug für das Mischgebiet auf § 6 BauNVO zu ändern 
ist. 
 

Der Hinweis wird berücksichtigt, die Zeichenerklärung 
entsprechend korrigiert. 
 



1.2.  Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB sowie  
 Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 (2) BauGB 
 
 

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind mit Schreiben vom  
25.08.2015 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.  

 
 

Von 36 beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden haben 29 eine Stellungnahme abgegeben 
(Schreiben siehe Anhang 2 zur Anlage 1).  
Vier Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie drei Nachbargemeinden haben keine Stellungnahme abgegeben. Es ist davon aus-
zugehen, dass von diesen Trägern wahrzunehmende Belange durch die Planung nicht berührt werden. 



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    

1. Landrätin als untere Abfallbe-
hörde und untere Bodenschutz-
behörde 
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Umwelt  
SG Abfallwirtschaft, Altlasten 
und Immissionsschutz 

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehen-
den Belange hin. 
Es bestehen keine Einwände 

Kenntnisnahme 
 
 
 

    
2. Bürgermeister als untere Immis-

sionsschutzbehörde 
Bauamt, Abt. Planung 

Keine Bedenken Kenntnisnahme 

    

3. Staatliches Amt für Landwirt-
schaft und Umwelt (StALU) 
Abt. 5 (Immissionsschutz und 
Klimaschutz, Abfall und Kreis-
laufwirtschaft) 

Keine immissionsschutz- sowie abfallrechtlichen Be-
denken 

Kenntnisnahme 

    
4. Landesamt für Umwelt, Natur-

schutz und Geologie M-V 
Hinweis, dass das LUNG keine Stellungnahme abgibt  Kenntnisnahme 

    
5. 
 

Staatliches Amt für Landwirt-
schaft und Umwelt (StALU) 
Abt. 4 (Naturschutz, Wasser und 
Boden) 

Naturschutz 
Von dem Vorhaben sind Belange nach §§ 5 Satz 1 Nr. 
1 bis 3 und 40 Abs. 2 Nr. 2 Naturschutzausführungs-
gesetz (NatSchAG M-V) nicht betroffen. Die Belange 
anderer Naturschutzbehörden nach §§ 2, 3, 4, 6 und 7 
NatSchAG M-V sind zu prüfen. 
 
 

 

Kenntnisnahme; 
das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie 
M-V sowie die Untere Naturschutzbehörde waren am 
Planverfahren beteiligt (siehe Pkt. 4 und 17) 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

   
Wasser 
Gewässer 1. Ordnung und wasserwirtschaftliche An-
lagen in der Zuständigkeit des StALU sind nicht be-
troffen; keine wasserwirtschaftlichenBedenken 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 

    

  Boden 
Hinweis auf das Altlasten- und Bodenschutzkataster 
für das Land M-V 
Werden in Bewertung dieser Auskünfte schädliche 
Bodenveränderungen,  Altlasten oder altlastverdäch-
tige Flächen im Sinne des Bundesbodenschutzgeset-
zes (BBodSchG)  festgestellt, besteht gemäß § 2 des 
Gesetzes zum Schutz des Bodens im Land M-V (Lan-
desbodenschutzgesetz – LBodSchG M-V) die Ver-
pflichtung, den unteren Bodenschutzbehörden hier-
über Mitteilung zu machen. 

 
Kenntnisnahme; 
ein Hinweis zum Bodenschutz wird als Textlicher Hin-
weis Nr. 2 Bestandteil der verbindlichen Bauleitplanung  
(Bebauungsplan Nr. 76/09) . 
 
 
 
 
 
 

    

6. Bürgermeister als untere Behör-
de für Brandschutz  
Ordnungsamt  
Abt. Brandschutz  

Hinweise zu Zufahrten und zur Löschwasserversor-
gung 

Die Hinweise sind für die 51. Änderung des Flächennut-
zungsplanes nicht relevant. Sie finden ggf. Berücksichti-
gung im Planverfahren zur verbindlichen Bauleitplanung 
(Bebauungsplan Nr. 76/09) . 

    

7. Landesamt für zentrale Aufga-
ben und Technik der Polizei, 
Brand- und Katastrophenschutz 
  

Aus Sicht der landesrelevanten Gefahrenabwehr im 
Brand- und Katastrophenschutz bestehen keine Be-
denken 

Kenntnisnahme 
  
 

  Außerhalb der öffentlichen Belange wird darauf hin-
gewiesen, dass in M-V Munitionsfunde nicht auszu-
schließen sind. Konkrete und aktuelle Angaben über  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und fin-
den ggf. Berücksichtigung im Planverfahren zur verbind-
lichen Bauleitplanung (Bebauungsplan Nr. 76/09) . 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  die Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelastungs-

auskunft) erhält man gebührenpflichtig beim Muniti-
onsbergungsdienst des LPBK. Ein entsprechendes Aus-
kunftsersuchen wird rechtzeitig vor Bauausführung 
empfohlen. 
Hinweise auf rechtliche Grundlagen 

Rechtliche Grundlagen gelten unabhängig vom Bauleit-
planverfahren. 

    

8. 
 

Bürgermeister als untere Denk-
malschutzbehörde sowie untere 
Behörde für Bodendenkmalpfle-
ge 

Denkmalschutz 
Keine fachspezifischen Bedenken und Anregungen 
 

 
Kenntnisnahme 
 

  Bodendenkmalschutz 
Der Planänderung steht aus bodendenkmalpflegeri-
scher Sicht nichts entgegen. 

 
Kenntnisnahme 

    

9. Landesamt für Kultur und Denk-
malpflege M-V 
Archäologie und Denkmalpflege 

Keine Einwände Kenntnisnahme 

    

10. Stadtwerke Wismar GmbH Keine Einwände Kenntnisnahme 
    
11. Landrätin als Behörde  

für Gesundheits- und Sozialwe-
sen 
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Gesundheitsamt  
 

Keine Stellungnahme   
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
12. Handwerkskammer Schwerin Hinweis, dass bei der Umwandlung von gewerblicher 

Baufläche und Wohnbaufläche in Wohn- und Misch-
gebiet darauf zu achten ist, dass es zu keiner Exis-
tenzgefährdung vorhandener Handwerksbetriebe we-
gen Änderung der zulässigen Lärmemissionswerte 
kommen darf. 
Vorhandene Handwerksbetriebe brauchen Planungssi-
cherheit für Investitionen. Durch die Änderung des 
Flächennutzungsplan darf es zu keinen Einschränkun-
gen, die mit einer Sicherung und Schaffung von wei-
teren Arbeitsplätzen verbunden sind, kommen. 

Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen und im Rah-
men der verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan 
Nr. 76/09) berücksichtigt. 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Hand-
werksbetriebe. Die Ansiedlung solcher wird entspre-
chend der Festsetzungen im Bebauungsplan innerhalb 
des Mischgebietes zulässig sein. 
Zulässige Emissionen vorhandener Unternehmen in der 
Umgebung waren Grundlage bei der Erstellung des 
Schallgutachtens und der sich daraus ergebenen immis-
sionsschutzrechtlichen Festsetzungen im Bebauungs-
plan. Einschränkungen vorhandener Handwerksbetriebe 
sind nicht zu erwarten. 

    
13. Industrie- und Handelskammer  

zu Schwerin  
Keine Stellungnahme  

    
14.  Bürgermeister als Träger für Kul-

tur  
Amt für Kultur, Schule, Jugend 
und Sport 

Zustimmung Kenntnisnahme 

    
15.  Landrätin als Schulträger 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Bildung und Kultur 

Keine Stellungnahme  
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
16. Landesamt für innere Verwal-

tung,  
Amt für Geoinformation, Ver-
messungs- und Katasterwesen 

Hinweis, dass sich im Plangebiet keine Festpunkte der 
amtlichen geodätischen Grundlagennetze des Landes 
M-V befinden. Hinweis auf Beachtung die Informati-
onen im Merkblatt über die Bedeutung und Erhaltung 
der Festpunkte (Anlage). 
Bitte um Beteiligung der zuständigen Vermessungs- 
und Katasterbehörde 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Das für die Hansestadt Wismar zuständige Kataster- 
und Vermessungsamt war am Planverfahren beteiligt 
und hat im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
eine Stellungnahme abgegeben. 

    

17. Landrätin als untere Natur-
schutzbehörde  
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Umwelt  
SG Naturschutz und Land-
schaftspflege  

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Be-
lange hin, die im Rahmen der bauleitplanerischen 
Abwägung berücksichtigt werden müssen: 
 
Artenschutz 
Hinweis auf Stellungnahme zum Bebauungsplan  

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme; 
die Prüfung der Hinweise und Anregungen erfolgt im 
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 

  Natura 2000 
Eine mögliche Beeinträchtigung der Schutz- und Er-
haltungsziele eines FFH-Gebietes wird nicht gesehen. 
 

 
Kenntnisnahme 

  Europäische Vogelschutzgebiete (SPA) 
Ein SPA ist nicht betroffen 
 

 
Kenntnisnahme 

  Biotopschutz  
  Hinweis auf die Niederschlagsentwässerung und die 

Betroffenheit von Belangen des gesetzlichen Biotop-
schutzes. In den Unterlagen wird auf die  

Kenntnisnahme; 
der Hinweis ist im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 
zur Änderung des Flächennutzungsplanes nicht relevant. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Niederschlagsentwässerung nicht im erforderlichen 

Ausmaß eingegangen. Deshalb folgender Hinweis: 
Wenn das auf den Wohn- und Mischgebietsflächen 
anfallende Niederschlagswasser über die Köppernitz 
oder andere nach § 20 Abs. 1 NatSchAG besonders 
geschützte Biotope (z.B. Kleingewässer, Sölle) abge-
leitet werden soll, ist im weiteren Verfahren zu prü-
fen, wie sich die Ableitung des Niederschlagswassers 
auf den in Teilabschnitten gesetzlich geschützten 
Bachlauf auswirkt.  
Hinweis auf § 20 Abs. 1 NatSchAG 
 

Hier erfolgt eine Änderung von im wirksamen Flächen-
nutzungsplan dargestellten Bauflächen (Gewerbliche 
und Wohnbauflächen) in Baugebiete (Wohn- und 
Mischgebiet). Aufgrund des gemäß BauNVO zulässigen 
Maßes der Nutzung ist nach der Änderung des Flächen-
nutzungsplanes ein geringerer Anfall von Nieder-
schlagswasser zu erwarten. 
Der Hinweis zum Biotopschutz findet ggf. Berücksichti-
gung im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung (Be-
bauungsplan Nr. 76/09) bzw. bei der Erschließungspla-
nung. Gesetzliche Regelungen zum Schutz von Biotopen 
u.ä. sind unabhängig vom Bauleitplanverfahren einzu-
halten. 
 

  Eingriffsregelung 
Hinweis auf Stellungnahme zum Bebauungsplan 

 
Kenntnisnahme; 
die Prüfung der Hinweise und Anregungen erfolgt im 
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
 

  Landschaftsplanung 
Keine Einwände 

 
Kenntnisnahme 

    
18. Landrätin als untere 

Wasserbehörde  
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Umwelt 
SG Wasserwirtschaft  

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Be-
lange hin, die im Rahmen der bauleitplanerischen 
Abwägung berücksichtigt werden müssen: 
 
Wasserversorgung 
Im Bereich sind keine Trinkwasserschutzzonen festge-
setzt. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Die Versorgungspflicht mit Trink- und Brauchwasser 

besteht gem. § 43 Abs. 1 LWaG für die Stadtwerke 
Wismar GmbH. 
 

Kenntnisnahme 

  Abwasserentsorgung 
Nach § 40 Abs. 1 LWaG obliegt die Abwasserbeseiti-
gungspflicht den Gemeinden. Die Gemeinde hat diese 
Pflicht gem. § 40 Abs. 4 LWaG auf den Entsorgungs- 
und Verkehrsbetrieb der Hansestadt Wismar übertra-
gen. 
 

 
Kenntnisnahme 

  Niederschlagswasserbeseitigung 
Das abfließende Niederschlagswasser ist entspre-
chend § 54 des WHG als Abwasser einzustufen. Damit 
unterliegt es grundsätzlich der Abwasserbeseiti-
gungspflicht des Entsorgungs- und Verkehrsbetriebes. 
Die Festlegung der Bauflächen und Baugebiete in der 
vorbereitenden Bauleitplanung sollte unter Beach-
tung des notwendigen technischen Erschließungs-
aufwandes und der vorhandenen Gewässersituation 
erfolgen.  
Für die weitere verbindliche Bauleitplanung sind 
frühzeitig Niederschlagsentwässerungskonzepte, die 
zur nachhaltigen Sicherung eines natürlichen Was-
serhaushaltes beitragen zu entwickeln. Dabei ist die 
Planung der Niederschlagsentwässerung nicht als 
Entsorgungsaufgabe sondern als Bewirtschaftungs-
aufgabe zu lösen. In den vorliegenden Unterlagen 
wird auf die Niederschlagsentwässerung nicht im  

 
Kenntnisnahme; 
es ist anzumerken, dass durch die Änderung des wirk-
samen Flächennutzungsplanes der Hansestadt Wismar 
keine zusätzlichen Bauflächen bzw. Baugebiete ausge-
wiesen werden. Es erfolgt eine Änderung von bereits 
dargestellten Bauflächen (Gewerbliche und Wohnbau-
flächen) in Baugebiete (Wohn- und Mischgebiet). Auf-
grund des gemäß BauNVO zulässigen Maßes der Nut-
zung ist nach der Änderung des Flächennutzungsplanes 
ein geringerer Anfall von Niederschlagswasser zu erwar-
ten. 
Die weiteren Hinweise betreffen die verbindliche Bau-
leitplanung. Sie werden im Rahmen des Planverfahrens 
zum Bebauungsplan Nr. 76/09 geprüft. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  erforderlichen Ausmaß eingegangen. Mit der Flächen-

versiegelung ist anfallendes Niederschlagswasser ab-
zuleiten. Als Vorflut steht in diesem Bereich lediglich 
die Köppernitz zur Verfügung. Die Behandlungsbe-
dürftigkeit sowie die erforderliche Rückhaltung vor 
Einleitung in die Köppernitz sind zu prüfen. 
Weitere Hinweise zu gewünschten Versickerung 

 

    
19. Landrätin als Träger Personen-

nahverkehr und Straßenbaulast-
träger 
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Ordnung/Sicherheit 
und Straßenverkehr 
SG Straßenverkehr 

Keine Hinweise und Bedenken Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 

    
20. Amt für Raumordnung und Lan-

desplanung Westmecklenburg  
Bewertungsergebnis: 
Die 51. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Hansestadt Wismar ist mit den Erfordernissen der 
Raumordnung und Landesplanung vereinbar. 
 

 
Kenntnisnahme 
 

  Raumordnerische Bewertung: 
Mit der vorliegenden Planung soll ein künftiges 
Wohn- und Mischgebiet im Stadtteil Wismar-West 
entwickelt werden. Durch die Nutzung erschlossener 
Standortreserven sowie Umnutzung und Verdichtung 
von Siedlungsflächen trägt das geplante Bauvorhaben 
dem Programmsatz 4.1 (2) (Z) RREP WM Rechnung. 
 

 
Kenntnisnahme 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Die 51. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Hansestadt Wismar ist mit den Erfordernissen der 
Raumordnung und Landesplanung vereinbar. 
 

Kenntnisnahme 
 

  Hinweis, dass sich die landesplanerische Stellung-
nahme auf die Grundsätze und Ziele der Raumord-
nung und Landesplanung bezieht und der erforderli-
chen Prüfung durch die zuständige Genehmigungsbe-
hörde nicht vorgreift. Sie gilt nur solange, wie sich die 
Beurteilungsgrundlagen für das Vorhaben nicht we-
sentlich ändern. 
 

Kenntnisnahme 

  Bitte um Übersendung eines Exemplars des geneh-
migten Planes an das Amt für Raumordnung und Lan-
desplanung Westmecklenburg zur Übernahme in das 
Raumordnungskataster gem. § 19 LPlG. 

Kenntnisnahme 

    

21. Straßenbauamt Schwerin Keine Bedenken in verkehrlicher, straßenbaulicher 
und straßenrechtlicher Hinsicht. 

Kenntnisnahme 

    

22. Bürgermeister als Straßenbau-
lastträger 
Bauamt 

Straßenverwaltung: 
Keine Bedenken; keine Hinweise und Anmerkungen  

 
Kenntnisnahme 

  Verkehrplanung: 
Grundsätzliche Zustimmung; 
Hinweis, dass für den Einmündungsbereich Lübsche 
Straße ein Leistungsfähigkeitsnachweis einschließlich 
der Fußgänger- und Radfahrerführung erforderlich ist 

 
Kenntnisnahme; 
der Hinweis findet in der verbindlichen Bauleitplanung 
(Bebauungsplan Nr. 76/09) Berücksichtigung 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
23. Deutsche Telekom AG  Keine Stellungnahme  
    
24. Bundesamt für Infrastruktur, 

Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr 
Infra I 3  

Hinweis, dass die Belange der Bundeswehr berührt, 
aber nicht betroffen sind. Das Plangebiet liegt im In-
teressengebiet der LV-Radaranlage Elmenhorst. 
Keine Einwände bei Einhaltung der beantragten Pa-
rameter. Es ist davon auszugehen, dass die baulichen 
Anlagen eine Höhe von 30 m über Grund nicht über-
schreiten. Sollte diese Höhe überschritten werden, 
Bitte um Zuleitung der Planunterlagen zur Prüfung. 

Kenntnisnahme; 
die weitergehenden Hinweise zur Höhe der Gebäude 
sind ggf. im Bauleitplanverfahren zum Bebauungsplan 
Nr. 76/09 zu beachten.  

    

25. Entsorgungs- und Verkehrsbe-
trieb  
Bereich Entwässerung 

Keine Einwände 
 

Kenntnisnahme 

    

26. Wasser- und Bodenverband 
Wallensteingraben/Küste 

Zustimmung; 
Anlagen des Verbandes sind im Bereich der Änderung 
nicht vorhanden 

Kenntnisnahme 
 

    
27. Landrätin als Rechtsaufsichtbe-

hörde Flächennutzungsplanung 
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Bauordnung und Pla-
nung 

I. Allgemeines 
Mit der 51. Flächennutzungsplanänderung werden die 
als Gewerbeflächen dargestellten Gebiete als Wohn- 
und Mischgebiet dargestellt. 

 
Kenntnisnahme 

  II. Verfahrensvermerke, Rechtsgrundlagen, Präambel 
Keine Hinweise 
 

 
Kenntnisnahme 

  III. Planerische Darstellungen 
Keine Hinweise 

 
Kenntnisnahme 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    

  IV. Begründung 
Keine Hinweise 
Es wurde sich seitens der Hansestadt Wismar mit den 
umliegenden konfliktträchtigen Nutzungen auseinan-
dergesetzt. 

 
Kenntnisnahme 

    

28. Amt Klützer Winkel  
für die Gemeinde Zierow 

Keine Stellungnahme  

    
29. Amt Grevesmühlen Land  

für die Gemeinde Gägelow 
Keine Anregungen,  
nachbarschaftliche Belange werden nicht berührt 

Kenntnisnahme 

    
30. Amt Dorf Mecklenburg - Bad 

Kleinen  
für die Gemeinde Barnekow 

Keine Stellungnahme  

    
31. Amt Dorf Mecklenburg - Bad 

Kleinen  
für die Gemeinde Metelsdorf 

Zustimmung, 
keine Hinweise oder Bedenken 

Kenntnisnahme 

    

32. Amt Dorf Mecklenburg - Bad 
Kleinen für die Gemeinde Dorf 
Mecklenburg 

Keine Stellungnahme  

    

33. Amt Dorf Mecklenburg - Bad 
Kleinen  
für die Gemeinde Lübow 

Keine Stellungnahme  
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
34. Amt Neuburg  

für die Gemeinde Hornstorf 
Keine Anregungen und Bedenken Kenntnisnahme 

    
35. Amt Neuburg  

für die Gemeinde Krusenhagen 
Keine Anregungen und Bedenken Kenntnisnahme 

    
36. Gemeinde Ostseebad Insel Poel Keine Änderungen bzw. Ergänzungen, 

Planung berührt nicht durch die Gemeinde wahrzu-
nehmende Belange 
 
 

Kenntnisnahme 
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2. Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
 
2.1 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit zum Entwurf der 51. Änderung des Flächennutzungsplanes der Hansestadt Wismar „Umwandlung 
von gewerblicher Baufläche und Wohnbaufläche in Wohn- und Mischgebiet im Bereich Lübsche Burg Ost“ fand in der Zeit vom 22.04.2014 bis 
einschließlich 20.05.2014 statt. 

 
Während der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit wurden keine Anregungen oder Hinweise vorgebracht.  
 
Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit fand am 15.05.2014 ein Informationsgespräch statt. Hier nahmen neben Vertretern der Stadtver-
waltung, der damaligen Grundstückseigentümer Bundesanstalt für Immobilienaufgaben und der V+R-Bank sieben Bürger teil, die sich insbeson-
dere nach Möglichkeiten der Bebauung, Grunderwerb etc. erkundigten. 
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2.2. Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
 

Der Entwurf der 51. Änderung des Flächennutzungsplanes der Hansestadt Wismar „Umwandlung von gewerblicher Baufläche und Wohnbauflä-
che in Wohn- und Mischgebiet im Bereich Lübsche Burg Ost“ sowie die Begründung einschließlich Umweltbericht und die umweltrelevanten 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben in der Zeit vom 30.11.2015 bis einschließlich 05.01.2016 öffent-
lich ausgelegen. 

 
Während der öffentlichen Auslegung wurden folgende Anregungen und Hinweise vorgebracht: 
 

    
Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 

Forderungen, Vorschläge  
Stellungnahme der Verwaltung  

    

1 Stadtwerke Wismar GmbH 
Herr Berkholz, Herr Erdmann 

Hinweise zum Punkt 2.5.1 Verkehr im B-Planentwurf Die Hinweise sind für die 51. Änderung des Flächennut-
zungsplanes planungsrechtlich nicht relevant, die ange-
sprochenen Festsetzungen zur Gestaltung der Planstra-
ßen sind Gegenstand der verbindlichen Bauleitplanung. 
Sie finden ggf. Berücksichtigung bei Erarbeitung des 
Bebauungsplanes Nr. 76/09. 
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zur 51. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 
 „Umwandlung von gewerblicher Baufläche und Wohnbaufläche  

in Wohn- und Mischgebiet im Bereich Lübsche Burg Ost“ 
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1. Erfordernis der Planaufstellung und allgemeine Ziele 
 
 
1.1. Allgemeines 
 

Der Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar ist seit Oktober 1990 
wirksam. 
Der Planbereich Lübsche Burg Ost ist im wirksamen Flächennutzungs-
plan größtenteils als Wohnbaufläche, gewerbliche Baufläche und in ei-
nem kleinen Teilbereich am Festplatz als Sondergebiet mit der Zweck-
bestimmung Ausstellungen, Kommunikation und Veranstaltungen 
dargestellt. 
Auf der Fläche befand sich eine ehemalige Kasernenanlage (Konversi-
onsgebiet). Der Standort befindet sich in einer in den Stadtorganismus 
integrierten Lage. Durch die Planung können bereits erschlossene 
Standortreserven einer Nutzung zugeführt werden. 
 
 

1.2. Geltungsbereich 
 

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Wismar-West.  
Die genaue Lage und der Umfang sind auf dem Übersichtsplan darge-
stellt. 

 
Der Bereich der 51. Änderung des Flächennutzungsplanes wird be-
grenzt: 
im Nordwesten:  von der Straße Zum Festplatz  
im Nordosten: von der Lübschen Straße 
im Südosten:  von der Parkanlage Köppernitztal 
im Südwesten: vom Festplatz Lübsche Burg  

 
 Der Geltungsbereich hat eine Fläche von ca. 11,39 ha. 
 
 
1.3. Einordnung der Planung 
 

Am 26.11.2009 beschloss die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar das 
Aufstellungsverfahren zur 51. Änderung des Flächennutzungsplanes  
„Umwandlung von gewerblicher Baufläche und Wohnbaufläche in 
Wohn- und Mischgebiet im Bereich Lübsche Burg Ost“ einzuleiten.  
 
Als in den Stadtorganismus integriertes Gebiet zwischen der Altstadt 
und dem Wohngebiet Wendorf sowie in günstiger Lage zur Hochschule,  
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zur Werft und zum Gewerbegebiet West hat sich der Bereich Lübsche 
Burg als prädestinierter Standort für eine Wohnnutzung erwiesen.  
Weitere positive Faktoren sind die benachbarte Freizeit- und Erho-
lungseinrichtungen Köppernitztal, Tierpark und der Bürgerpark (ehe-
maliges Gelände der Landesgartenschau) sowie die direkte Anbindung 
an das regionale und überregionale Verkehrsnetz. 
 
Nach dem Rückbau der ehemaligen Kasernenanlagen östlich der Straße 
zum Festplatz und dem  Vorliegen erster städtebaulicher Konzepte für 
die noch unbebaute Fläche soll die zulässige Nutzung als Wohn- und 
Mischgebiet neu definiert werden. 
Der am Festplatz gelegene Teil des Sondergebietes mit der Zweckbe-
stimmung Ausstellungen, Kommunikation und Veranstaltungen (ca. 
6.000 m²) ist in die Planung mit einzubeziehen. 
 
Ein entsprechendes Bauleitplanverfahren zur Änderung des Flächennut-
zungsplanes ist durchzuführen. 
 
Parallel zur 51. Änderung des Flächennutzungsplanes wird für das 
Plangebiet der Bebauungsplan Nr. 76/09 „Wohn- und Mischgebiet Lüb-
sche Burg Ost“ erarbeitet.   
 
 

1.4. Rechtsgrundlagen 
 

o Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert durch Art. 6 des 
Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) 

o Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunut-
zungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes zur Stärkung der Innenentwicklung vom 11. Juni 
2013 (BGBl. I S. 1548) 

o Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstel-
lung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58) zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 

o Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern in der Neufassung 
vom 18. April 2006 (GVOBl. M-V S. 102) zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes zur Bereinigung des Landes-UVP-Rechts und 
anderer Gesetze vom 20. Mai 2011 (GVOBl. M-V S. 323) 
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o Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
(KV M-V) vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777) 

 
 
1.5. Übergeordnete Planungen 
 

Eine der Grundlagen für die vorliegende Planung ist das Regionale 
Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) über das 
die entsprechende Landesverordnung am 31.08.2011 in Kraft getreten 
ist. 
Das RREP WM untersetzt für die Region Westmecklenburg die Ziele der 
Landesplanung und Raumentwicklung. 
 
Entsprechend dem RREP ist die Hansestadt Wismar als Mittelzentrum 
sowie Kernstadt im Stadt-Umland-Raum Wismar dargestellt. Letzteres 
wird hier u.a. so begründet: „Wismar ist mit seinem Seehafen sowie 
der Werft- und Holzindustrie das bedeutendste Wirtschaftszentrum 
Westmecklenburg“ sowie Tourismus- und Hochschulzentrum. „Insbe-
sondere in den Städten Schwerin, Wismar und Ludwigslust sollen Funk-
tionen des Städte- und Kulturtourismus weiter ausgebaut werden“. 
 
Die Definition Wismars als Mittelzentrum aus dem Landesraumentwick-
lungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (3.2.2 (3) LEP) wird im 
RREP WM wie folgt untersetzt:  
„Mittelzentren sollen als 
- Standorte für die Versorgung der Bevölkerung ihrer Mittelbereiche 
mit Gütern und Dienstleistungen des gehobenen Bedarfs 

- Regionalbedeutsame Wirtschaftsstandorte mit vielfältigem Arbeits- 
und Ausbildungsplatzangebot und 

- Einkaufszentren des gehobenen Bedarfs 
gestärkt und weiterentwickelt werden.“ 
 
Als Ziel der Raumordnung wurde formuliert (3.2.1 (5) RREP WM): 
“In der Hansestadt Wismar sind die oberzentralen Teilfunktionen als 
landesweit bedeutsamer Wirtschafts- und Handelsstandort, als See- 
und Hafenstadt und als Hochschulstandort zu sichern und zu entwi-
ckeln.“ Dies wird damit begründet, dass sich „die Hansestadt Wismar 
... aufgrund ihrer Größe und Bedeutung als Wirtschafts-, Handels-, 
Hochschul- und Kulturstandort deutlich von den anderen Mittelzentren 
des Landes und der Region ab[hebt]. Die oberzentralen Teilfunktionen 
sind insbesondere in diesen hervorgehobenen Bereichen weiter zu stär-
ken“. 
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Hinsichtlich der Siedlungsentwicklung sind im RREP WM unter Pkt. 4.1 
Siedlungsstruktur folgende Ziele bzw. Grundsätze der Raumordnung 
definiert: 
 
(2) Der Siedlungsbedarf ist vorrangig innerhalb der bebauten Ortslagen 
durch Nutzung erschlossener Standortreserven sowie Umnutzung und 
Verdichtung von Siedlungsflächen abzudecken... (Innen- vor Außen-
entwicklung) 
(3) Die Wohnbauflächenentwicklung soll bedarfsgerecht auf die Zentra-
len Orte konzentriert werden.  
(7) Bei der Ausweisung neuer Bauflächen soll auf eine rationelle Nut-
zung der Anlagen und Netze der sozialen und technischen Infrastruktur 
und auf möglichst geringe Wegeentfernungen zwischen den Woh-
nungsstandorten, Arbeitsstätten und Versorgungseinrichtungen geach-
tet werden. 
(10) Um Entwicklungsimpulse insbesondere aus der Metropolregion 
Hamburg .... aufnehmen zu können, sollen in den betreffenden Zentra-
len Orten und Siedlungsschwerpunkten die erforderlichen Bauflächen-
angebote und infrastrukturellen Voraussetzungen geschaffen werden. 
 
Neben der Aufstellung des RREP WM obliegt dem Regionalen Planungs-
verband Westmecklenburg entsprechend § 20 a LPlG M-V auch „die 
Verwirklichung der darin enthaltenen Ziele und Grundsätze der Regio-
nalplanung". Dem entsprechend werden Strategien der Umsetzung 
aufgezeigt. So wird als eines der Instrumente zur Bewältigung der 
Auswirkungen des demografischen Wandels auf den Wohnungs- und 
Städtebau die Steuerung des integrativen Stadtumbaus genannt. „Eine 
geeignete Grundlage ... [hierfür] bilden Integrierte Stadtentwicklungs-
konzepte“.  
 
Ein solches Integriertes Stadtentwicklungskonzept (ISEK) liegt für die 
Hansestadt Wismar vor. Dessen 2. Fortschreibung ist am 26.09.2013 
von der Bürgerschaft beschlossen worden. 
In der Analyse zu den freien Wohnbaukapazitäten ist dargelegt, dass 
derzeit bis 2020 innerhalb der Hansestadt Wismar ein Fehlbedarf an 
Wohnbauflächen (rechtskräftige Bebauungspläne mit Erschließung) für 
329 Wohneinheiten besteht.  
Basierend auf der Prognose der wohnungsnachfragenden Haushalte ist 
insbesondere für den Teilmarkt „Einfamilien-/Doppel-/Reihenhaus“ von 
folgendem Bedarf auszugehen: 

2015  190 WE 
 2020  210 WE 

2025    70 WE 
 
 



HANSESTADT WISMAR, BAUAMT, ABTEILUNG PLANUNG 
BEGRÜNDUNG ZUR 51. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 
IM BEREICH LÜBSCHE BURG OST 
______________________________________________________________________________________________ 

______________________________________________________________________________________________ 
 
PLANUNGSSTAND: ABSCHLIESSENDER BESCHLUSS                                      FEBRUAR 2016                              
  

                              

7

 
Bezüglich der Funktionalität innerhalb des Stadtgebietes ist der Stadt-
teil Wismar West, in dem sich das Wohngebiet befindet, auf dem 2. 
Rang hinter der historischen Altstadt (ISEK, Tabelle 19). Hierfür sind 
vor allem die Bewertungen bereits vorhandener Einrichtungen wie Ein-
zelhandel, Sport-/Freizeiteinrichtungen, Spielplätze, Kindertagesstätte 
und Gesundheit in überdurchschnittlicher sowie Altersgerechte Wohn-
formen und Sonderangebote (z.B. ehem. Gartenschaugelände und 
Tierpark) ausschlaggebend.  
Besonders hervorzuheben ist auch die Bewertung der Indikatorengrup-
pe „Verkehr“, die mit einer besonders guten Anbindung des Stadtteils 
an Bundesstraßen sowie das Radwegenetz zu einem 2. Rang hier in-
nerhalb des Stadtgebietes führt (ISEK, Tabelle 15). 
 
Im Gesamtergebnis der indikatorengestützten Stadtteilanalysen (ISEK, 
Pkt. 4.4.3) ist festzustellen, dass lt. Ranking der Stadtteile (ISEK, Ta-
belle 21) der Stadtteil Wismar West im Bereich Städtebau (Lagequalität 
der Wohngebiete, Verkehr und Funktionalität) den 1. Rang mit 42,9 
Punkten belegt (Durchschnittswert Hansestadt Wismar 35,0). 
Im Bereich Wohnungswirtschaft wird mit 33,8 Punkten jedoch nur der 
6. Rang eingenommen (Durchschnittswert Hansestadt Wismar 35,0). 
Hier ist ein Bedarf zur Ausweisung von Baulandsreserven anzunehmen, 
dies auch insbesondere zur Nutzung der städtebaulich hervorragenden 
Voraussetzungen.  
 
Bei der Festlegung von Schwerpunktgebieten für die weitere Stadtent-
wicklung (ISEK, Pkt. 5) ist der Bereich Lübsche Burg dem Gebietstyp 
IV (Stadtentwicklungsgebiet mit abnehmendem, nur noch punktuellem 
Handlungsbedarf) zugeordnet: 
„Der Bereich der Entwicklungsmaßnahme „Lübsche Burg“ ist im Stadt-
teilgebiet Lübsche Burg des Stadtteils Wismar West auf einem Teil des 
ehemaligen GUS-Geländes gelegen. Ziel der Entwicklungsmaßnahme 
war und ist die Sanierung des Gebietes der ehemaligen militärischen 
Liegenschaft und Zuführung einer neuen Nutzung. 
In den vergangenen Jahren sind hier eine Vielzahl von neubau- und 
Gestaltungsmaßnahmen realisiert worden. Ein neues Wohngebiet wur-
de erschlossen, welches mittlerweile vollständig bebaut ist. Die Haupt-
erschließungsstraße, Geh- und Radwege wurden fertiggestellt. Im März 
2012 wurde das Pflegezentrum Lübsche Burg mit 84 vollstationären 
Plätzen, 21 WE des Betreuten Wohnens und 14 Tagespflegeplätzen er-
öffnet. Diese städtebaulich wirkenden Maßnahmen dienen direkt der 
Verbesserung der Wohnqualität und der sozialen Infrastruktur. 
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Eine bedeutende Maßnahme ist ... die Ansiedlung des Technischen Lan-
desmuseums (Verlagerung von Schwerin nach Wismar) im Rahmen der 
städtebaulichen Gesamtmaßnahme „Lübsche Burg“. Das [ehemalige] 
Stabsgebäude soll diese überregionale Nutzung aufnehmen .... 
Für das neue Wohngebiet „Lübsche Burg Ost“ befindet sich die B-Plan-
Aufstellung in Vorbereitung. Empfohlen wird hochwertiges Wohnen.“ 
 
Als strategische Ziele, Handlungsfelder und Schwerpunkte der Stadt-
entwicklung, Entwicklungsziele und Maßnahmen zur gesamtstädtischen 
Zielerreichung werden im ISEK (ISEK, Pkt. 6) u.a. genannt: 

� Grundsatz: Innen- vor Außenentwicklung – Schaffung von attrak-
tiven Wohnbauflächen auf in den Stadtorganismus integrierten 
Standorten 

� Stärkung der Stadt als Zentrum für Bildung, Wissenschaft, Han-
del, Dienstleistung und Verwaltung mit überregionaler Bedeutung 

� Ausbau der sozialen, verkehrlichen und technischen Infrastruktur 
unter Beachtung von Barrierefreiheit und Energieeffizienz 

� Zukunftssicherung des Wirtschaftsstandortes Wismar 
 

Zum Handlungsfeld Städtebau und Wohnen wurden im ISEK u.a. fol-
gende Schwerpunkte entwickelt, die auch hier bei der weiteren Planung 
zu beachten sind: 

� Umsetzung zeitgemäßer Architektur ... unter Beachtung moder-
ner Ansprüche und Anforderungen (Barrierefreiheit, Energieeffi-
zienz) 

� Aktivierung brach liegender Innenbereiche. 
 

Als Maßnahme zu diesem Handlungsfeld ist im ISEK explizit dargestellt: 
� Entwicklung der Wohn- und Mischfläche Lübsche Burg Ost 

 
Auch die Aussagen zu den anderen Handlungsfeldern lt. ISEK wie Wirt-
schaft und Verkehr, Bildung, Wissenschaft und Soziales sowie Touris-
mus, Kultur und Freizeit sind bei der Planung des Standortes zu be-
rücksichtigen, beispielsweise: 

� Stärkung des Dienstleistungsgewerbes, Sicherung bestehender 
Verwaltungsstrukturen (z.B. als Angebot im künftigen Mischge-
biet) 

� Stärkung des Hochschulstandortes 
� Erhalt und Ausbau sozialer Infrastruktur unter Berücksichtigung 
der demografischen Veränderungen (z.B. durch Angebote für 
Mehrgenerationenwohnen) 

� Aufwertung öffentlicher Räume 
� weiterer Ausbau des Technischen Landesmuseums 
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1.5. Planungsabsichten und Ziele 
 

Mit der Aufstellung der 51. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie 
des im Parallelverfahren zu erarbeitenden Bebauungsplanes Nr. 76/09 
sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines 
Wohn- und Mischgebietes auf einem ehemaligen Kasernengelände an 
einem in den Stadtorganismus integrierten Standort geschaffen wer-
den. 
 
Das künftige Wohn- und Mischgebiet zeichnet sich durch eine beson-
ders günstige Lage aus. Es ist verkehrstechnisch sehr gut über die Lüb-
sche Straße (ehem. B 105) sowie die Westtangente erschlossen. Die 
historische Altstadt mit ihren zentralen Funktionen ist direkt mit dem 
Öffentlichen Personennahverkehr oder fußläufig (ca. 1,5 km) erreich-
bar.  
Insbesondere die in unmittelbarer Nachbarschaft zum Plangebiet gele-
genen Naherholungsgebiete (Bürgerpark, Tierpark, Parkanlage Köpper-
nitztal), kulturelle Angebote (Technisches Landesmuseum) sowie nahe-
gelegene Arbeitsstätten (Nordic Yards, Gewerbegebiet West, Fachhoch-
schule) machen das Gebiet zu einem prädestinierten Wohnstandort. 
Kindertagesstätte, Seniorenheim sowie eine Nahversorgungseinrich-
tung sind im Nahbereich bereits vorhanden. 

 
 
2. Planinhalt 
2.1. Allgemeines Wohngebiet 

 
Der überwiegende Teil des Plangebietes wird gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 3 
BauNVO als Allgemeines Wohngebiet dargestellt. 
Die planerischen Erfordernisse sowie die Eingriffe in Natur und Land-
schaft, die mit der Ausweisung als Wohngebiet verbunden sind, werden 
in dem parallel zum Verfahren zur 51. Änderung des Flächennutzungs-
planes durchzuführenden Bauleitplanverfahren zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 76/09 „Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“ 
im Detail geprüft und bearbeitet. 
Hier liegen bereits folgende Untersuchungen vor: 
- Altlastengutachten 
- Faunistische Bestandserfassung und Artenschutzrechtlicher Fachbei-
trag 

- Schallschutzgutachten 
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Altlasten 
In der Altlastenkarte der Hansestadt Wismar ist die gesamte ehemalige 
GUS-Liegenschaft, auf der sich das Plangebiet befindet, aufgrund sei-
ner Vornutzung bis zum Abzug der GUS-Truppen 1993 mit der Nr. AS 
130 gekennzeichnet. 2004 erfolgte der Abbruch des Objektes ein-
schließlich Kellergeschoss, Fundamente, Montagegruben sowie die „Sa-
nierung sonstiger Schadstoffe“ und die Entsorgung schadstoffbelasteter 
Baumaterialien. 
Innerhalb des Plangebietes – und hier speziell im Bereich des künftigen 
Wohngebietes – ist zudem unter der Nr. AS 113 (Heizhaus, ungeordne-
te Ablagerung) die Altlastenverdachtsfläche Nr. 24 vermerkt. Zur Un-
tersuchung dieser Fläche wurde durch die Grundstückseigentümerin 
(Bundesanstalt für Immobilienaufgaben) der Betrieb für Bau- und Lie-
genschaften M-V, Geschäftsstelle Schwerin beauftragt. Zuarbeiten zu 
dieser Untersuchung lieferten das Ingenieurbüro Dr. Busch, Ivers, Dr. 
Wobschal, Wismar sowie als Gutachter die Kiwa Control GmbH, Kessin. 
Das Untersuchungsergebnis wurde mit Schreiben vom 17.07.2013 ü-
bergeben.  
Im Bereich der Altlastenfläche Nr. 24 befindet sich eine Kohlengrusab-
lagerungsfläche mit einer Fläche von 4.824,00 m² und einer durch-
schnittlichen Mächtigkeit von 0,57 m (Mengenansatz 2.750 m³).  
Zudem wurden im Bereich des Grundstücks Fundamentreste mit einem 
Mengenansatz von insgesamt 525 m³ festgestellt.  
Nach Beseitigung dieser Altlasten, die im Rahmen der Erschließungs- 
und bauvorbereitenden Arbeiten für das Plangebiet erfolgen soll, ist ei-
ne schadstofffreie Nutzung der betroffenen Grundstücke möglich.  
 
Es ist davon auszugehen, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse bei Ausweisung eines Wohngebietes im Flä-
chennutzungsplan erfüllt sind. 
 

 
2.2. Mischgebiet 
 

Entlang der Lübschen Straße wird in Fortführung der im Flächennut-
zungsplan westlich des Plangebietes dargestellten Mischgebietsfläche 
auch hier gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 6 BauNVO eine solche ausgewiesen. 
Analog der Erläuterungen unter 2.1. Allgemeines Wohngebiet liegen 
auch für das Mischgebiet Untersuchungen vor, die im Rahmen des Bau-
leitplanverfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 76/09 
„Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“ erstellt wurden. Die im 
Schallgutachten erläuterten höheren Vorbelastungen durch Verkehrs-
lärm (Lübsche Straße) sowie Gewerbelärm (Nordic Yards) wurden mit 
der Darstellung des Bereiches als Mischgebiet berücksichtigt. 
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3. Umweltbericht 
 

Der Umweltbericht für das Plangebiet wurde im Rahmen des parallel 
zum Verfahren zur 51. Änderung des Flächennutzungsplanes durchzu-
führenden Bauleitplanverfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 76/09 „Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“ erstellt und geht 
hier teilweise speziell auf die verbindliche Bauleitplanung ein. 

 
 
3.1. Einleitung  
 

Am 26.11.2009 beschloss die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar die 
Einleitung der Bauleitplanverfahren zur 51. Änderung des Flächennut-
zungsplanes „Umwandlung von gewerblicher Baufläche und Wohnbau-
fläche in Wohn- und Mischgebiet im Bereich Lübsche Burg Ost“ sowie 
der verbindlichen Bauleitplanung für diesen Bereich: Bebauungsplan 
Nr. 76/09 „Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“.  
Mit der Erstellung des Umweltberichts zu den Planverfahren wurde das 
Büro dsi, Gelsenkirchen beauftragt. Darüber hinaus wurde eine speziel-
le artenschutzrechtliche Prüfung der Artenschutzbelange gemäß § 44 
BNatSchG als weiterer umweltrelevanter Planungsbeitrag erarbeitet. 
Die Ermittlung der erforderlichen naturschutzrechtlichen Ausgleichs-
maßnahmen erfolgte durch das Büro Adolphi & Rose, Kahlenberg. 
 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar stellt den 
Geltungsbereich der 51. Änderung größtenteils als gewerbliche Bauflä-
che sowie als Wohnbaufläche dar. Mit der Änderung des Flächennut-
zungsplanes ist die Darstellung als Wohn- und Mischgebiet vorgesehen. 
Die vorliegende Planungsabsicht lässt nach erster Einschätzung keine 
erheblichen und schweren Beeinträchtigungen bzw. Störungen in der 
Funktions- und Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes erwarten. 

 
 
3.2. Ziele des Umweltschutzes und ihre Berücksichtigung 
 

Die Ableitung und Darlegung der Ziele des Umweltschutzes dienen dem 
Vergleich mit den Zielen der Bauleitplanung, um zu dokumentieren, in-
wieweit umweltfachliche Ziele berücksichtigt wurden. Offensichtliche 
Zielwidersprüche sind Ansatzpunkte für Vermeidungs- und Minde-
rungsmaßnahmen sowie für die Alternativenprüfung. Ferner sind die 
Ziele des Umweltschutzes eine Grundlage für eine fachgerechte Abwä-
gung.  
Aus der nachfolgenden Analyse der Umweltauswirkungen ergibt sich 
die Art und Weise, wie die im folgenden dargelegten Ziele  
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berücksichtigt werden. Dabei ist festzuhalten, dass die Ziele der Fach-
gesetze einen bewertungsrelevanten Rahmen rein inhaltlicher Art dar-
stellen, während die Zielvorgaben der Fachpläne über diesen inhaltli-
chen Aspekt hinaus auch konkrete in der verbindlichen Bauleitplanung 
räumlich zu berücksichtigende Festsetzungen vorgeben. Die Ziele der 
Fachgesetze stellen damit gleichzeitig aber auch den Bewertungsrah-
men für die einzelnen Schutzgüter dar. So werden z.B. bestimmte 
schutzgutspezifischen Raumeinheiten (z.B. Biotope, Bodentypen, Kli-
matope etc.) auf der Grundlage der jeweiligen gesetzlichen Vorgaben 
bewertet. Böden mit beispielsweise bedeutungsvollen Funktionen für 
den Naturhaushalt erfüllen die Vorgaben des Bodenschutzgesetzes in 
besonderer Weise, d.h. hier existiert ein hoher Zielerfüllungsgrad. So-
mit spiegelt sich der jeweilige Zielerfüllungsgrad der fachgesetzlichen 
Vorgaben auch in der Bewertung der Auswirkungen wider, denn je hö-
her die Intensität einer spezifischen Beeinträchtigung des Vorhabens 
auf eine bedeutungsvolles Schutzgut ist, umso geringer ist die Chance, 
die jeweiligen gesetzlichen Ziele zu erreichen. Damit steigt gleichzeitig 
die Erheblichkeit einer Auswirkung, bei Funktionen mit hoher oder sehr 
hoher Bedeutung immer dann auch über die jeweilige schutzgutbezo-
gene Erheblichkeitsschwelle.  
 
Wesentliche Grundsatzziele des Umweltschutzes beziehen sich natur-
gemäß auf den Schutz der Werte und Funktionen sowie auf die Ver-
meidung und Verminderung von Beeinträchtigungen. Der Planungspro-
zess zur Aufstellung der Bauleitpläne wurde intensiv mit den Fachbe-
hörden abgestimmt. Hierdurch konnte die Planung soweit optimiert 
werden, das Beeinträchtigungen erheblich vermindert oder ganz ver-
mieden werden.  

 
 
3.3. Analyse des Umweltzustandes und Prognose über die Entwick-

lung des Umweltzustandes 
  (Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB) 
 
3.3.1.  Schutzgut menschliche Gesundheit 
 
  Bestandsbeschreibung und –bewertung 

Unter dem Schutzgut „menschliche Gesundheit“ werden die Wohn-, 
Wohnumfeld-, Erholungs- und Freizeitfunktionen betrachtet, weil diese 
Faktoren einen maßgeblichen Einfluss auf die Gesundheit und das 
Wohlbefinden des Menschen haben. Wert- und Funktionselemente von 
besonderer Bedeutung sind demnach Wohngebiete sowie Flächen und 
Infrastrukturen für die naturnahe Erholung, die Freizeitgestaltung oder 
mit Wohnumfeldfunktionen.  
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Im Geltungsbereich befinden sich derzeit keine Wohnstandorte. Als Ob-
jekt mit Wohnumfeldfunktion ist am Südrand eine Kindertagesstätte 
gelegen.  
Westlich und nördlich des Geltungsbereiches grenzen Mischgebiete 
(incl. Seniorenheim) bzw. Wohnbauflächen (lt. FNP) an.  
Südöstlich befindet sich eine größere Freifläche für Veranstaltungen 
(„Festplatz“). Jenseits des Festplatzes liegt der Bürgerpark (ehemalige 
Landesgartenschau 2002), der in östliche Richtung in den Grüngürtel 
im Köppernitztal übergeht, der u.a. den Tierpark beherbergt.  
Die südlich und östlich des Geltungsbereichs anschließenden Bereiche 
weisen somit eine besondere Bedeutung für die Erholungs- und Wohn-
umfeldfunktion auf.  
 
Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen, seine Ge-
sundheit und die Bevölkerung insgesamt bei Durchführung des 
Plans 
Die vorhandenen Bereiche mit Wohn-, Wohnumfeld- und Erholungs-
funktionen werden durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt. Erhebliche 
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit sind nicht zu erwarten. 
 
Zur Beurteilung der vorhandenen Vorbelastungen hinsichtlich ihrer 
Auswirkungen auf die geplanten Wohnbebauung wurden im Rahmen 
einer separaten schalltechnischen Untersuchung die Auswirkungen des 
Gewerbe-, des Freizeit- und des Verkehrslärms auf das geplante Vor-
haben untersucht.   
 
Beurteilung des Gewerbelärms nach TA Lärm 
Es wurden die Emissionen der nördlich gelegenen Werft und des nahe-
gelegenen Baumarkts berücksichtigt. 
Die Untersuchungen zeigen, dass im Norden des als allgemeines 
Wohngebiet (WA) festgesetzten Bereiches, nachts Überschreitungen 
der Immissionsrichtwerte auf einer Fläche von ca. 5.000 m² durch den 
Betrieb der Werft auftreten. 
 
Beurteilung des Freizeltlärms nach Freizeitlärmrichtlinie 
Als maßgebliches Schallereignis wurde ein Open-Air-(Rock)Konzert mit 
einer Zuschauerfläche von ca. 700 m² im Bereich des südlich des Gel-
tungsbereichs anschließenden Veranstaltungsgeländes angenommen. 
Es ergeben sich abends erhebliche Überschreitungen der Richtwerte  im 
geplanten allgemeinen Wohngebiet (WA). 
 
Beurteilung des Verkehrslärms nach DIN 18005 
Es wurde der bestehende Verkehr der Lübschen Straße und der Straße 
Zum Festplatz angesetzt. Hier ergeben sich Überschreitungen der  
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Orientierungswerte entlang der Lübschen Straße und der Straße Zum 
Festplatz. 
Durch die Überschreitungen der (Immissions-)Richt- und Orientie-
rungswerte durch den vorhandenen Verkehrs-, Gewerbe- und Freizeit-
lärm sind erhebliche Auswirkungen auf die betroffenen Teile der ge-
planten Bebauung zu erwarten.  

 
 
3.3.2.  Schutzgüter Tiere und Pflanzen / Biologische Vielfalt 

 
  Bestandsbeschreibung und –bewertung 

 
Biotope 
Der Geltungsbereich wird durch die große zentrale Freifläche mit rude-
ralen Staudenfluren frischer bis trockener Mineralstandorte (RHU) ge-
prägt; in Teilbereichen haben sich Siedlungsgebüsche mit heimischen 
Gehölzarten (PHX) entwickelt. In den Randbereichen des Geltungsbe-
reichs sind flächige, zum Teil ältere Gehölzbestände vorhanden. Am 
Südwestrand im Bereich einer Garagen- und Schuppenzeile stehen auf 
der Rückseite der Gebäude sowie entlang der Straße Zum Festplatz an 
der Westgrenze wiederum Siedlungsgebüsche und junge Pioniergehölze 
überwiegend einheimischer Arten (PHX). Die Straße Zum Festplatz wird 
von einer jungen Lindenallee (BAJ) bzw. einer einseitigen jungen 
Baumreihe (BRJ) gesäumt. Ältere Gehölze sind am Nord- und Ostrand 
des Geltungsbereichs vorhanden. Es handelt sich neben alten Pappeln 
(PWY) und einigen Rosskastanien mit Brusthöhendurchmessern von bis 
zu ca. 100 cm um verschiedene Ahornarten mit bis zu ca. 50 cm 
Durchmesser (PWX). Nach Aufgabe der Nutzung vor ca. 20 Jahren hat 
sich ein dichter Unterwuchs aus jungen Bäumen, insbesondere Ahorn-
arten, und einheimischen Straucharten etabliert. An der Nordostecke 
befinden sich als Relikte der früheren Nutzung noch zwei niedrige, bau-
fällige Gebäude und eine Garagenanlage. Nach Osten schließt sich au-
ßerhalb des Geltungsbereichs das Köppernitztal mit einem alten Bu-
chen-Eichenwaldbestand an den Geltungsbereich an.  
 
Geschützte Biotope 
Nach § 19 LNatG M-V sind die Alleen und einseitigen Baumreihen ent-
lang von Verkehrswegen geschützt. Unter diesen Schutz fallen die 
Baumreihen und Alleen entlang der den Geltungsbereich im Norden 
und im Westen begrenzenden Verkehrswege (Lübsche Straße und Stra-
ße Zum Festplatz). 
 
Zur Ermittlung des Eingriffs und zur Ableitung des Kompensationsbe-
darfs für das Schutzgut Pflanzen wurde die landeseinheitliche Bewer-
tungs- und Bilanzierungsmethode nach den Hinweisen zur Eingriffs- 
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regelung, LUNG 1999 angewandt. Die Ermittlung erfolgte durch das Bü-
ro Adolphi & Rose nach Vorarbeit durch das Büro dsi. 
Die Bestandsdarstellung der Biotop- und Nutzungstypen beschränkt 
sich auf Eingriffsflächen, die mit der Errichtung des neuen Wohn- und 
Mischgebietes verloren gehen: 
 
Zu 10.2.1 Ruderale Trittflur 
Ca. 45 % des gesamten B-Plangebietes sind durch die Ruderale Tritt-
flur gekennzeichnet. Nach Abbruch und Beräumung der militärischen 
Einrichtungen hat sich auf der freigewordenen Fläche eine ruderale 
Trittflur entwickelt, die stark durch den Bewuchs mit Gräsern und nit-
rophylen Pflanzenarten geprägt ist.  

 
Bewertung: 
Die Flächen werden überplant und vollständig in Anspruch genommen. 
Gemäß der Beurteilung des Büros dsi wird diese Trittflur (Biotoptyp 
10.2.1) nach Anlage 9 der Eingriffsregelung mit dem Biotopwert 0,5 
bewertet. Für die Errichtung des neuen Wohn- und Mischgebietes ge-
hen 43.528 m² dieses Biotoptyps verloren. 

 
Zu 13.2.1 Siedlungsgebüsch aus heimischen Gehölzarten 
Ca. 25 % der Fläche des Vorhabensgebietes sind mit Sträuchern heimi-
scher Gehölzarten bestanden.  

 
Bewertung: 
Die Flächen werden überplant und vollständig in Anspruch genommen. 
Der Biotopwert der Flächen wird mit 1 eingestuft. 

 
Zu 14.8.4 Militärobjekt 
Ca. 30 % der Fläche des neuen Vorhabensgebietes sind dem Biotoptyp 
14.8.4 Militärobjekt zuzuordnen. Die restlichen bebauten und versiegel-
ten Flächen werden vollständig zurück gebaut, ordnungsgemäß ent-
sorgt oder einer Wiederverwendung zugeführt.  

 
Bewertung: 
Der Biotopwert der Flächen wird mit 0 eingestuft. Der Rückbau dieser 
Flächen und die bereits in der Vergangenheit zurückgebauten Flächen 
werden als Ausgleichsmaßnahme für die Entsiegelung bei der Ermitt-
lung des verbleibenden Kompensationserfordernisses angerechnet. 
 
Fledermausfauna 
Im Untersuchungsgebiet (UG) konnten insgesamt fünf Fledermausarten 
eindeutig festgestellt werden. Diese Artenanzahl kann als durchschnitt-
lich angesehen werden und deutet auf eine eher mäßige Naturraum-
ausstattung hin. Alle fünf Arten kommen in Mecklenburg-Vorpommern  
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und Deutschland noch relativ häufig vor. Der am meisten von Fleder-
mäusen frequentierte Bereich war der Gehölzbereich im Nordosten und 
hier insbesondere die östliche Kante zur Straße. 

 
Tabelle:  Übersicht über die nachgewiesenen Fledermausarten im Gebiet 

deutscher Artname wiss. Artname Rote Liste 
       M-V 

Anzahl der 
Nachweise 

Breitflügelfledermaus Eptesicus serotinus 3 28 
Großer Abendsegler Nyctalus noctula 3 13 
Zwergfledermaus Pipistrellus pi-

pistrellus 
4 52 

Mückenfledermaus Pipistrellus pyg-
maeus 

4 34 

Rauhautfledermaus Pipistrellus nathusii 3 41 
unbest. Pipistrellusarten  Pipistrellus spec.  37 

 
Insgesamt wurden 205 Fledermausnachweise im Geltungsbereich er-
bracht. Am häufigsten wurde die Zwergfledermaus nachgewiesen, ge-
folgt von der Rauhautfledermaus. Um erste Anhaltspunkte über die Po-
pulationsgröße zu erhalten, können die Anzahlen der Tiere einer Art 
gewertet werden, die gleichzeitig nachgewiesen werden konnten. So 
wurden bei der Zwergfledermaus gleichzeitig drei und bei der Rauhaut-
fledermaus gleichzeitig zwei Exemplare beobachtet. Bei den übrigen 
Arten wurden nur Einzeltiere festgestellt. Die Untersuchung ergab 
demzufolge, dass zwar mehrere Fledermausnachweise erbracht wur-
den, aber im Gebiet nur einige wenige Einzeltiere vorkommen. Eine 
Wochenstube (Quartier, wo die Weibchen ihre Jungen bekommen und 
aufziehen) oder ein Rastquartier (Quartier, wo sich mehrere Fleder-
mäuse auf dem Durchzug im September aufhalten) kann im Gebiet 
ausgeschlossen werden. 

Als nachtaktive Tiere verbringen Fledermäuse den Tag an ungestörten 
und relativ dunklen Plätzen. Neben den waldbewohnenden Fledermäu-
sen, (Rauhaut- und  Mückenfledermaus sowie Großer Abendsegler) die 
ihre Quartiere meist in Baumhöhlen oder hinter loser Rinde haben, gibt 
es gebäudebewohnende Fledermäuse (Breitflügel- und Zwergfleder-
maus), die Dachböden sowie die fugen-, spalten- oder nischenförmige 
Quartiere an den Häusern nutzen. Diese liegen v.a. sonnenexponiert 
hinter Holz- und Wandverkleidungen, in Dach- und Mauerritzen sowie 
in Ritzen über Türen und Fenstern.  
Die Suche nach Fledermausquartieren erbrachte, dass die Baumhöhlen 
bewohnenden Arten mehrere geeignete Quartiere im Gebiet finden, 
während es für die gebäudebewohnenden Arten einen Quartiermangel  
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gibt. Es sind zwar in den unbewohnten Häusern zahlreiche Höhlungen 
und Spalten vorhanden, aber diese sind aufgrund der Beschattung an-
grenzender Gehölze nicht mehr sonnenexponiert und weisen damit 
nicht die notwendige Wärme in den Quartieren auf. Es kann zwar 
grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden, dass einzelne Tiere (meist 
nur Männchen) in den Gebäuden gelegentlich ihren Tagesschlafplatz 
haben, aber als Wochenstube sind die Quartiere in den Gebäuden un-
geeignet. Bei der aktuellen Kartierung konnte keine Fledermaus beo-
bachtet werden, die aus den unbewohnten Gebäuden geflogen ist. Die 
gebäudebewohnenden Arten, die im UG erfasst wurden, können ihre 
Quartiere auch im benachbarten Wohnhäusern haben und das Gebiet 
lediglich als Jagdgebiet nutzen. 
 
Tabelle: Dokumentation der potentiellen Fledermausquartiere an Bäumen im Geltungsbereich (zeichneri-

sche Darstellung vgl. Biotopbestandskarte – verbindliche Bauleitplanung) 

 

Nr.  Baumart Lage der Höhle Art der Höhle Eignung  
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Im Folgenden wird auf die einzelnen Arten kurz eingegangen: 
 

Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) 
Die Art wurde nur im Nordosten nachgewiesen. Es handelte sich dabei 
stets um Einzeltiere, die aus östlicher Richtung ins Gebiet geflogen 
sind. 

 
Großer Abendsegler (Nyctalus noctula) 
Nachweise konnten über der Brachfläche im Zentrum sowie entlang des 
Gehölzstreifens im Osten erbracht werden. Dabei handelte es sich nur  
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um Einzeltiere, die meist das Gebiet in einer Höhe von etwa 30 m über-
flogen haben. Das Quartier wird außerhalb des Gebietes vermutet. Mit 
13 Nachweisen wurden dementsprechend auch nur relativ wenige A-
bendsegler erfasst. 

 
Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) 
Sie wurde im gesamten Geltungsbereich nachgewiesen, bevorzugt aber 
als Jagdgebiet den nordöstlichen Waldbereich. 

 
 Mückenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus) 

Eindeutige Nachweise der Art im UG gelangen nur im nordöstlichen 
Waldbereich, in Höhe der Garagen.  

 
 Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) 

Im Geltungsbereich wurde die Art meist beim Jagen an der Waldkante 
im Osten beobachtet. Sie nutzte aber auch gelegentlich die Brachfläche 
im Zentrum. Es kann von einer flächendeckenden Verbreitung der Art 
ausgegangen werden. Quartiere wurden nicht entdeckt, sie werden a-
ber im Bereich des angrenzenden Waldes im Osten vermutet. Die Rau-
hautfledermaus gehört zu den fernwandernden Arten und ein Großteil 
der Population verlässt im September das UG meist in SW Richtung 
und kehrt erst im Frühjahr wieder zurück.  

 
 

Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen / Biologi-
sche Vielfalt bei Durchführung des Plans 
 
 Zum Schutz der im Plangebiet auftretenden Tierpopulation (Fledermäu-
se, Brutvögel) werden im Bebauungsplan Festsetzungen zu Vermei-
dungsmaßnahmen getroffen. Bei Einhaltung dieser Maßnahmen sind 
keine Beeinträchtigungen zu erwarten, die die Verbotstatbestände des 
§ 44 BNatSchG auslösen würden. 
 

 Eingriff in den Baumbestand 
Der Baumbestand des Untersuchungsraumes wurde im Zusammenhang 
mit der Biotop- und Nutzungskartierung gemäß Baumschutzkompensa-
tionserlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Verbrau-
cherschutz vom 15.10.2007 für das Plangebiet erhoben. 

 
Bewertung: 
Der Gehölzbestand <100 cm Stammumfang des Plangebietes stellt 
jüngeren und damit nicht geschützten Gehölzbestand dar.  

 
Vor Baubeginn werden neben den nach § 18 LNatSchAG M-V gesetzlich 
geschützten und im Lageplan dargestellten Bäumen auch ungeschützte  
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Bäume sowie Jungwuchs aus Bäumen und Sträuchern auf den Gelände-
flächen beseitigt. Die auf dem Gelände stehenden großen Hybridpap-
peln sind nach LNatSchAG M-V  §18 (1) Abs. 3 nicht geschützt. Sie 
werden in der Tabelle der zu fällenden Bäume mit aufgelistet, sind aber 
nicht auszugleichen. 
 
Die mehrstämmigen geschützten Bäume werden je gemessenem 
Stämmling addiert und der Ausgleich entsprechend der Summe des 
Stammumfanges berechnet. 

 
Die Fällung der geschützten Bäume ist nach dem Kompensationserlass 
2007 je nach Größe des Stammumfanges im Verhältnis von 1:1, 1:2 
und 1:3 auszugleichen. Der Eingriff in die zu fällenden geschützten 
Bäume kann durch die Anpflanzung von 96 Stück neuen hochstämmi-
gen Bäumen in der Qualität 3xv, mDb, STU 16-18 cm ausgeglichen 
werden. 
 
Eingriff in flächige Biotope 
Mit der beabsichtigten Planung kommt es zum dauerhaften Verlust flä-
chiger Biotope und zur dauerhaften Vollversiegelung von Bodenflächen. 
Der Eingriff in den Naturhaushalt des untersuchten Gebietes kommt 
durch die flächenhafte Inanspruchnahme von 25.912 m² der vorhan-
denen heimischen Siedlungsgebüsche (Biotoptyp 13.2.1) und von 
43.528 m² Ruderaler Trittflur (Biotoptyp 10.2.1) zustande.  
 
Für das neue Baugebiet werden insgesamt 50.426 m² Fläche für die 
Bebauung und 16.819 m² für Verkehrs- und Versorgungsflächen voll-
flächig versiegelt. 
 
Eingriffs-/Ausgleichsbilanz 
Die vorgelegte Eingriffs-/Ausgleichsbilanz bezieht sich auf die Eingriffs-
fläche des Bebauungsplangebietes mit Bau-, Verkehrs- und Grünflä-
chen.  

 
Der Eingriff in den Naturhaushalt bleibt auf die zur Errichtung des 
Wohn- und Mischgebietes  vorgesehenen notwendigen Versiegelungen 
beschränkt. Der flächige Biotopverlust betrifft ausschließlich die Rude-
rale Trittflur und die heimischen Siedlungsgebüsche. Mit dem Verlust 
der Biotope wird die Flächeninanspruchnahme für vollflächige Boden-
versiegelungen vorbereitet. Die betroffenen Flächen wurden nach der 
Anlage 9 der Eingriffsregelung ermittelt und der Wertstufe 1 für ein-
heimische Siedlungsgebüsche, Biotopwert 0,5 für die Ruderale Trittflur 
und Biotopwert 0 für die versiegelten Flächen des Militärobjektes zuge-
ordnet.  
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Um die Werte und Funktionen des Naturhaushaltes wieder herzustellen 
ist als Kompensationserfordernis das 1-fache der beeinträchtigten Flä-
che anzurechnen. Durch den mit der Baumaßnahme verursachten Ein-
griff werden Flächen beeinträchtigt, so dass sich der nachfolgende 
Kompensationsbedarf ergibt. 

 
Es errechnet sich für die Biotop- und Funktionsverluste ein Flächen-
äquivalent/m² von 35.757 Wertpunkten. 
Für den Eingriff durch die Flächenversiegelung errechnet sich ein Flä-
chenäquivalent/m² von 25.217 Wertpunkten. Für die vollflächig neu 
versiegelten Flächen wurde ein Versiegelungszuschlag von 0,5 berech-
net. Wegen der Nähe des Eingriffsgebietes zu befahrenen Straßen wird 
ein Korrekturfaktor von 0,75 für die Flächenbeeinträchtigung der vor-
handenen Biotope bei der Berechnung des Flächenäquivalentes berück-
sichtigt. 

 
 Eingriffsminderung 

Nach Fertigstellung aller Baumaßnahmen werden die Vegetationsflä-
chen in Nähe der Bauflächen mittels gärtnerischer Gestaltung für An-
pflanzungen und Rasenflächen neu angelegt. Die Herstellung dieser 
neuen Vegetationsflächen wird mit der Wertstufe 0,8 als Minderungs-
flächen angerechnet. Weitere Minderungsmaßnahmen des Eingriffs ent-
stehen durch neue Grünflächen mit der Anlage des Spielplatzes und der 
Parkanlage. 
Es verbleibt nach Durchführung der vorgenannten Minderungsmaß-
nahmen ein restliches Kompensationserfordernis des Eingriffes in Höhe 
von 41.150 Flächenäquivalent/m² an Wertpunkten. 

 
 
3.3.3.  Schutzgut Boden 

 
  Bestandsbeschreibung und –bewertung 

Der Boden hat wesentliche Funktionen im Natur- und Landschaftshaus-
halt. Im Stoffkreislauf finden u. a. Filterung, Speicherung, Pufferung 
und Umwandlung verschiedener Stoffe statt. Der Boden stellt den Wur-
zelraum für die Vegetation sowie den Lebensraum für Bodenlebewesen 
dar. Darüber hinaus ist der Boden Produktionsgrundlage für die 
menschliche Ernähung, ist Siedlungsstandort und als Archiv der Natur- 
und Kulturgeschichte bedeutsam. (vgl. § 2 BBodSchG) 

 
Die Böden in Mecklenburg-Vorpommern verdanken ihre Entstehung 
geologischen Vorgängen des Pleistozän und Holozän. Das Planungsge-
biet gehört zum eiszeitlich geprägten nordostdeutschen Flachland. Es 
befindet sich im Bereich einer flachwelligen Grundmoräne im Hinterland 
des inneren Hauptendmoränenzuges der Weichselvereisung. 
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Der Geltungsbereich weist eine deutliche Hangneigung auf. Von ca. 30 
m NN am Ostrand fällt das Gelände in Richtung Norden zur Lübschen 
Straße und in Richtung Osten zum Köppernitztal auf ca. 7 m über NN 
ab. 
Im Bereich des Geltungsbereiches stehen Lehme/Tieflehme, grundwas-
serbestimmt und/oder staunass, > 40 % hydromorph an. Wesentliche 
Merkmale sind: Verdichtungsneigung; große Sorptionsfähigkeit, gutes 
Puffervermögen und geringe Durchlässigkeit. 
Aufgrund der Vornutzung als Kasernengelände ist von einer weitgehen-
den Störung der natürlichen Bodeneigenschaften und –funktionen aus-
zugehen.   

 
 Altlasten 

In der Altlastenkarte der Hansestadt Wismar ist die gesamte ehemalige 
GUS-Liegenschaft, auf der sich das Plangebiet befindet, aufgrund sei-
ner Vornutzung bis zum Abzug der GUS-Truppen 1993 mit der Nr. AS 
130 gekennzeichnet. 2004 erfolgte der Abbruch des Objektes ein-
schließlich Kellergeschoss, Fundamente, Montagegruben sowie die „Sa-
nierung sonstiger Schadstoffe“ und die Entsorgung schadstoffbelasteter 
Baumaterialien. 
Innerhalb des Plangebietes ist zudem unter der Nr. AS 113 (Heizhaus, 
ungeordnete Ablagerung) die Altlastenverdachtsfläche Nr. 24 vermerkt. 
Nähere Untersuchungen dieser Altlasten ergaben, dass neben der Ge-
ländeauffüllung aus Kohlengrus auch Kohlengrus mit Fremdanteilen aus 
Asche, Bauschutt, Metall, Batterien und Glasbruch usw. angetroffen 
wurden. Aufgrund der festgestellten Kontaminationen wurde die Auffül-
lung der Altablagerung in die Zuordnungsklasse > Z2 der LAGA M 20 
TR Boden eingestuft und als gefährlicher Abfall zur Beseitigung dekla-
riert. Die Entsorgung der Auffüllung erfolgt danach unter der Abfall-
schlüsselnummer 170503*. Der Beton der Fundamente wird der Zu-
ordnungsklasse Z1.2 zugeordnet und damit nicht als gefährlicher Abfall 
zur Verwertung eingestuft (Abfallschlüsselnummer 170101). Das Zie-
gelmauerwerk wird als nicht gefährlicher Abfall zur Verwertung in die 
Zuordnungsklasse Z 1.1 eingestuft (Abfallschlüsselnummer 170102). 
Aufgrund des nur lückenhaften Bestandes über Bauwerke, bauliche An-
lagen und Leitungen jeglicher Art auf der Militärliegenschaft ist es nicht 
auszuschließen, dass bei Tiefbauarbeiten weitere Bauwerksteile, bauli-
che Anlagen, belastete Auffüllungen und Altleitungen gefunden werden 
können. 

 
Auswirkungen auf das Schutzgut Boden bei Durchführung des 
Plans 
Erhebliche Auswirkungen von natürlichen Bodenfunktionen sind dann 
zu erwarten, wenn festgestellte Wert- und Funktionselemente von  
 



HANSESTADT WISMAR, BAUAMT, ABTEILUNG PLANUNG 
BEGRÜNDUNG ZUR 51. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 
IM BEREICH LÜBSCHE BURG OST 
______________________________________________________________________________________________ 

______________________________________________________________________________________________ 
 
PLANUNGSSTAND: ABSCHLIESSENDER BESCHLUSS                                      FEBRUAR 2016                              
  

                              

22

 
besonderer Bedeutung überbaut oder auf ähnliche Weise beeinträchtigt 
werden.  
Im Geltungsbereich sind Wert- und Funktionselemente von allgemeiner 
Bedeutung betroffen. Eine erhebliche Auswirkung auf das Schutzgut 
Boden ist nicht zu erwarten. 
Die festgestellten und eventuell bei nachfolgenden Tiefbauarbeiten 
noch anzutreffenden Altablagerungen lassen bei ordnungsgemäßer, 
den gesetzlichen Bestimmungen entsprechender Entsorgung keine er-
heblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter erwarten.   

 
 
3.3.4.  Schutzgut Wasser 

 
  Bestandsbeschreibung und –bewertung 

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb des Einzugsgebietes der 
Köppernitz, die östlich des Geltungsbereichs in nördlicher Richtung ver-
läuft.  
Der Geltungsbereich befindet sich im Bereich eines quartären Grund-
wasserleiters. Die Grundwasserflurabstände weisen Werte von > 10 m 
auf. Die Grundwasserfließrichtung ist Nordost.  
Das nächstgelegene Trinkwasserschutzgebiet (Schutzzone III) Wismar-
Wendorf beginnt in ca. 100 m Entfernung westlich des Geltungsbe-
reichs.  
 
Im Geltungsbereich wird eine mittlere Bedeutung für die Grundwasser-
neubildung (10 – 15 %) angegeben. Die mittlere, jährliche Grundwas-
serneubildungsrate beträgt ca. 130 mm. Das Gebiet fällt in die Darge-
botsklasse „potentiell nutzbares Dargebot mit hydraulischen und che-
mischen Einschränkungen“. Der Geschütztheitsgrad des Grundwasser-
leiters wird als hoch eingestuft. 

 
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser bei Durchführung des 
Plans 
Die Realisierung der geplanten Bebauung im Geltungsbereich wird zu 
einer teilweisen Flächenversiegelung führen. In Folge der geplanten 
Niederschlagswasserableitung in das bestehende Trennsystem (Kanali-
sation in der Straße Zum Festplatz) steht dieser Teil der im Geltungs-
bereich auftreffenden Niederschläge nicht mehr der Grundwasserneu-
bildung durch Versickerung im Gebiet zur Verfügung. 
Erhebliche Auswirkungen sind hierdurch nicht zu erwarten, weil der 
Geltungsbereich nicht im Zustrom des benachbarten Wasserschutzge-
bietes liegt und somit keine Beeinflussung des Dargebotes im Wasser-
schutzgebiet zu erwarten ist.    

 
 



HANSESTADT WISMAR, BAUAMT, ABTEILUNG PLANUNG 
BEGRÜNDUNG ZUR 51. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 
IM BEREICH LÜBSCHE BURG OST 
______________________________________________________________________________________________ 

______________________________________________________________________________________________ 
 
PLANUNGSSTAND: ABSCHLIESSENDER BESCHLUSS                                      FEBRUAR 2016                              
  

                              

23

 
 
3.3.5.  Schutzgüter Klima / Luft 

 
  Bestandsbeschreibung und –bewertung 
  

Klimatische Situation 
Das Klima des Ostseeküstengebiets ist stark maritim beeinflusst. Ins-
gesamt prägen niedrige Jahresmitteltemperaturen (8,2 – 8,4 °C) und 
geringe Jahrestemperaturschwankungen (16,3 °C) aufgrund der aus-
gleichenden Wirkung der Ostsee die klimatische Situation. Weitere 
Merkmale gegenüber den kontinentaler geprägten Landesteilen sind ei-
ne geringere Jahresniederschlagssumme (550 – 600 mm), eine erhöhte 
Luftfeuchtigkeit und eine erhöhte Windstärke. Die Hauptwindrichtungen 
sind Südwest und West. 
Das Plangebiet ist dem Freilandklima zuzuordnen. Das Freilandklima ist 
insbesondere durch einen ungestörten Temperatur- und Feuchteverlauf 
gekennzeichnet. Diese Bereiche sind windoffen und weisen eine norma-
le Strahlung auf. Besonderes Merkmal ist die Kaltluftentstehung bei 
Strahlungswetterlagen. Bei Strahlungswetterlagen wird es auf den Frei-
flächen zur Kaltluftentstehung kommen. Aufgrund der deutlichen 
Hangneigung ist zwar ein nennenswerter Kaltluftabfluss in Richtung  
Norden zur Lübschen Straße sowie in Richtung Osten in das Köpper-
nitztal hinein zu erwarten, der jedoch durch den dortigen dichten Vege-
tationsriegel aufgestaut wird. Ein nennenswertes Abfließen in nördlich 
gelegene, klimatisch belastete Gewerbe-/Industriegebiete und eine 
damit verbundene klimatische Ausgleichswirkung ist deshalb nicht zu 
erwarten.   
 
Eine kleinräumige Differenzierung des Freilandklimas ergibt sich durch 
die Gehölzbestände. Hier ist eine erhöhte Luftfeuchtigkeit sowie eine 
verringerte Lufttemperatur festzustellen, die insgesamt ausgleichend 
auf das Mikroklima wirken. 
 
Lufthygienische Situation 
Bezüglich der Beschreibung der lufthygienischen Situation kann ledig-
lich auf die Messergebnisse des landesweiten Luftüberwachungsnetzes 
zurückgegriffen. LUME M-V, das Luftmessnetz des Landes Mecklenburg-
Vorpommern, erfasst und untersucht die Konzentrationen verschiede-
ner Schadstoffe in der Luft. Da die nächstgelegenen Messstationen sich 
in größeren Entfernungen in den Räumen Schwerin, Gülzow und Ros-
tock befinden, stehen keine regionalen oder gar lokalen Werte für das 
Plangebiet zur Verfügung. Weitere Daten zur Luftqualität liegen nicht 
vor. 
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In der 22. Verordnung und der 33. Verordnung zur Durchführung des 
BImSchG sind Grenzwerte zum Schutz der menschlichen Gesundheit, 
zum Schutz der Vegetation und zum Schutz der Ökosysteme festge-
legt. Es ist festzuhalten, dass die Grenzwerte der 22. und 33. BImSchV 
weitgehend eingehalten werden. Überschreitungen für überwiegend 
straßenverkehrsbürtige Schadstoffe wie Stickstoffdioxid und Feinstaub, 
wie sie landesweit ausschließlich an der stark verkehrsbelasteten Mess-
station Rostock-Am Strande festgestellt wurden, sind lokal begrenzt zu 
interpretieren und im Bereich des Plangebietes nicht zu erwarten. Für 
Ozon wurde der Schwellenwert zur Information der Bevölkerung ver-
einzelt überschritten. Da höhere Ozonwerte insbesondere im ländlichen 
Raum auftreten können, ist im Bereich des Plangebietes eine entspre-
chende Belastung nicht zu erwarten. Insgesamt kann die Luftschad-
stoffbelastung im Bereich des Plangebietes als eher gering eingestuft 
werden.  
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass hinsichtlich der Schutzgü-
ter Klima und Luft überwiegend Wert- und Funktionselemente allge-
meiner Bedeutung vorliegen. 

 
Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima / Luft bei Durchfüh-
rung des Plans 
Die Realisierung der geplanten Änderung hat die Inanspruchnahme von 
Freilandklimatopen zur Folge. Sie werden durch Bau- und Verkehrsflä-
chen mit großem Grünflächenanteil ersetzt. In der Folge ist eine Redu-
zierung der im Bereich der Freiflächen zu erwartenden Kaltluftentste-
hung möglich.  
Eine relevante Veränderung der klimatischen Situation ist hierdurch 
nicht zu erwarten, weil eine klimaausgleichende Wirkung der Kaltluft 
auf benachbarte Lasträume nicht gegeben ist.  
Eine Beeinflussung der lufthygienischen Situation ist aufgrund fehlen-
der Vorhaben bedingter Schadstoffemissionen nicht zu erwarten. Er-
hebliche Auswirkungen sind somit insgesamt nicht zu erwarten. (§ 1a 
Abs. 3 BauGB, § 1f BNatSchG, § 1 BImSchG)  

 
 
3.3.6.  Schutzgut Landschaft 

 
  Bestandsbeschreibung und –bewertung 

Unter dem Schutzgut Landschaft wird das Landschaftsbild als die äuße-
re, sinnlich wahrnehmbare Erscheinung von Natur und Landschaft ver-
standen. Nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG sind als Wert gebende Krite-
rien die Eigenart, die Vielfalt und die Schönheit von Natur und Land-
schaft als Lebensgrundlage des Menschen und als Erlebnis- und Erho-
lungsraum. Die Erfassung der Landschaft berücksichtigt die Struktur-
elemente (z.B. Vegetationsformen, Relief, Gewässer, Nutzungen) und  
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deren Ausprägung. Für die Betretbarkeit und den Aufenthalt in der 
Landschaft werden Wege und andere Infrastrukturelemente erfasst. 
Die landesweite Analyse und Bewertung der Landschaftsbildräume 
zählt den Geltungsbereich zum unbewerteten urbanen Raum.  
Die Baumbestände am Nordrand des Geltungsbereichs betonen die 
Raumkante entlang der Lübsche Straße und gliedern und beleben das 
Ortsbild. Die große Ruderalfläche, die den überwiegenden Teil des Gel-
tungsbereichs prägt, wird aufgrund ihrer geringen Gliederung und der 
Großflächigkeit als monoton empfunden. Eigenart, Vielfalt und Schön-
heit von Natur und Landschaft sind hier nur mäßig ausgeprägt.  
Eine Betretbarkeit der Flächen ist grundsätzlich über erhaltene alte 
Wegetrasse und Trampelpfade gegeben. Jedoch ist außer einer gele-
gentlichen Nutzung durch Hundehalter keine Erholungs- oder Freizeit-
nutzung erkennbar.    

 
Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft bei Durchführung 
des Plans 
Die Inanspruchnahme der großflächigen Ruderalfluren lässt keine er-
heblichen Auswirkungen auf das Landschafts- und Ortsbild erwarten.  
Ein vollständiger Verlust der Baumbestände am Nordrand des Gel-
tungsbereichs würde zu einer deutlichen Veränderung des lokalen 
Ortsbildes im Bereich der Lübschen Straße führen.  

 
 
3.3.7.  Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

 
  Bestandsbeschreibung und –bewertung 

Nach § 2 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern 
(DSchG M-V) sind Denkmäler Sachen sowie Teile oder Mehrheiten von 
Sachen, an deren Erhaltung ein öffentliches Interesse besteht. Ein öf-
fentliches Interesse besteht, wenn die Sachen bedeutend für die Ge-
schichte des Menschen, für Städte und Siedlungen oder für die Ent-
wicklung der Arbeits- und Produktionsverhältnisse sind und für die Er-
haltung und Nutzung künstlerische, wissenschaftliche, volkskundliche 
oder städtebauliche Gründe vorliegen. Gemäß § 1 Abs. 3 DSchG M-V 
sind daher bei öffentlichen Planungen und Maßnahmen die Belange des 
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege zu berücksichtigen.  
 
Die landesweite Auswertung der vorhandenen Denkmale in Mecklen-
burg-Vorpommern ergibt keine Objekte für den Geltungsbereich. Nach 
Angaben der zuständigen Denkmalschutzbehörden (Bauamt, Abteilung 
Sanierung und Denkmalschutz der Hansestadt Wismar sowie Lan-
desamt für Bodendenkmalpflege Mecklenburg-Vorpommern) sind im 
Änderungsgebiet keine Boden- oder Baudenkmäler vorhanden.  
 



HANSESTADT WISMAR, BAUAMT, ABTEILUNG PLANUNG 
BEGRÜNDUNG ZUR 51. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 
IM BEREICH LÜBSCHE BURG OST 
______________________________________________________________________________________________ 

______________________________________________________________________________________________ 
 
PLANUNGSSTAND: ABSCHLIESSENDER BESCHLUSS                                      FEBRUAR 2016                              
  

                              

26

 
Als sonstige Sachgüter im Sinne des UVPG werden raumwirksame kör-
perliche Gegenstände berücksichtigt, deren vorzeitiger Verlust durch 
ein Vorhaben zu umweltrelevanten Folgewirkungen bei Abriss und Wie-
derherstellung führt. Diese Umweltauswirkungen werden durch den 
Verbrauch von Ressourcen und Energie sowie durch das Aufkommen 
von Abfall hervorgerufen. I. d. R. handelt es sich um bauliche Anlagen. 
Auch Flächen mit begrenzter Verfügbarkeit oder besonderer Eignung 
(z.B. Rohstofflagerstätten) werden unter sonstigen Sachgütern ver-
standen. Im Plangebiet sind keine derartigen Sachgüter vorhanden. 

 
Auswirkungen auf das Schutzgut Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter bei Durchführung des Plans 
Auswirkungen auf Kulturgüter sind nach dem jetzigen Kenntnisstand 
über den Bestand nicht zu erwarten. Bei Bauarbeiten können jedoch 
jederzeit archäologische Funde und Fundstellen entdeckt werden. Da-
her ist zu beachten, dass während der Erdarbeiten entdeckte Funde 
oder auffällige Bodenverfärbungen gemäß § 11 DSchG M-V der zustän-
digen Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden sind und der Fund 
und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftrag-
ten des Landesamtes für Kultur- und Denkmalpflege in unverändertem 
Zustand zu erhalten sind. 
Hinsichtlich der Kultur- und sonstigen Sachgüter sind erhebliche Aus-
wirkungen nicht zu erwarten.  

 
 
3.3.8.  Wechselwirkungen 

 
  Beschreibung  

Die Benennung von Wechselwirkungen innerhalb der Belange nach § 1 
Abs. 6 Nr. 7 BauGB ist als Ausdruck eines ganzheitlich-ökosystemaren 
Umweltbegriffs zu verstehen. Wechselwirkungen stehen dabei für die 
Dynamik (Prozesshaftigkeit des Naturhaushalts). Sie charakterisieren 
die Stoff- und Energieflüsse zwischen den Bestandteilen des Gesamt-
systems. Der Begriff nimmt Bezug auf alle Schutzgüter.  
 
Wechselwirkungen sind die zwischen den verschiedenen Schutzgütern 
auftretenden Wirkungszusammenhänge und Abhängigkeiten. So bildet 
die Kombination der Standortfaktoren Boden und Grundwasser mit den 
klimatischen Standortverhältnissen die Voraussetzung für die Ansied-
lung von Pflanzen und Tieren. Die generelle Abhängigkeit von diesen 
abiotischen Standortbedingungen führt dazu, dass eine fachlich korrek-
te Bewertung des Schutzgutes Tiere und Pflanzen schutzgutübergrei-
fende Wechselwirkungen einbezieht. Wechselwirkungen innerhalb der 
Schutzgüter (Beispiel: faunistische Bezüge zwischen Teillebensräumen) 
sind als definitorische Bestandteile der Schutzgüter anzusehen. Daraus  
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wird deutlich, dass Wechselwirkungen nicht als zusätzliches Schutzgut 
zu betrachten sind. 

 
Auswirkungen auf die Wechselwirkungen zwischen den Schutz-
gütern bei Durchführung des Plans 
In den vorangegangenen Kapiteln wurden die direkten Auswirkungen 
des Vorhabens auf die einzelnen Schutzguter getrennt dargestellt. Dar-
über hinaus wurden auch indirekte, erst über Wirkungsketten entste-
hende Auswirkungen berücksichtigt. Beispielhaft sei hier die Verringe-
rung der Grundwasserneubildung aufgrund von Bodenversiegelungen 
genannt. Weitere über das bereits dargestellte Maß hinausgehende 
Wirkungsketten mit relevanten Auswirkungen konnten nicht ermittelt 
werden.  
 
Die gesonderte Darstellung der schutzgutübergreifenden Wechselwir-
kungen ist sinnvoll in den Fällen, wenn die Gesamtcharakteristik, Be-
deutung und auch die spezifische Empfindlichkeit eines Raumes maß-
geblich von intensiven Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
bestimmt wird. Im vorliegenden Fall ist aufgrund der Gebietscharakte-
ristik nicht von entsprechenden Verhältnissen auszugehen. 

 
 
3.3.9.  Schutzgebiete 

 
  Darstellung der Schutzgebiete 

Im näheren Umfeld des B-Plangebietes befindet sich das Trinkwasser-
schutzgebiet Wismar-Wentorf ca. 100 m westlich des Geltungsbereichs. 

 
Auswirkungen auf die Schutzgebiete bei Durchführung des 
Plans  
Es sind keine erheblichen Auswirkungen auf Schutzgebiete zu erwarten. 

 
 
3.3.10.  Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei  
           Nichtdurchführung des Bebauungsplanes (Status quo) 
 

Der Geltungsbereich der 51. Änderung ist im wirksamen Flächennut-
zungsplan der Hansestadt Wismar als gewerbliche Baufläche und 
Wohnbaufläche dargestellt. Es ist davon auszugehen, dass die im wirk-
samen FNP derzeit dargestellte zukünftige Flächennutzung nicht wei-
terverfolgt werden soll und eine Realisierung somit nicht erwartet wer-
den kann.  
Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass kurz- bis mittel-
fristig keine planerisch bedingte Veränderung dieser Flächen stattfinden 
wird. Aufgrund einer fehlenden Nutzung sind die Flächen der natür- 
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lichen Sukzession überlassen. Diese ungehinderte Entwicklung wird 
mittelfristig zu einer vermehrten Entwicklung von Pioniergehölzen in 
den vorhandenen großflächigen Ruderalfluren führen. Längerfristig wird 
sich unter weitgehender Verdrängung der krautigen Ruderalvegetation 
ein geschlossener Pionierwald entwickeln.      
 
Eine derartige Entwicklung führt innerhalb des bebauten Stadtgebietes 
zu einer Verödung und zum städtebaulichen Missstand, da umfangrei-
che Sukzessionsflächen und Ruderalfluren als Fremdkörper in der urba-
nen bebauten Umgebung erscheinen. Zudem wird bei Nichtausnutzung 
dieses integrierten Standortes für eine Bebauung wie in der Vergan-
genheit der Druck zur Ausweisung zusätzlicher Bauflächen am Stadt-
rand und im Stadt-Umland-Raum wachsen, um benötigte Wohnungs-
baustandorte anbieten zu können. Neue Versiegelungen bisheriger 
landwirtschaftlicher Nutz- und anderer Freiflächen und ein Ausufern der 
gewachsenen Siedlungsstrukturen wären die Folge. Solche Entwick-
lungstendenzen würden dem Grundsatz der Landesplanung „Innenent-
wicklung vor Außenentwicklung“ massiv widersprechen. 

 
 
3.4. Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum 

Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 
 

Die Darlegung der Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung 
nachteiliger Auswirkungen ist ein wesentlicher Bestandteil der Doku-
mentation der Umweltprüfung durch den Umweltbericht. Die oben be-
schriebenen Auswirkungen sind unter der Voraussetzung bewertet wor-
den, dass diese Maßnahmen umgesetzt werden.  
Die 51. Änderung des Flächennutzungsplanes bezieht sich nur auf Flä-
chen, die bereits im wirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt 
Wismar als Bauflächen (gewerbliche Baufläche und Wohnbaufläche) 
dargestellt sind. Eine zusätzliche Beanspruchung von benachbarten 
Grünflächen erfolgt nicht. 
Weitere festzusetzende Maßnahmen sind Gegenstand der im Parallel-
verfahren durchzuführenden verbindlichen Bauleitplanung. Entspre-
chende planerische Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sind Be-
standteil des Bebauungsplanes Nr. 76/09 und dort begründet: 
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3.4.1.  Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 
 
 Schutzgut menschliche Gesundheit 

 
Erforderliche Schallschutzmaßnahmen  
Im Bebauungsplan werden umfangreiche Festsetzungen zum Schutz 
vor Gewerbe-, Freizeit- und Verkehrslärm festgesetzt.  
Unter Berücksichtigung der hier dargestellten Verminderungsmaßnah-
men werden die Auswirkungen des Gewerbelärms, des Freizeitlärms 
und des Verkehrslärms soweit vermindert, dass keine erheblichen Aus-
wirkungen auf die menschliche Gesundheit zu erwarten sind. 

 
Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
Konkrete Festsetzungen erfolgen hierzu ebenfalls im Bebauungsplan. 
So sind Bäume, die im Bebauungsplan mit dem entsprechenden Plan-
zeichen als Einzelbäume festgesetzt sind, dauerhaft zu pflegen und zu 
erhalten. Während der Baumaßnahmen sind Schutzmaßnahmen gemäß 
DIN 18920 vorzusehen. Der Grundstückseigentümer ist neben der Pfle-
ge auch für die Verkehrs - und Standsicherheit zuständig. In begründe-
ten Einzelfällen ist eine Fällung in Abstimmung mit dem Ordnungsamt, 
Sachgebiet Natur und Umwelt möglich. In diesem Falle sind Ersatz-
pflanzungen zu leisten. 
 
Der nicht bebaute Teil der Wohn- und Mischgebietsflächen ist zudem 
mit Bäumen und Sträuchern vorgegebener Arten (privates Grün) zu 
bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
 
Zum Schutz der im Plangebiet auftretenden Tierpopulation (Fledermäu-
se, Brutvögel) werden ebenfalls im Bebauungsplan Festsetzungen zu 
Vermeidungsmaßnahmen getroffen. Bei Einhaltung dieser Maßnahmen 
sind keine Beeinträchtigungen zu erwarten, die die Verbotstatbestände 
des § 44 BNatSchG auslösen würden. 

 
 Schutzgut Boden 

Aufgrund der nur lückenhaften Kenntnisse über den Bestand an Bau-
werken, bauliche Anlagen und Leitungen jeglicher Art auf der Militärlie-
genschaft ist es nicht auszuschließen, dass bei Tiefbauarbeiten weitere 
Bauwerksteile, bauliche Anlagen, belastete Auffüllungen und Altleitun-
gen gefunden werden können. Entsprechende Bodenfunde sind gemäß 
der gesetzlichen Vorschriften ordnungsgemäß zu entsorgen. Erhebliche 
Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
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 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Bei Bauarbeiten können jederzeit archäologische Funde und Fundstel-
len entdeckt werden. Daher ist zu beachten, dass während der Erdar-
beiten entdeckte Funde oder auffällige Bodenverfärbungen gemäß § 11 
DSchG M-V der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden 
sind und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbei-
tern oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur- und Denkmalpfle-
ge in unverändertem Zustand zu erhalten sind. Erhebliche Auswirkun-
gen sind nicht zu erwarten. 

 
 
3.4.2.  Ausgleichsmaßnahmen  
 

Entsprechend der geltenden Gesetze, dem BNatSchG mit dem LNat-
SchAG M-V sind unvermeidbare Eingriffe in Naturhaushalt und Land-
schaft durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
auszugleichen. Der Bilanzierung des Eingriffs und der erforderlichen 
Ausgleichsmaßnahmen wurden die Hinweise zur Eingriffsregelung für 
Mecklenburg- Vorpommern, LUNG 1999, zugrunde gelegt. Zur Dimen-
sionierung der Ausgleichsmaßnahmen werden die Größe der betroffe-
nen Flächen und die Intensität des Eingriffs berücksichtigt. 
Nachfolgend werden Kompensationsmaßnahmen zum Ausgleich der 
Eingriffe in den Naturhaushalt im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung (Bebauungsplan Nr. 76/09) beschrieben: 

 
Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes 

 
Ausgleich durch Entsiegelung 
Die Geländeflächen des ehemaligen Militärobjektes werden mit allen 
restlichen Gebäudeteilen, verbliebenen Fundamentteilen und betonier-
ten Flächenbefestigungen vollständig abgebrochen und entsorgt. 
Nach der tabellarischen Auflistung des Büros dsi waren zum Zeitpunkt 
vor dem Rückbau ca. 38.171 m² Geländefläche vollversiegelt. Diese 
Fläche wird bei der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung für die tatsächlich 
entsiegelte Fläche in der Tabelle 7 (Anlage zur Begründung) zur Be-
rechnung des Ausgleiches durch Entsiegelung herangezogen. 
Damit ergibt sich für die Kompensation des Eingriffes durch Entsiege-
lung ein Flächenäquivalent/m² von 14.314 Wertpunkten.  

 
Gegenüberstellung von Eingriff und Kompensation  
Summe Eingriff - 41.150 
Summe Kompensation   14.314 
Restliches Kompensationserfordernis für flächenhaften Eingriff - 26.836 
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Nach Durchführung des Ausgleiches der Entsiegelung verbleibt ein rest-
liches Kompensationserfordernis in Höhe von 26.836 Flächenäquiva-
lent/m². 

 
Ersatz für Baumfällungen der geschützten Bäume > 100 cm STU 
Im Zuge der Beräumung der Geländeflächen werden für die Neuord-
nung des Plangebietes mit Bau- und Verkehrsflächen insgesamt 92 
Stück Bäume gefällt. Als Ersatz für die Baumfällungen der geschützten 
Bäume > Stammumfang 100 cm sind insgesamt 96 Stück neue Hoch-
stämme zu pflanzen.  
Die Anpflanzung der Bäume erfolgt auf öffentlichen Grün- und Ver-
kehrsflächen innerhalb des Plangebietes. Eine entsprechende Textliche 
Festsetzung ist Bestandteil des Bebauungsplanes. 

 
Ausgleichs-/Ersatzmaßnahmen außerhalb des Geltungsberei-
ches des Bebauungsplanes 
 
Weitere Potenziale zur Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen für die 
Biotop- und Funktionsverluste durch Flächenversiegelungen sind im ge-
forderten Umfang im Plangebiet nicht vorhanden.  
Das verbleibende, nicht im Geltungsbereich zu realisierende Kompen-
sationsflächenaquivalent wird deshalb durch außerhalb des Geltungsbe-
reichs liegende Maßnahmen erbracht. Diese sind durch den Abschluss 
eines entsprechenden städtebaulichen Vertrages mit dem Erschlie-
ßungsträger vor Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes und vor Ab-
schluss des Erschließungsvertrages zu sichern. 

 
 
3.6.  Zusammenfassung 

 
Für die vorliegende 51. Änderung des Flächennutzungsplanes kann 
nach Bestandserfassung und Bewertung festgestellt werden, dass es zu 
keiner erheblichen und dauerhaft nachhaltigen Beeinträchtigung der 
Funktions- und Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes im Vergleich zur 
bisherigen Nutzung kommt. Es erfolgt keine zusätzliche Inanspruch-
nahme von im Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar dargestell-
ten Grünflächen. 
Durch die Ausweisung und Neugestaltung der Bauflächen einschließlich 
der Grüngestaltung auf einem brachgefallenem ehemaligen Kasernen-
standort (Konversionsgebiet) wird ein in den vergangenen Jahren auf 
Teilflächen entstandener städtebaulicher Missstand innerhalb eines be-
bauten gut erschlossenen Bereiches in der Hansestadt Wismar besei-
tigt.  
 



HANSESTADT WISMAR, BAUAMT, ABTEILUNG PLANUNG 
BEGRÜNDUNG ZUR 51. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 
IM BEREICH LÜBSCHE BURG OST 
______________________________________________________________________________________________ 

______________________________________________________________________________________________ 
 
PLANUNGSSTAND: ABSCHLIESSENDER BESCHLUSS                                      FEBRUAR 2016                              
  

                              

32

 
Die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorgesehenen Fest-
setzungen für die Baukörper sowie die bauliche Auslastung der 
Grundstücke sind für den Standort und den Bedarf des Wohn- und 
Mischgebietes angepasst; eine positive künftige Entwicklung als Ergän-
zung bestehender Nachbarbebauungen entlang der Lübschen Straße 
sowie im Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg (Geltungsbereich des 
B-Planes Nr. 54/00) und damit des Stadtteils Wismar West wird erwar-
tet. 
 
Die das Plangebiet im Bereich der Parkanlage Köppernitztal – im Flä-
chennutzungsplan dargestellt als Grünfläche – prägenden Großbäume 
und zusammenhängenden Freiflächen als Teil der Grünverbindungen 
Park der Solidarität – Parkanlage Köppernitztal – Tierpark und Bürger-
park mit für die Bevölkerung und Gäste der Stadt wichtigen Naherho-
lungsfunktionen werden im Zuge dieser Planung größtenteils erhalten, 
qualitativ aufgewertet und ergänzt.  
Die fußläufigen Wegebeziehungen vom und über das Wohngebiet zu 
diesen vernetzten Freiräumen werden ausgebaut. 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Fläche weiterhin einen 
städtebaulichen  Missstand in unmittelbarer urban geprägter Umge-
bung (Wohngebiet, Seniorenheim, Technisches Landesmuseum Phan-
technikum) aufweisen. 
 
Im Sinne der städtebaulichen Entwicklung wird die Planung begrüßt 
und bietet eine Alternative um mehrere öffentliche als auch private 
Nutzungen und Interessen zu vereinen. Die vorgelegte Planung wird als 
sinnvoll und  umweltverträglich eingeschätzt. 

 
 
4. Städtebauliche Zahlen und Werte 
 

Geltungsbereich 51. Änderung Flächennutzungsplan   11,39 ha 
Allgemeines Wohngebiet       9,48 ha 
Mischgebiet          1,91 ha 
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Öffentlich 08.02.2016 Bau- und Sanierungsausschuss Vorberatung

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:

1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt die Einstellung des Aufstellungsverfahrens sowie 
die Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 53/99 „Wohn- und Mischgebiet 
Kritzowburg“ vom 28.01.1999 (Beschluss-Nr. 1387-53/99).

Der Bereich des Bebauungsplanes wird wie folgt begrenzt:
im Norden: durch den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 60/03 Gewerbegebiet 

Kritzowburg (in Aufstellung)
im Osten: durch die Osttangente (Nordostzubringer)
im Süden: durch die südliche Stadtgrenze und die Straße Am Weissen Stein
im Westen: durch den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 60/03 Gewerbegebiet 

Kritzowburg (in Aufstellung)

2. Der Beschluss zur Einstellung des Aufstellungsverfahrens sowie zur Aufhebung des 
Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 53/99 „Wohn- und Mischgebiet Kritzowburg“  ist 
amtlich bekannt zu machen.

Begründung:

Am 28.01.1999 beschloss die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 53/99 „Wohn- und Mischgebiet Kritzowburg“ (Beschluss-Nr. 1387-53/99).  
Der Bebauungsplan wurde seinerzeit mit der Begründung gefasst, dass „in der Vergangenheit 
einigen Bauanträgen die z.T. nicht vorhandene Erschließung oder die Lage im Außenbereich als 
relevant entgegengehalten werden [mussten]“. „Um dem Bedarf an Bebaubarkeit der Ortslage 



entgegenzukommen und die städtebauliche Ordnung und Entwicklung des Gebietes zu lenken“  
war es erforderlich einen Bebauungsplan aufzustellen.

Nach Erarbeitung mehrerer Planentwürfe fanden vom 02.10.2008 bis zum 06.11.2008 die 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB sowie vom 03.11.2008 bis zum 
10.11.2008 die Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB statt. Die 
damalige Planung sah neben der städtebaulichen Ordnung eine Erweiterung des Gebietes um ca. 
11 Grundstücke als Wohn- bzw. Mischgebiet vor.
Hierzu sind aber neben den Investitionen für die Erschließungsanlagen auch solche für 
Schallschutzmaßnahmen entlang des Nordostzubringers erforderlich. Seitens der 
Grundstückseigentümer liegt keine Bereitschaft vor, diese Kosten zu übernehmen.
Zudem können derzeit in anderen Gebieten der Stadt bedarfsgerecht ausreichend 
Wohngrundstücke angeboten werden.

Im Bereich der vorhandenen Bebauung der Ortslage Kritzowburg wurden Ver- und 
Entsorgungsleitungen bereits erneuert, für einen weiteren Um- oder Ausbau der 
Erschließungsanlagen  ist die  Weiterführung des Bauleitplanverfahrens nicht erforderlich. 
Eventuelle private Bauvorhaben, z.B. Lückenschließungen sind – wie in der Vergangenheit 
bereits mehrfach praktiziert – gemäß § 34 BauGB zu beurteilen.
Somit ergibt sich keine Notwendigkeit mehr das Bauleitplanverfahren weiterzuführen.

Es wird darauf hingewiesen, dass seitens der am Planverfahren beteiligten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange zur Einstellung des Verfahrens keine entgegenstehenden 
Belange geltend gemacht wurden.
Das Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan Nr. 53/99 kann nun eingestellt werden.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

x Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):



2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
x neu
x freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n: Lageplan

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)





Nr.: VO/2015/1605

Status: öffentlich

Datum: 30.11.2015

Verfasser: Rohloff, Jana

Vorlage

Federführend:
40 AMT FÜR BILDUNG, JUGEND, SPORT UND 
FÖRDERANGELEGENHEITEN

Beteiligt:
10 AMT FÜR ZENTRALE DIENSTE
10.4 Abt. Organisation und EDV
10.5 Abt. Recht und Vergabe

Satzung der Musikschule der Hansestadt Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 01.02.2016 Ausschuss für Kultur, Sport, Jugend, Bildung und 
Soziales

Vorberatung

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die in der Anlage beigefügte Satzung der Musikschule der Hansestadt Wismar wird beschlossen.

Begründung: Eine zentrale Forderung des Verbandes deutscher Musikschule (VdM) an die 
Bildungs- und Kulturpolitik von Bund, Ländern und Gemeinden basierend auf dem 
Positionspapier "Kultur in Deutschland" der Enquete-Kommission von 2007 lautet: "Zum 
Handlungsfeld Kultur gehört auch die Gestaltung rechtlicher Rahmenbedingungen für
Kultureinrichtungen." Die Satzung einer Musikschule bietet diese rechtlichen 
Rahmenbedingungen. Sie bündelt in einem Papier die wichtigsten Merkmale über Träger,
Aufgaben und Arbeitsabläufe der Bildungseinrichtung und bekräftigt den Status der Schule als 
kommunale Bildungseinrichtung, die nach den strengen Qualitätskriterien des VdM arbeitet. 
Festgeschrieben in einer Satzung bietet dieses für Benutzer und Außenstehende die Gewähr, 
dass die Musikschule ihrer Aufgabe durch ein umfassendes, abgestimmtes Konzept gerecht wird.
Die Musikschule der Hansestadt Wismar unterzieht sich einer weiteren Phase des 
Qualitätsmanagements. Die Satzung dient einer größeren Transparenz der Einrichtung und hilft 
bei der Ausrichtung und Orientierung der Schule in die Zukunft.
Die Kulturförderrichtlinie des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 14. Juli 2014 regelt unter 
Pkt. 3.4 die Voraussetzungen zum Erhalt von Zuwendungen für Musikschulen, die als 
gemeinnützige Bildungseinrichtungen organisiert sind. Den Förderanträgen sind verschiedene 
Unterlagen beizufügen, darunter auch die satzungsgemäßen Festlegungen der Träger zum 
Unterrichtsangebot, zur Fachausbildung der Musikschulleitung bzw. der hauptamtlich und 
nebenberuflichen Lehrkräfte. Diese Voraussetzungen sollen durch den Erlass einer Satzung 
festgeschrieben werden. Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur drängt die 
Antragsteller, im Zuge des Zuwendungsverfahrens eine Musikschulsatzung mit  vorzulegen. 
Darauf hatte die Hansestadt Wismar bisher verzichtet. Die Hansestadt Wismar als Träger der 
Musikschule ist eine von wenigen Gebietskörperschaften, die bisher den Erlass einer solchen 
Satzung nicht vorgenommen haben. Insofern handelt es sich hierbei um einen Beschluss, der 
erstmals durch die Bürgerschaft eingeholt werden soll. Einen finanziellen Nachteil bezogen auf 



die Höhe der jährlichen Zuwendung hat es bisher nicht gegeben. Allerdings ist künftig nicht 
mehr damit zu rechnen, dass der Zuwendungsgeber Ausnahmen gestattet.
Die Gespräche mit dem Landkreis Nordwestmecklenburg zur Fusion der Musikschulen bleiben 
vom Erlass dieser Musikschulsatzung unberührt.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

                                                  X Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von



Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
                                                 X Die Maßnahme ist keine Investition

Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
                                                  X neu

freiwillig
eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:
Satzung der Musikschule der Hansestadt Wismar

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)









Nr.: VO/2015/1606

Status: öffentlich

Datum: 30.11.2015

Verfasser: Rohloff, Jana

Vorlage

Federführend:
40 AMT FÜR BILDUNG, JUGEND, SPORT UND 
FÖRDERANGELEGENHEITEN

Beteiligt:
10 AMT FÜR ZENTRALE DIENSTE
10.5 Abt. Recht und Vergabe
10.4 Abt. Organisation und EDV
20.1 Abt. Kämmerei
III Senatorin
20 AMT FÜR FINANZVERWALTUNG

Benutzungs- und Entgeltordnung für die Musikschule der Hansestadt Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 01.02.2016 Ausschuss für Kultur, Sport, Jugend, Bildung und 
Soziales

Vorberatung

Öffentlich 10.02.2016 Finanzausschuss Vorberatung

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die in der Anlage beigefügte Benutzungs- und Entgeltordnung für die Musikschule der 
Hansestadt Wismar wird beschlossen.

Begründung:
Die Bürgerschaft hat in ihrer Sitzung am 28. August 1997 eine Benutzungs- und Entgeltordnung 
für die Musikschule der Hansestadt Wismar beschlossen. Diese wurde letztmalig durch die 
Änderungssatzung vom 30. Juli 2010 bezüglich der Entgelthöhe geändert. Die Anpassung aller 
Satzungen und Entgeltordnungen ist ständige Aufgabe der gesamten Verwaltung. Auf Grund des 
Haushaltssicherungskonzeptes der Hansestadt Wismar wurde der rechtliche Rahmen und die 
aktuelle Preisentwicklung auch für die Benutzungs- und Entgeltordnung für die Musikschule 
überprüft. Die letzte Entgeltanpassung liegt über 5 Jahre zurück.
Trotz der bereits laufenden Gespräche zur Fusion der Musikschulen der Hansestadt Wismar und 
des Landkreises Nordwestmecklenburg muss davon ausgegangen werden, dass ein tatsächliches 
Zusammengehen der Einrichtungen finanziell nicht vor dem 01.01.2018 erfolgen kann. Auch 
Übergangsregelungen für eine parallele Gültigkeit der zur Zeit geltenden Bestimmungen sind für 
einen noch nicht festgelegten Zeitraum einzuplanen. Ein Verzicht auf Mehreinnahmen durch die 
Hansestadt Wismar vor diesem Hintergrund ist auf Grund der finanziellen Situation für einen 
Zeitraum von ca. 2 Jahren jedoch nicht hinnehmbar.
Mit der geplanten Anpassung befindet sich die Musikschule der Hansestadt Wismar mit ihrem 
Preisniveau etwa im Mittel bezogen auf andere Musikschulen in Mecklenburg-Vorpommern 
(siehe Anlage für ausgewählte Musikschulen).
 



Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
                                                    
X

Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 26301.4419000/07 Ertrag in Höhe von 23.000,00 €
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 26301.6419000/07 Einzahlung in Höhe von 23.000,00 €
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

Voraussetzung für die Höhe der Mehreinnahmen ist eine etwa gleichbleibende 
Schülerbelegung und das Inkrafttreten der Entgeltordnung ab 1. März 2016. Die geplanten 
Mehreinnahmen sind in der jeweiligen Höhe im Haushalt 2016/2017 bereits eingearbeitet.

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 26301.4419000/07 Ertrag in Höhe von 30.000,00 €
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 26301.6419000/07 Einzahlung in Höhe von 30.000,00 €
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von



Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
                                                  
X

Die Maßnahme ist keine Investition

Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu

                                                  
X

freiwillig

                                                  
X

eine Erweiterung

Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:
- Benutzungs- und Entgeltordnung für die Musikschule der Hansestadt Wismar
- Vergleich ausgewählter Musikschulen
- Synopse für die Benutzungs- und Entgeltordnung
- Betriebsabrechnungsbogen 2014

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)
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Benutzungs- und Entgeltordnung für die

Musikschule der Hansestadt Wismar

Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat in ihrer Sitzung am        folgende Benutzungs- und
Entgeltordnung für die Musikschule der Hansestadt Wismar beschlossen:

§ 1
Allgemeines

Die Hansestadt Wismar erhebt für die Teilnahme am Unterricht der Musikschule in den Fachbereichen
Musik, Tanz und Bildende Kunst/Darstellendes Spiel sowie für die Vermietung von Instrumenten ein
Entgelt.

§ 2
Entgelte

1) Das Entgelt für die Teilnahme im Fachbereich Musik (instrumentale Hauptfächer) beträgt bei einer 
Unterrichtsstunde pro Woche (45 min) für eine Person

monatlich

a)  Einzelunterricht 53,00 €

b)  Unterricht mit 2 Pers. (45 min.) 39,00 €

c)  Gruppenunterricht ab 3 Pers. (45 min) 28,00 €

d)  Gruppenunterricht ab 4 Pers. (45 min) 19,00 €

e)  musikalische Früherziehung 18,00 €

f)  Kinderchor 18,00 €

g)  Musiktheorie ohne Hauptfach 19,00 €

h)  Ensemblespiel ohne Hauptfach 4,00 €

2) Das Entgelt für die Teilnahme im Fachbereich Musik (instrumentale Hauptfächer) beträgt bei einer 
Unterrichtsstunde pro Woche (30 min) für eine Person

monatlich

     Einzelunterricht 45,00 €

3) Für Teilnehmer am Unterricht gem. Absatz 1 Buchstaben a) bis d) und Absatz 2 erfolgt der 
ergänzende Unterricht in den Fächern Musiktheorie und Ensemblespiel kostenlos.
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4) Das Entgelt für die Teilnahme im Fachbereich Tanz beträgt für eine Person

min/Woche monatlich
a) Tanzunterricht 45 28,00 €

b) Tanzunterricht 90 36,00 €

c) Tänzerische Früherziehung 45 18,00 €

5) Das Entgelt für den Fachbereich Bildende Kunst beträgt
    monatlich bei einer Unterrichtseinheit pro Woche (90 min) für
    eine Person 28,00 €

6) Das Entgelt für den Fachbereich Darstellendes Spiel beträgt
    monatlich bei einer Unterrichtseinheit pro Woche (90 min) für
    eine Person 28,00 €

7) Das Entgelt für die Anmietung von Instrumenten beträgt für

monatlich

a) Streichinstrumente, Blechblasinstrumente, Holzblasinstrumente

    (außer Blockflöte), Akkordeon 9,50 €

b) Tenor- und Bassblockflöte 9,50 €

c) Sopran- und Altflöte 7,00 €

d) Gitarre 7,00 €

8) Das Entgelt gemäß der Absätze 1 – 7 ist auch in den Ferienzeiten zu entrichten.

§ 3
Ermäßigung

1) Geschwisterermäßigung wird wie folgt gewährt:

a ) Wenn 2 Kinder einer Familie am Unterricht der Musikschule teilnehmen, ermäßigt sich
das Entgelt für das 2. Kind um 10 %. Bei Inanspruchnahme der Ermäßigung gilt der
Unterricht im Fachbereich Musik (musikalisches Hauptfach) stets als 1. Fach.

b) Wenn mehr als 2 Kinder einer Familie am Unterricht der Musikschule teilnehmen,
ermäßigt sich das Entgelt für jedes weitere Kind ebenfalls um 10 %.

2) Für die Teilnahme am Unterricht in einem 2. Fach ermäßigt sich das Entgelt um 10 %, wenn der 
Teilnehmer im 1. Fach ein instrumentales Hauptfach belegt.

3) Teilnehmer bzw. bei Minderjährigen deren gesetzliche Vertreter, die den Hansepass der Hansestadt 
Wismar besitzen, erhalten auf Antrag eine Entgelt- bzw. Mietermäßigung von 10 %. Ein Anspruch 
auf einen Ausbildungsplatz an der Musikschule ist aus dem Besitz des Hansepasses nicht 
abzuleiten.
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4) Für die Fächer musikalische und tänzerische Früherziehung, Kinderchor sowie Ensemblespiel werden
keine Ermäßigungen gewährt.

§ 4
Entgeltpflicht

Zur Zahlung des Entgeltes sind die Teilnehmer bzw. die Mieter der Instrumente oder bei 
Minderjährigen die gesetzlichen Vertreter verpflichtet.

§ 5
Unterrichtsvertrag und Kündigung

1) Für die Teilnahme am Unterricht der Musikschule wird ein Unterrichtsvertrag abgeschlossen, der 
von beiden Vertragsteilnehmern mit einer Frist von 2 Monaten zum 01.08. und zum 01.02. eines 
Jahres schriftlich gekündigt werden kann.

2) Der Unterrichtsvertrag für die Teilnahme an der musikalischen und tänzerischen Früherziehung 
kann mit einer Kündigungsfrist von 14 Tagen zum 01.08., 01.11., 01.02, und 01.05. des Jahres 
schriftlich gekündigt werden.

3) Im Unterrichtsvertrag kann eine Probezeit von 3 Monaten vereinbart werden.

4) Die Musikschule behält sich vor, den Unterricht bei personellen Problemen kurzfristig auszusetzen 
bzw. vom Unterrichtsvertrag zurückzutreten.

§ 6
Anmietung der Instrumente

1) Über die Anmietung der Instrumente wird ein Mietvertrag abgeschlossen.

2) Die Mieter sind verpflichtet, die Instrumente und deren Zubehör schonend zu behandeln, 
insbesondere jede Beschädigung oder Beschmutzung zu unterlassen.

3) Instrumentenzubehör, welches im Gebrauch einem natürlichen Verschleiß unterliegt, muss vom 
Mieter des Instruments ersetzt werden.

4) Die Mieter bzw. bei Minderjährigen deren gesetzliche Vertreter haften für den Verlust und für alle 
Schäden, die an den angemieteten Instrumenten und deren Zubehör während der Mietzeit 
auftreten.

5) Wird ein Instrument nicht oder so defekt zurückgegeben, dass eine Reparatur nicht mehr möglich 
ist, ist der Mieter verpflichtet, den Wiederbeschaffungswert des Instrumentes zu erstatten.

6) Die Dauer der Mietzeit beträgt ein Jahr. Das Mietverhältnis kann von beiden Vertragspartnern mit 
einer Frist von 2 Monaten gekündigt werden.
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§ 7
Fälligkeit

Mit Abschluss des Unterrichtsvertrages bzw. des Mietvertrages für die Instrumente entsteht
für den Teilnehmer bzw. Mieter die Verpflichtung zur Entgeltzahlung. Das Entgelt ist
monatlich im voraus bis zum 2. Werktages bei der Stadtkasse Wismar zu entrichten.

§ 8
Entgeltrückerstattung

Fällt der Unterricht außerhalb der Ferien und der gesetzlichen Feiertage viermal im
Schulhalbjahr aus Gründen, die die Musikschule zu vertreten hat, aus, so wird das
Unterrichtsentgelt anteilig erstattet.

§ 9
Ausnahmeregelung

Die Entscheidung über die Gewährung von Förderunterricht bzw. Unterricht in der
studienvorbereitenden Ausbildung trifft der Schulleiter.

§ 10
Inkrafttreten

Die Benutzungs- und Entgeltordnung für die Musikschule der Hansestadt Wismar tritt am
01.03.2016 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Benutzungs- und Entgeltordnung für die Musikschule Wismar vom
01.09.2010 in der Fassung vom 30.07.2010 außer Kraft.

Wismar, den ….......

Thomas Beyer
Bürgermeister
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Synopse zur Benutzungs- und Entgeltordnung für die Musikschule der Hansestadt Wismar

ALT NEU

§ 1 § 1
Allgemeines Allgemeines

Die Hansestadt Wismar erhebt für die Teilnahme am Unterricht Die Hansestadt Wismar erhebt für die Teilnahme am Unterricht
der Musikschule in den Fachbereichen Musik, Tanz und der Musikschule in den Fachbereichen Musik, Tanz und
Bildende Kunst sowie für die Vermietung von Instrumenten 
ein Entgelt. von Instrumenten ein Entgelt.

§ 2 § 2
Entgelte Entgelte

1) Das Entgelt für die Teilnahme im Fachbereich Musik beträgt 1) Das Entgelt für die Teilnahme  im Fachbereich Musik 
bei einer Unterrichtsstunde pro Woche (45 min) für eine Person 

pro Woche (45 min) für eine Person

monatlich monatlich
a) Einzelunterricht 48,00 € a) Einzelunterricht 53,00 €
b) Unterricht mit 2 Pers. 35,00 € 39,00 €
c) Gruppenunterricht ab 3 Pers. 25,00 € 28,00 €
d) Musikalische Früherziehung 16,00 € d) Gruppenunterricht ab 4 Pers. (45 min) 19,00 €
e) Kinderchor 16,00 € 18,00 €
f) Musiktheorie 17,00 € 18,00 €
g) Ensemblespiel 17,00 € 19,00 €

h) Ensemblespiel ohne Hauptfach 4,00 €

2) Das Entgelt für die Teilnahme im Fachbereich Musik beträgt 2) Das Entgelt für die Teilnahme im Fachbereich Musik
bei einer Unterrichtsstunde pro Woche (30 min) für eine Person

Fett markierter Text beinhaltet die Änderung

Bildende Kunst/Darstellendes Spiel sowie für die Vermietung

(instrumentale Hauptfächer) beträgt bei einer Unterrichtsstunde

b) Unterricht mit 2 Pers. (45 min)
c) Gruppenunterricht ab 3 Pers. (45 min)

jetzt e) Musikalische Früherziehung 
jetzt f) Kinderchor
jetzt g) Musiktheorie ohne Hauptfach

(instrumentale Hauptfächer) beträgt bei einer Unterrichtsstunde
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pro Woche (30 min) für eine Person

monatlich monatlich
Einzelunterricht 41,00 € Einzelunterricht 45,00 €

3) Für Teilnehmer am Unterricht der Ziff. a) bis e) und Punkt 2 
erfolgt der ergänzende Unterricht in den Fächern Musiktheorie 
und Ensemblespiel kostenlos. Musiktheorie und Ensemblespiel kostenlos.

4) Das Entgelt für die Teilnahme im Fachbereich Tanz beträgt 4) Das Entgelt für die Teilnahme im Fachbereich Tanz beträgt
für eine Person für eine Person

min/Woche monatlich min/Woche monatlich
a) Tanzunterricht 45 25,00 € a) Tanzunterricht 45 28,00 €
b) Tanzunterricht 90 33,00 € b) Tanzunterricht 90 36,00 €
c) Tänzerische 45 16,00 € c) Tänzerische Früherziehung 45 18,00 €
Früherziehung

5) Der Unterricht im Fachbereich Tanz, der über 90 min pro Woche
hinausgeht, gilt als Förderunterricht.

6) Das Entgelt für den Fachbereich Bildende Kunst beträgt
monatlich bei einer Unterrichtseinheit pro Woche (90 min) monatlich bei einer Unterrichtseinheit pro Woche (90 min)
für eine Person für eine Person

25,00 € 28,00 €

7) Das Entgelt für den Fachbereich Darstellendes Spiel beträgt
monatlich bei einer Unterrichtseinheit pro Woche (90 min) beträgt monatlich bei einer Unterrichtseinheit pro Woche (90 min)

3) Für Teilnehmer am Unterricht gem. Absatz 1 a) bis d) und 
Absatz 2 erfolgt der ergänzende Unterricht in den Fächern 

5) entfällt       

jetzt 5) Das Entgelt für den Fachbereich Bildende Kunst beträgt

jetzt 6) Das Entgelt für den Fachbereich Darstellendes Spiel 
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für eine Person für eine Person
25,00 € 28,00 €

8) Das Entgelt für die Anmietung von Instrumenten beträgt für
monatlich monatlich

a) Streichinstrumente 8,50 € a) Streichinstrumente, 
b) Blechblasinstrumente 8,50 € Blechblasinstrumente,
c) Holzblasinstrumente 8,50 € Holzblasinstrumente (außer Blockflöte),
d) Tenor- und Bassblockflöte 8,50 € Akkordeon 9,50 €
e) Sopran- und Altflöte 6,00 € 9,50 €
f) Gitarre 6,00 € 7,00 €
g) Akkordeon 8,00 € 7,00 €

e) bis g) auf a) bis d) neu verteilt

9) Das Entgelt gemäß der Absätze 1-8 ist auch in Ferienzeiten
zu entrichten. Ferienzeiten zu entrichten.

§ 3 § 3
Ermäßigung Ermäßigung

1) Geschwisterermäßigung

a) Wenn 2 Kinder einer Familie am Unterricht der Musikschule a) Wenn 2 Kinder einer Familie am Unterricht der Musikschule 
teilnehmen, ermäßigt sich das Entgelt für das 2. Kind um 10%. teilnehmen, ermäßigt sich das Entgelt für das 2. Kind um 10%.
Bei Inanspruchnahme der Ermäßigung gilt der Unterricht im Bei Inanspruchnahme der Ermäßigung gilt der Unterricht im 
Fachbereich Musik stets als 1. Fach.

b) Wenn mehr als zwei Kinder einer Familie am Unterricht der b) Wenn mehr als zwei Kinder einer Familie am Unterricht der
Musikschule teilnehmen, ermäßigt sich das Entgelt für jedes Musikschule teilnehmen, ermäßigt sich das Entgelt für jedes

jetzt 7) das Entgelt für die Anmietung von Instrumenten beträgt für

jetzt b) Tenor- und Bassblockflöte
jetzt c) Sopran- und Altflöte
jetzt d) Gitarre

jetzt 8) Das Entgelt gemäß der Absätze 1-7 ist auch in  

1) Geschwisterermäßigung wird wie folgt gewährt:

Fachbereich Musik (musikalisches Hauptfach) stets als 1. Fach.
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weitere Kind ebenfalls um 10%. weitere Kind ebenfalls um 10%.

2) Mehrfachermäßigung

Für die Teilnahme am Unterricht in einem 2. Fach ermäßigt sich das Für die Teilnahme am Unterricht in einem 2. Fach ermäßigt sich das
Entgelt um 10%, wenn der Teilnehmer im 1. Fach Musik belegt. Entgelt um 10%, wenn der Teilnehmer im 1. Fach ein 

3) Sozialermäßigung

Teilnehmer bzw. bei Minderjährigen deren gesetzliche Vertreter, die Teilnehmer bzw. bei Minderjährigen deren gesetzliche Vertreter, die 
den „Hansepaß“ der Hansestadt Wismar besitzen, erhalten auf den Hansepass der Hansestadt Wismar besitzen, erhalten auf
Antrag eine Entgelts- bzw. Mietermäßigung von 10%. Antrag eine Entgelt- bzw. Mietermäßigung von 10%.
Ein Anspruch auf einen Ausbildungsplatz an der Musikschule ist aus Ein Anspruch auf einen Ausbildungsplatz an der Musikschule ist aus
dem Besitz des „Hansepasses“ nicht abzuleiten. dem Besitz des Hansepasses nicht abzuleiten.

(Anführungszeichen bei Hansepass entfallen)

4) Für die Fächer musikalische und tänzerische Früherziehung, 4) Für die Fächer musikalische und tänzerische Früherziehung,
Kinderchor und Kurse sowie Ensemblespiel werden keine Kinderchor sowie Ensemblespiel werden keine Ermäßigungen
Ermäßigungen gewährt.

§ 4 § 4
Entgeltschuldner Entgeltpflicht

Zur Zahlung des Entgeltes sind die Teilnehmer bzw. die Mieter der Zur Zahlung des Entgeltes sind die Teilnehmer bzw. die Mieter der
Instrumente oder bei Minderjährigen die gesetzlichen Vertreter Instrumente oder bei Minderjährigen die gesetzlichen Vertreter 
verpflichtet. verpflichtet.

§ 5 § 5
Unterrichtsvertrag und Kündigung Unterrichtsvertrag und Kündigung

1) Für die Teilnahme am Unterricht der Musikschule wird ein 1) Für die Teilnahme am Unterricht der Musikschule wird ein

2) Überschrift entfällt

instrumentales Hauptfach belegt.

3) Überschrift entfällt

gewährt. („und Kurse“ entfällt)
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Unterrichtsvertrag abgeschlossen, der von beiden  Unterrichtsvertrag abgeschlossen, der von beiden
Vertragsteilnehmern mit einer Frist von 2 Monaten zum 01.08. Vertragsteilnehmern mit einer Frist von 2 Monaten zum 01.08.
und zum 01.02. eines Jahres schriftlich gekündigt werden kann. und zum 01.02. eines Jahres schriftlich gekündigt werden kann.

2) Der Unterrichtsvertrag für die Teilnahme an der musikalischen 2) Der Unterrichtsvertrag für die Teilnahme an der musikalischen
Früherziehung kann mit einer Kündigungsfrist von 14 Tagen zum 
01.08., 01.11., 01.02. und 01.05. des Jahres schriftlich gekündigt von 14 Tagen zum 01.08., 01.11., 01.02. und 01.05. des Jahres
werden. schriftlich gekündigt werden.

3) Im Unterrichtsvertrag kann eine Probezeit von 3 Monaten 3) Im Unterrichtsvertrag kann eine Probezeit von 3 Monaten
vereinbart werden. vereinbart werden.

4) Die Musikschule behält sich vor, den Unterricht bei personellen 4) Die Musikschule behält sich vor, den Unterricht bei personellen
Problemen kurzfristig auszusetzen bzw. vom Unterrichtsvertrag Problemen kurzfristig auszusetzen bzw. vom Unterrichtsvertrag
zurückzutreten. zurückzutreten.

§ 6 § 6
Anmietung der Instrumente Anmietung der Instrumente

1) Über die Anmietung der Instrumente wird ein Mietvertrag 1) Über die Anmietung der Instrumente wird ein Mietvertrag 
abgeschlossen. abgeschlossen.

2) Die Mieter sind verpflichtet, die Instrumente und deren Zubehör 2) Die Mieter sind verpflichtet, die Instrumente und deren Zubehör
schonend zu behandeln, insbesondere jede Beschädigung oder schonend zu behandeln, insbesondere jede Beschädigung oder
Beschmutzung zu unterlassen. Beschmutzung zu unterlassen.

3) Instrumentenzubehör, welches im Gebrauch einem natürlichen 3) Instrumentenzubehör, welches im Gebrauch einem natürlichen 
Verschleiß unterliegt, muß vom Mieter des Instrumentes ersetzt Verschleiß unterliegt, muss vom Mieter des Instrumentes ersetzt
werden. werden.

4) Der Mieter bzw. bei Minderjährigen die Erziehungsberechtigten
haften für den Verlust und für alle Schäden, die an den angemieteten haften für den Verlust und für alle Schäden, die an den angemieteten 
Instrumenten und deren Zubehör während der Mietzeit auftreten. Instrumenten und deren Zubehör während der Mietzeit auftreten.

und tänzerischen Früherziehung kann mit einer Kündigungsfrist

4) Die Mieter bzw. bei Minderjährigen deren gesetzliche Vertreter
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5) Wird ein Instrument nicht oder so defekt zurückgegeben, daß 5) Wird ein Instrument nicht oder so defekt zurückgegeben, dass
eine Reparatur nicht mehr möglich ist, ist der Mieter verpflichtet, eine Reparatur nicht mehr möglich ist, ist der Mieter verpflichtet,
den Wiederbeschaffungswert des Instrumentes zu erstatten. den Wiederbeschaffungswert des Instrumentes zu erstatten.

6) Die Dauer der Mietzeit beträgt ein Jahr. Das Mietverhältnis kann 6) Die Dauer der Mietzeit beträgt ein Jahr. Das Mietverhältnis kann
von beiden Vertragspartnern mit einer Frist von 2 Monaten gekündigt von beiden Vertragspartnern mit einer Frist von 2 Monaten gekündigt 
werden. werden.

§ 7 § 7
Fälligkeit Fälligkeit

Mit Abschluß des Unterrichtsvertrages bzw. des Mietvertrages für die Mit Abschluss des Unterrichtsvertrages bzw. des Mietvertrages für die
Instrumente entsteht für den Teilnehmer bzw. Mieter die Verpflichtung Instrumente entsteht für den Teilnehmer bzw. Mieter die Verpflichtung
zur Entgeltzahlung. Das Entgelt ist monatlich im voraus bis zum zur Entgeltzahlung. Das Entgelt ist monatlich im voraus bis zum
2. Werktag bei der Stadtkasse Wismar zu entrichten. 2. Werktag bei der Stadtkasse Wismar zu entrichten.

§ 8 § 8
Gebührenerstattung Entgeltrückerstattung

Fällt der Unterricht außerhalb der Ferien und der gesetzlichen Fällt der Unterricht außerhalb der Ferien und der gesetzlichen
Feiertage viermal im Schulhalbjahr aus Gründen, die die Musikschule Feiertage viermal im Schulhalbjahr aus Gründen, die die Musikschule
zu vertreten hat, aus, so wird das Unterrichtsentgelt anteilig erstattet. zu vertreten hat, aus, so wird das Unterrichtsentgelt anteilig erstattet.

§ 9 § 9
Ausnahmeregelung Ausnahmeregelung

Die Entscheidung über die Gewährung von Förderunterricht bzw. Die Entscheidung über die Gewährung von Förderunterricht bzw.
Unterricht in der studienvorbereitenden Ausbildung trifft der Unterricht in der studienvorbereitenden Ausbildung trifft der  
Schulleiter. Schulleiter.
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§ 10 § 10
Inkrafttreten Inkrafttreten

Die Benutzungs- und Entgeltordnung für die Musikschule der Die Benutzungs- und Entgeltordnung für die Musikschule der
Hansestadt Wismar tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Hansestadt Wismar tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in  
Kraft. Kraft.

Gleichzeitig tritt die Benutzungs- und Entgeltordnung für die Gleichzeitig tritt die Benutzungs- und Entgeltordnung für die 
Musikschule Wismar vom 01.09.1997 in der Fassung vom 04.07.2003 Musikschule Wismar vom 01.09.2010 in der Fassung vom 30.07.2010
außer Kraft. außer Kraft.



                                Kostenstellenabrechnungen der Musikschule                                         Endkostenstelle

Kostenarten Verwaltung Tanz
EURO EURO EURO EURO EURO EURO EURO EURO EURO EURO

Personalkosten hauptamtlich 519.053,01 - 125.737,33 236.272,20 39.614,36 7.074,18 7.074,18 8.488,93 33.955,34 25.466,40

5231000-Unterhaltung Gebäude 12.370,83 12.370,83 - - - , - - - -

5238000-Unterhaltg. vermögensunw. Gegenst. 692,99 692,99 - - - - - - - -

5237000-Anschaffung. vermögensunw. Gegenst. 2.201,74 2.201,74 - - - - - - - -

5239100-Wartung und Reparatur v. Geräten 1.298,68 1.298,68 - - - - - - - -

5622100-Mieten für Kopierer 456,96 - 456,96 - - - - - - -

5223000-Heizung 22.066,97 22.066,97 - - - - - - - -

5229200-Reinigungskosten 18.125,50 18.125,50 - - - - - - - -

5229700-Versicherung 0,00 0,00 - - - - - - - -

5221000-Müllabfuhr 2.480,81 2.480,81 - - - - - - - -

5229300-Schornsteinfegergebühren 59,94 59,94 - - - - - - - -

5229100-Reinigungsmittel 794,63 794,63 - - - - - - - -

5227000-Wasser 7.070,10 7.070,10 - - - - - - - -

5226000-Energie 6.732,48 6.732,48 - - - - - - - -

5229400-Schädlingsbekämpfung 0,00 0,00 - - - - - - - -

52295000-Straßenreinigung 1.292,03 1.292,03 - - - - - - - -

5615000-Dienst- u. Schutzbekleidung 99,72 - 99,72 - - - - - - -

5612000-Aus- und Fortbildung 129,00 - 129,00 - - - - - - -

5246000-Unterrichtsmittel 4.251,86 - - 2.852,51 322,92 143,52 89,70 71,76 233,22 242,19

5241200-Gruppenfahrten 700,00 - 700,00 - - - - - -

5636000 - Öffentlichkeitsarbeit 142,09 - 142,09 - - - - - - -

5636100-Veranstaltungen 1.336,49 - 1.336,49 - - - - - - -

5238300-Fachmaterial 34,00 - 34,00 - - - - - - -

5631000-Bürobedarf 402,77 - 402,77 - - - - - - -

5631100-Vervielfältg.,Kopierung u. Druckkosten 213,11 - 213,11 - - - - - - -

5634100-Fernsprechgebühren 538,56 - 538,56 - - - - - - -

65400-Dienstreisen 0,00 - 0,00 - - - - - - -

5625300 Honorare 100.639,03 - - 77.533,32 4.108,09 5.647,86 2.567,30 1.026,52 1.026,52 4.621,34

5629100-Mietgliedsbeiträge 1.124,00 - 1.124,00 - - - - - - -

67900-Verwaltungskostenpauschale 26.406,67 - 26.406,67 - - - - - - -

kalkulatorische Abschreibungen 1.458,00 - - 978,15 110,73 49,21 30,76 24,61 79,97 83,05
kalkulat. Verzinsung 363,00 - 363,00 - - - - - - -

umzulegende Kosten 732.534,97 75.186,70 157.683,70 317.636,18 44.156,10 12.914,77 9.761,94 9.611,82 35.295,05 30.412,98

Umlage Gebäude 657.348,24 -75.186,70 18.035,67 36.330,84 5.050,52 1.477,18 1.116,56 1.099,39 4.037,01 3.478,60

0,00 175.719,37 353.967,02 49.206,62 14.391,95 10.878,50 10.711,21 39.332,06 33.891,58

Umlage Verwaltung 556.815,57 0,00 -175.719,37 100.239,35 13.934,74 4.075,63 3.080,66 3.033,29 11.138,38 9.597,70

Jahresbeträge je Unterrichtsform 0,00 454.206,37 63.141,36 18.467,58 13.959,16 13.744,50 50.470,44 43.489,28

abz. Einnahmen durch Gebührenänderung -14.653,00 -2.023,00 -2.100,00 -98,00 -1.618,00 -3.936,00 -2.723,00

Feb.-Dez. 2016 415.225,97 57.728,94 15.381,00 13,113,71 11.388,85 43.822,62 38.433,82

Anlage 5                                                                              Betriebskostenabrechnung 2014
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                                Kostenstellenabrechnungen der Musikschule                                         Endkostenstelle

EURO
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Übertragung der Aufgaben Erteilung 

und Entziehung der Fahrerkarte nach § 2 Abs. 1 und Abs. 3 FPersGZust- und 

– KostLVO M-V vom Landkreis Nordwestmecklenburg auf die Hansestadt 

Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 01.02.2016 Verwaltungsausschuss Vorberatung

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft stimmt der in der Anlage beigefügten öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
zur Übertragung der Aufgaben Erteilung und Entziehung der Fahrerkarte nach § 2 Abs. 1 
und Abs. 3 Landesverordnung zur Bestimmung der zuständigen Behörden und zur Regelung 
der Kosten für Amtshandlungen nach dem Fahrpersonalgesetz (Fahrpersonalgesetz-
Zuständigkeit- und -Kostenlandesverordnung - FPersGZust- und -KostLVO M-V) vom 
Landkreis Nordwestmecklenburg auf die Hansestadt Wismar zu.

Begründung:

Mit dem Inkrafttreten des Gesetz zur Neuordnung der Landkreise und kreisfreien 
Städte des Landes MV wurde den großen kreisangehörigen Städten die 
Zuständigkeit für die Führerscheinangelegenheiten zugewiesen. Damit konnten und 
können die in Wismar wohnenden Bürger in der dortigen Führerscheinstelle einen 
neuen Führerschein beantragen.
Die Zuständigkeit zur Erteilung der Fahrerkarte wurde zum obigen Zeitpunkt nicht auf 
die großen kreisangehörigen Städte übertragen, sondern verblieb als Aufgabe bei 
den Landkreisen und kreisfreien Städten.

Aufgrund dieser Situation können in Wismar wohnende Bürger in der 
Führerscheinstelle einen neuen Führerschein beantragen, aber nicht die für 
Berufskraftfahrer erforderliche Fahrerkarte.



Um den hier in Wismar wohnenden Bürgern den zusätzlichen Weg für den Erhalt der 
Fahrerkarte in die Führerscheinstelle des Landkreises in Grevesmühlen zu ersparen, 
wurde zusammen mit dem Landkreis Nordwestmecklenburg die hier zum Beschluss 
vorliegende Verwaltungsvereinbarung erarbeitet. Diese Verwaltungsvereinbarung 
wurde mit dem Landkreis Nordwestmecklenburg abgestimmt und wird dem Kreistag
zur Beschlussfassung vorgelegt.

Mit der Umsetzung der vorliegenden Verwaltungsvereinbarung überträgt der 
Landkreis Nordwestmecklenburg diese Zuständigkeit auf die Hansestadt Wismar.
Damit können künftig die in Wismar wohnenden Bürger, im Ordnungsamt Wismar – 
Führerscheinstelle - die Fahrerkarte beantragen und erhalten.
Die finanziellen Aufwendungen, insbesondere für die Anschaffung der Software, 
werden mit den jährlich zu erwartenden Gebühreneinnahmen gedeckt.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 12300.4310000 Ertrag in Höhe von 1000 Euro
Produktkonto /Teilhaushalt: 11403.5237000 Aufwand in Höhe von 1300 Euro

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 12300.6319000 Einzahlung in Höhe von 1000 Euro
Produktkonto /Teilhaushalt: 12300. Auszahlung in Höhe von

Deckung

  x Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 12300.4310000 Ertrag in Höhe von 1000 Euro
Produktkonto /Teilhaushalt: 12300.5254100 Aufwand in Höhe von 100 Euro

Finanzhaushalt



Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
   x Die Maßnahme ist keine Investition
   - Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
   - Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
   x neu

freiwillig
eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Öffentlich-rechtliche Vereinbarung  

zur Übertragung der Aufgaben  

Erteilung und Entziehung der Fahrerkarte  

nach § 2 Abs. 1 und Abs. 3 Landesverordnung zur Bestimmung der zuständigen Behörden und zur 
Regelung der Kosten für Amtshandlungen nach dem Fahrpersonalgesetz 
(Fahrpersonalgesetz- Zuständigkeits- und -Kostenlandesverordnung –  

FPersGZust- und -KostLVO M-V) 

vom Landkreis Nordwestmecklenburg  

auf die Hansestadt Wismar 

 

 

Der Landkreis Nordwestmecklenburg, Rostocker Straße 76, 23970 Wismar, vertreten durch die 
Landrätin Frau Kerstin Weiss 

 

- nachfolgend „Landkreis“ genannt - 

 

und die Hansestadt Wismar, Am Markt 1, 23966 Wismar, vertreten durch den                         
Bürgermeister Herrn Thomas Beyer, 

 

- nachstehend: „Hansestadt“ genannt - 

 

treffen folgende Vereinbarung auf der Grundlage von § 165 Abs. 2 der Kommunalverfassung für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung vom 13. Juli 2011, verkündet als Artikel 1 
des Gesetzes über die Kommunalverfassung und zur Änderung weiterer kommunalrechtlicher 
Vorschriften (GVOBl. M-V. S. 777), § 4 a S. 2 Fahrpersonalgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 640), zuletzt geändert durch Artikel 474 der Verordnung vom 31. 
August 2015 (BGBl. I S. 1474) und des § 2 Abs. 1, 3 der Landesverordnung zur Bestimmung der 
zuständigen Behörden und zur Regelung der Kosten für Amtshandlungen nach dem 
Fahrpersonalgesetz (Fahrpersonal-, Zuständigkeits- und Kostenlandesverordnung –FPersGZust- und – 
KostLVO M-V) vom 26. April 2005 (GVOBl. M-V 2005, S. 167):  

 

Präambel 

 Die Aufgaben der Erteilung und Entziehung von Fahrerkarten gem. § 2 Abs. 1, 3 FPersGZust- 
 und – KostLVO M-V an Bürger mit dem gewöhnlichen Wohnsitz in der Hansestadt sollen mit 
 dieser Vereinbarung von dem nach der Neuordnung der Landkreise zuständigen Landkreis auf 
 die vor der Kreisgebietsreform zuständige Hansestadt übergehen.  

 Mit der Aufgabenübertragung auf die Landkreise und kreisfreien Städte bei Einführung der 
 Fahrerkarte folgte Mecklenburg-Vorpommern den Empfehlungen einer beim 
 Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen eingerichteten Arbeitsgruppe. 
 In der Begründung zur damaligen Kabinettsvorlage hieß es: 
 „Für diese Aufgabenübertragung spricht, dass die Fahrerlaubnisbehörden aufgrund des nahezu 



 identischen Verfahrens bei der Erteilung des EU-Kartenführerscheins die entsprechenden 
 Vorkenntnisse besitzen. Außerdem spricht für diese Aufgabenübertragung neben der Ortsnähe 
 auch die bereits z.T. vorhandene DV-Ausstattung und die Anbindung an das Kraftfahrt-
 Bundesamt. Weitere Argumente sind, dass EU-Kartenführerschein und Fahrerkarte mit einem 
 Behördengang beantragt werden können, wobei der Besitz eines EU-Kartenführerscheins  in 
 der Bundesrepublik Deutschland Voraussetzung für das Erteilen einer Fahrerkarte sein 
 wird. Gleichzeitig besteht dort der unmittelbare Zugriff auf die Daten der 
 Einwohnermeldeämter.“ 
 
 In § 14 LNOG wurde nach der Neuordnung der Landkreise die Aufgabenübertragung auf die 
 großen kreisangehörigen Städte auf dem Gebiet des Straßenverkehrs geregelt. 

 Den großen kreisangehörigen Städten wurden hierin in ihrem Gebiet die Aufgaben der 
 Straßenverkehrsbehörden, der Zulassungsbehörden, der Fahrerlaubnisbehörden nach dem 
 Straßenverkehrsgesetz, dem Kraftfahrzeugsteuergesetz und dem Pflichtversicherungsgesetz, 
 sowie nach den aufgrund dieser Gesetze erlassenen straßenverkehrsrechtlichen 
 Rechtsverordnungen übertragen. 
 
 Das für die Erteilung und Entziehung der Fahrerkarten zu Grunde liegende Fahrpersonalgesetz 
 (FPersG) i.V.m. der Fahrpersonalverordnung ist vom § 14 LNOG nicht erfasst. 
 
 Die Aufnahme des FPersG in den § 14 Abs. 1 LNOG ist unbeabsichtigt unterblieben. Eine 
 Nachbesserung ist nicht notwendig, da mittels Verwaltungsvereinbarungen dem 
 Grundgedanken der Ausgabe und Entziehung der Fahrerkarten durch die örtlich zuständige 
 Fahrerlaubnisbehörde entsprochen werden kann.  
 
 Der Landkreis und die Hansestadt in Ausübung ihres kommunalen Selbstverwaltungsrechts 
 treffen daher folgende Vereinbarung: 

 

§ 1 
Aufgabenübertragung 

(1) Der Landkreis überträgt mit Wirkung ab dem 1. April 2016 die in § 2 dieser Vereinbarung 
aufgeführten Aufgaben für das Gebiet der Hansestadt Wismar auf die Hansestadt, die diese 
Aufgaben anstelle des Landkreises wahrnimmt. 

(2) Die Aufgaben werden durch die Fahrerlaubnisbehörde der Hansestadt ausgeführt. 

 

§ 2 
Aufgabenübernahme für das Gebiet der Hansestadt 

 Die Hansestadt übernimmt anstelle des Landkreises die Aufgaben der Erteilung und 
 Entziehung von Fahrerkarten gem. § 2 Abs. 1 und Abs. 3 FPersGZust- und – KostLVO M-V  an 
 Bürger mit dem gewöhnlichen Wohnsitz in der Hansestadt.  

 

 



§ 3 
Rechte und Pflichten der Hansestadt 

(1) Die Hansestadt hat die Befugnis zur Erhebung von Verwaltungsgebühren für die Erteilung und 
Entziehung der Fahrerkarte. 

(2) Außerdem vereinnahmt sie die für die Ausstellung und Versand anfallenden Auslagen des 
Kraftfahrt-Bundesamtes in der jeweils aktuellen Höhe und rechnet mit diesem monatlich ab.  

 

 

§ 4 
Kostentragung 

 Die Wahrnehmung der auf sie übertragenen Aufgaben durch die Hansestadt erfolgt auf eigene 
 Kosten.  

 

§ 5 
Laufzeit; Kündigung 

(1) Diese Vereinbarung tritt am 01. April 2016 in Kraft und endet am 31.12.2025. Sie verlängert 
sich jeweils um 3 Jahre, wenn sie nicht zuvor mit einer Frist von 3 Jahren zum Ablauf des 
Vertragsverhältnisses gekündigt wurde. 

(2) Das Recht zur fristlosen, außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 

(3) § 60 Verwaltungs-Verfahrensgesetz Mecklenburg-Vorpommern (VwVfG) M-V bleibt unberührt. 

(4) Die Kündigung bedarf der Schriftform. 

(5) Mit Vertragsbeendigung obliegt die Wahrnehmung der Aufgabe dem Landkreis. 

 

§ 6 
 Formvorschrift 

 Änderungen oder Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Genehmigung der 
 Rechtsaufsichtsbehörde und sind öffentlich bekannt zu machen. 

 

 

§ 7 
Salvatorische Klausel 

 Sollte eine der vorstehenden Regelungen dem geltenden Recht widersprechen oder 
 undurchführbar sein, so wird die Wirksamkeit der übrigen Regelungen davon nicht berührt. Die 
 Parteien verpflichten sich, die unwirksame oder undurchführbare Bestimmung durch eine 
 ihrem Zweck möglichst nahekommende wirksame bzw. durchführbare Bestimmung zu 
 ersetzen.  

 

 



§ 8 
Wirksamkeit 

 Die Vereinbarung wird wirksam, wenn die Genehmigung der Kommunalaufsicht nach § 165 
 Abs. 5 Satz 2 KV M-V erteilt wird. 

 

 

 

 

 

 

Für den Landkreis 

 

________________________    __________________________ 

Kerstin Weiss, Landrätin     Mathias Diederich, Beigeordneter und  

        1. Stellvertreter der Landrätin 

 

 

Für die Hansestadt   Dienstsiegel 

 

________________________    ___________________________ 

Thomas Beyer, Bürgermeister     Michael Berkhahn, Senator und   

        1. Stellvertreter des Bürgermeisters 

 
 



Nr.: VO/2016/1651

Status: öffentlich

Datum: 14.01.2016

Verfasser: Nowatschin, Sophie

Vorlage

Federführend:
32.4 Abt. Allgemeine Ordnungsangelegenheiten

Beteiligt:
I Bürgermeister
II Senator
1 Büro der Bürgerschaft
32 ORDNUNGSAMT

Aufwandsentschädigung für die Mitglieder der Wahlvorstände zur 

Landtagswahl 2016

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft beschließt folgende Aufwandsentschädigungen für die Mitglieder der 
Wahlvorstände zur Landtagswahl am 04.09.2016:

Wahlvorsteher und Schriftführer erhalten für ihre Tätigkeit am Wahltag eine 
Aufwandsentschädigung von insgesamt 35,00 €, deren Stellvertreter 30,00 €.

Beisitzer erhalten eine Aufwandsentschädigung von insgesamt 25,00 €.

Begründung:
Für die Landtagswahl sieht der Verordnungsgeber die Zahlung einer Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 21,00 € an die Mitglieder der Wahlvorstände am Wahltag vor.

Gemäß § 11 Abs. 1  Satz 2 des Gesetzes über die Wahlen im Land Mecklenburg-Vorpommern 
(Landes- und Kommunalwahlgesetz - LKWG M-V) besteht der Wahlvorstand aus der 
Wahlvorsteherin oder dem Wahlvorsteher als der oder dem Vorsitzenden, ihrer oder seiner 
Stellvertretung und drei bis sieben weiteren Mitgliedern, die die Gemeindewahlbehörde aus dem 
Kreis der Wahlberechtigten beruft.

Die Gewinnung von somit etwa 180 erforderlichen Wahlhelfern gestaltet sich schwierig. Die 
Aufwandsentschädigung soll einen Beitrag dazu leisten, Wahlberechtigte zum freiwilligen 
Engagement zu motivieren und soll darüber hinaus zu einer höheren Wertschätzung dieser 
Tätigkeit für alle Wahlhelfer beitragen.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen



x Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: 12102.5695200 

/THH 06
Aufwand in Höhe von 3.500,00 €

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: 12102.7695200 / 

THH 06
Auszahlung in Höhe von 3.500,00 €

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
x Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: 12102.5695200 / 

THH 06
Aufwand in Höhe von 30.000,00 €

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

Die finanziellen Auswirkungen der zu entrichtenden Aufwandsentschädigungen basieren auf den 
Erfahrungswerten vorheriger Wahlen.

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
x Die Maßnahme ist keine Investition

Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:



neu
x freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:

Keine Anlagen

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1659

Status: öffentlich

Datum: 18.01.2016

Verfasser: Vehlhaber, Siegfried

Vorlage

Federführend:
03 Beteiligungsverwaltung

Beteiligt:
I Bürgermeister

Besetzung eines Sitzes im Aufsichtsrat der Perspektive Wismar gGmbH

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Bürgerschaft entsendet mit sofortiger Wirkung Herrn Thomas Ahlvers in den Aufsichtsrat der 
Perspektive Wismar gGmbH.

Begründung:

Die Hansestadt Wismar hat einen Anteil i.H.v. 75 % am Stammkapital der Perspektive Wismar gGmbH. 
Die übrigen 25 % werden vom Verein Uns lütte Taukunft e.V. gehalten.

Gemäß § 8 Abs. 2 des Gesellschaftsvertrages besteht der Aufsichtsrat aus fünf Mitgliedern, von denen 
drei auf Vorschlag der Hansestadt Wismar entsandt werden. Die derzeitigen Vertreter im Aufsichtsrat 
der Perspektive Wismar gGmbH sind:

Thomas Beyer (Aufsichtsratsvorsitzender),
Henning Schwarz und
Prof. Dr. Sabine Mönch-Kalina.

Herr Schwarz hat sein Mandat aus persönliche Gründen niedergelegt, sodass nunmehr eine 
Beschlussfassung für die Nachbesetzung eines Sitzes im Aufsichtsrat erforderlich ist.

Die Neubestellung ist entsprechend § 8 Abs. 5 des Gesellschaftsvertrages lediglich für den Rest der 
Amtszeit des ausgeschiedenen Mitgliedes möglich. Diese endet mit der Entlastung für das vierte 
Geschäftsjahr, wobei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird.

Der derzeitige Aufsichtsrat wurde durch die Bürgerschaft im Jahr 2014 bestellt, sodass die Amtszeit mit 
der Entlastung durch die Gesellschafterversammlung für das Geschäftsjahr per 31.12.2018 endet. Dies 
erfolgt voraussichtlich im Jahr 2019.

Die CDU – Fraktion hat für die Nachbesetzung eines Sitzes im Aufsichtsrat der Perspektive Wismar 
gGmbH Herrn Thomas Ahlvers benannt. Weitere Vorschläge aus den Fraktionen der Bürgerschaft der 
Hansestadt Wismar liegen nicht vor.



Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

X Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
X Die Maßnahme ist keine Investition

Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition



4. Die Maßnahme ist:
X neu

freiwillig
eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n: keine

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1660

Status: öffentlich

Datum: 18.01.2016

Verfasser: Hellwig, Anja

Vorlage

Federführend:
13.2 Theater und Veranstaltungszentrale

Beteiligt:
10.4 Abt. Organisation und EDV
10 AMT FÜR ZENTRALE DIENSTE
10.5 Abt. Recht und Vergabe
13 AMT FÜR WELTERBE, TOURISMUS UND KULTUR
20 AMT FÜR FINANZVERWALTUNG
20.3 Abt. Kommunale Steuerangelegenheiten
I Bürgermeister
60 BAUAMT
1 Büro der Bürgerschaft

Entgeltordnung für die Alte Reithalle

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 01.02.2016 Ausschuss für Kultur, Sport, Jugend, Bildung und 
Soziales

Vorberatung

Öffentlich 01.02.2016 Verwaltungsausschuss Vorberatung

Öffentlich 10.02.2016 Finanzausschuss Vorberatung

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft beschließt die als Anlage 1 beigefügte Entgeltordnung für die Alte Reithalle.

Begründung:
Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat in ihrer Sitzung am 29. Oktober 2015 den Beschluss 
(VO/2015/1551) gefasst, dass eine Benutzungs- und Entgeltordnung für die Alte Reithalle bis Ende 
Januar 2016 vorzulegen ist.

Dies wurde mit der vorliegenden Entgeltordnung für die Alte Reithalle umgesetzt.

Bis dato existierte für die Alte Reithalle keine Entgeltordnung. Die Überlassung an Dritte erfolgte auf 
Grundlage von privatrechtlichen Verträgen zwischen der Hansestadt Wismar und den Nutzern.

Im Gegensatz zur beschlossenen Benutzungs- und Entgeltordnung für Veranstaltungsräume im Rathaus 
und im Zeughaus der Hansestadt Wismar wurde hier darauf verzichtet, die Allgemeinen 
Vertragsbedingungen und die Antragsformulare als Bestandteil der Entgeltordnung auszugestalten. 
Dadurch wird sichergestellt, dass diese bei Bedarf schnell und unbürokratisch angepasst werden können. 
Im Ergebnis handelt es sich somit nicht um eine Benutzungs- und Entgeltordnung, sondern 
ausschließlich um eine Entgeltordnung.

Nach § 1 Abs. 2 der Entgeltordnung stehen zur Nutzung das Foyer, die Reithalle sowie die Außenfläche 
hinter der Reithalle zur Verfügung. Da die Reithalle ausschließlich in Kombination mit dem Foyer genutzt 
werden kann, ergeben sich insgesamt fünf Nutzungsvarianten (§ 2 Abs. 1 der Entgeltordnung).



Für die Kalkulation der Grundtarife des Gebäudes wurden die kalkulatorischen Kosten (Kaltmiete), die 
Bewirtschaftungskosten 2015 sowie die Personalkosten aus dem Jahr 2015 zu Grunde gelegt. Sowohl die 
Bewirtschaftungs- als auch die Personalkosten beinhalten eine Preissteigerung von 2% über einen 
Zeitraum von zwei Jahren. Die Berechnung des Entgeltes für die Außenfläche basiert hingegen auf dem 
Wert des Anlagevermögens des Grundstückes.

Das danach kalkulierte Entgelt der Gruppe B (Kostendeckungsgrad von 100%) für das Foyer mit 870,00 
Euro ist, insbesondere im Vergleich zu den anderen nutzbaren Räumlichkeiten in der Hansestadt Wismar, 
nach Einschätzung der Verwaltung zu hoch. Anders verhält es sich mit den Räumlichkeiten der Reithalle. 
Diese sind mit einem Ergebnis in Höhe von 480,00 Euro deutlich zu niedrig. Daher wird vorgeschlagen, 
für das Foyer ein Entgelt von 700,00 Euro und für die Reithalle von 800,00 Euro anzusetzen, mithin ein 
Gesamtentgelt von 1.500,00 Euro.

Für die Nutzung der Alten Reithalle wurde bisher ein Entgelt von 1.304,28 Euro erhoben. Nach der 
jeweiligen Veranstaltung wurden die ggf. anfallenden Kosten für Energie, Gas, Wasser und Abwasser dem 
Nutzer verbrauchsabhängig in Rechnung gestellt. Im Durchschnitt waren dies im Jahr 2015 108,00 Euro, 
demzufolge ein Gesamtpreis von ca. 1.412 Euro. Der neu berechnete Grundtarif, in dem die Nebenkosten 
bereits enthalten sind, verzeichnet gegenüber dem bisherigen Entgelt eine Preissteigerung um ca. 6%.

Ferner wurde, wie bereits bislang gehandhabt und auch in anderen Entgeltordnungen der Hansestadt 
Wismar verankert, die Möglichkeit geschaffen, das Entgelt für Nutzer mit anerkannter Gemeinnützigkeit 
auf Antrag um nun 50% zu mindern (§ 4 Abs. 2 der Entgeltordnung).

In Anpassung an die Gegebenheiten der Alten Reithalle regelt die Entgeltordnung weiterhin Grundtarife 
für jeweils einen Tag, an dem der Nutzer ausschließlich auf- und/oder abbaut. Dieser Tarif ergibt sich aus 
der Hälfte des Entgeltes für einen Veranstaltungstag abzüglich der Personalkosten in Höhe von 120,00 
Euro. Sofern jedoch mehr als ein Tag für den Aufbau und ein Tag für den Abbau benötigt wird, werden 
die zusätzlichen Auf- und Abbautage als Veranstaltungstage abgerechnet.

Da es sich bei den angebotenen Sonderleistungen um das gleiche Mobiliar/ die gleiche Technik handelt, 
die u.a. auch im Rathaus oder im Zeughaus zur Nutzung überlassen wird, sind diese Entgelte unverändert 
in die Entgeltordnung eingeflossen.

Unter der Annahme, dass sich die Auslastung/ das Nutzungsverhalten gegenüber dem Bezugsjahr 2015 
nicht verändert, ergeben sich allein durch die Überlassung der Alten Reithalle (ohne Einbeziehung der 
Hanseschau und der Außenfläche) Mehreinnahmen von ca. 8.300 Euro. Diese ergeben sich größtenteils 
aus den Entgelten für die Auf- und Abbautage, die so bislang nicht in Rechnung gestellt wurden.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
x Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 57502.4629910/ 
THH 3

Ertrag in Höhe von 8.300,00 €

Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von



Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 57502.4629910/ 
THH 3

Einzahlung in Höhe von 8.300,00 €

Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 57502.4629910/ 
THH 3

Ertrag in Höhe von 8.300,00 €

Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 57502.4629910/ 
THH 3

Einzahlung in Höhe von 8.300,00 €

Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
x Die Maßnahme ist keine Investition

Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu

x freiwillig
x eine Erweiterung

Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:
Anlage 1 – Entgeltordnung für die Alte Reithalle
Anlage 2 - Kalkulation



Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Entgeltordnung für die Alte Reithalle

Präambel

Aufgrund des § 22 Abs. 3 Nr. 11 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpom-
mern (Kommunalverfassung - KV M-V) in der Fassung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S.
777) hat die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar in ihrer Sitzung am 25. Februar 2016 folgende
Entgeltordnung beschlossen:

§ 1
Allgemeines 

(1) Die Alte Reithalle kann von Dritten zur Durchführung von Veranstaltungen genutzt wer-
den. 

(2) Zur Nutzung stehen das Foyer, die Reithalle sowie die Außenfläche hinter der Reithalle zur
Verfügung.

(3) Das Nutzungsverhältnis ist privatrechtlich ausgestaltet.

(4) Für die Nutzung der Räume/ Fläche sowie die Inanspruchnahme von Sonderleistungen
werden Entgelte entsprechend dieser Entgeltordnung erhoben.

§ 2
Nutzung der Räume/ Fläche

(1) Die Hansestadt Wismar überlässt auf Antrag folgende Räume/ Fläche zur Nutzung:

a) Foyer
b) Foyer + Reithalle
c) Foyer + Reithalle + Außenfläche
d) Foyer + Außenfläche
e) Außenfläche

Ein Rechtsanspruch auf Überlassung der Räume/ Fläche, Einrichtungen oder Sonderleis-
tungen besteht nicht.

(2) Die Überlassung der Räume/ Fläche nach Abs. 1 erfolgt auf der Grundlage der Allgemeinen
Vertragsbedingungen für die Nutzung der Alten Reithalle. 

(3) Voraussetzung für die Nutzung der Räume/ Fläche ist der Abschluss eines Nutzungsvertra-
ges. Dieser kommt durch die Antragstellung nach dem durch die Hansestadt Wismar vor-
gegebenen Muster und die Annahme durch die Hansestadt Wismar, vertreten durch den
Bürgermeister, zustande.



§ 3
Grundsätze der Entgelterhebung, Fälligkeit, zahlungspflichtige Personen

(1) Für die Nutzung der Alten Reithalle werden folgende Entgelte erhoben:

1. Grundtarif für Veranstaltungstage

Tagessatz in Euro

Veranstaltungsraum/ Fläche Gruppe A (ermäßigt) Gruppe B

a) Foyer 350,00 700,00

b) Foyer + Reithalle 750,00 1.500,00

c) Foyer + Reithalle + Außenfläche 1.240,00 2.480,00

d) Foyer + Außenfläche 840,00 1.680,00

e) Außenfläche 490,00 980,00

2. Grundtarif für jeweils einen Tag, an dem ausschließlich auf- bzw. abgebaut wird*

Tagessatz in Euro

Veranstaltungsraum/ Fläche Gruppe A (ermäßigt) Gruppe B

a) Foyer 115,00 230,00

b) Foyer + Reithalle 315,00 630,00

c) Foyer + Reithalle + Außenfläche 560,00 1.120,00

d) Foyer + Außenfläche 360,00 720,00

e) Außenfläche 185,00 370,00

3. Sonderleistungen

Sonderleistung Einheit Entgelt pro Tag in Euro
a) Standardmobiliar (Tische, Stühle) bis    100 Personen

über  100 Personen
25,00
50,00

b) Konferenzbestuhlung bis    100 Personen
über  100 Personen

35,00
70,00

c) Bestuhlung mit großen runden Tischen bis    100 Personen
über  100 Personen

100,00
150,00

d) Stehtische bis    100 Personen 30,00
e) Beschallungsanlage inkl. 1 Mikrofon 70,00
f) je zusätzl. Mikrofon pro Stück 5,00
g) Beamer pro Stück 15,00
h) Leinwand/ Pinnwand/ Flipchart pro Stück 5,00
i) Ausstellungssystem pro laufenden m 10,00
j) Dia-Projektor pro Stück 5,00
k) Overheadprojektor pro Stück 5,00
l) Bühne pro m² 7,75
m) Fahnenmasten pro Stück 1,50

* Sofern mehr als 1 Tag für den Aufbau und 1 Tag für den Abbau benötigt wird, werden die zusätzlichen Auf- und Abbautage als Veranstaltungs-
tage abgerechnet.



(2) Vertraglich vereinbarte Entgelte sind bis spätestens fünf Kalendertage vor der Nutzung zu
zahlen.

(3) Zur Zahlung der Entgelte ist der jeweilige Vertragspartner verpflichtet. Mehrere Zahlungs-
pflichtige haften gesamtschuldnerisch.

§ 4
Entgelthöhe

(1) Der Grundtarif für die Räumlichkeiten der Alten Reithalle umfasst die Kosten für die Über-
lassung der Räume im gereinigten Zustand einschließlich der Versorgung mit Energie und
Wasser sowie der Beheizung des Foyers während der Heizperiode.

(2) Für die Bestimmung der Entgelthöhe der Grundtarife ist folgende Einteilung in Benutzer-
gruppen maßgeblich:

Gruppe A: Nutzer, die vom Finanzamt als gemeinnützig anerkannt sind, kön-
nen auf Antrag dieser Gruppe zugeordnet werden, wenn die Ver-
anstaltung  unmittelbar  einem  gemeinnützigen  Zweck  dient
(Nachweis ist beizufügen)

Gruppe B: alle Nutzer,  die nicht der Gruppe A zugeordnet werden können,
wie  z.B.  Veranstaltungen  von  Privatpersonen  oder  gewerbliche
Nutzungen

(3) In begründeten Ausnahmefällen kann die Hansestadt Wismar auf Antrag der zahlungs-
pflichtigen Person den Grundtarif ganz oder teilweise erlassen, wenn an der Veranstaltung
ein besonderes Interesse der Öffentlichkeit oder der Hansestadt Wismar besteht.

(4) Bei Veranstaltungen, deren Grundtarif ganz erlassen wurde, werden die Energie-, Gas-,
Wasser- und Abwasserkosten verbrauchsabhängig nach der Nutzung in Rechnung gestellt.

(5) Zusätzlich zu den Grundtarifen und den ggf. zu erhebenden Entgelten für Sonderleistun-
gen sind die Räume/ Fläche nach der Veranstaltung gereinigt vom Nutzer zurückzugeben,
ansonsten wird die Hansestadt Wismar die Reinigung ersatzweise vornehmen lassen. Diese
Reinigungskosten sind vollständig vom Nutzer zu tragen.

(6) Sonstige Leistungen, die in den Entgelttabellen des § 3 Abs. 1 nicht enthalten sind, werden
kostendeckend berechnet. 

(7) Die Hansestadt Wismar behält sich das Recht vor, vom Nutzer eine Sicherheitsleistung für
den Fall der Nichteinhaltung der Vertragsbedingungen (Kaution) einzufordern.

§ 5
In-Kraft-Treten

Diese Entgeltordnung tritt am 1. März 2016 in Kraft. 

Wismar, den

Thomas Beyer
Bürgermeister



Kalkulation Anlage 2

I. Alte Reithalle

Allgemeines

Veranstaltungsraum Nettogrundfläche in m²
Reithalle 1.058,76   
Foyer 251,64   
Gesamtfläche 1.310,40   

1. Kaltmiete

Position Foyer Bemerkungen
   Abschreibungen 4.297,27 €

7.841,24 € 2,57%
= Ergebnis 12.138,51 €

2. Bewirtschaftungskosten (gesamte Reithalle)

Position
Fernwärme/ Heizung 2.287,65 €
Strom 2.317,61 €
Wasser 4.233,66 €
Reinigungsmittel 40,58 €
Reinigungskosten 614,15 €

8,01 €
Schornsteinfegergebühren 21,71 €
Bewirtschaftung der Grundstücke 195,10 €
Geringwertige Geräte 3,37 €
Straßenreinigung 1.208,29 €
Versicherungen 233,99 €
Summe 11.164,11 €

II. Außenfläche hinter der Alten Reithalle (Kaltmiete)

Fläche Anschaffungswert
Außenfläche hinter der Alten Reithalle 16.297,97 €

III. Berechnung

Personalkosten

Position Kosten 2015
Hausmeister/ Veranstaltungstechniker (2 h) 73,10 €
Koordinierung, Vertragserstellung (1 h) 46,05 €
Summe 119,15 €

Gesamtkosten Grundtarif

Veranstaltungsraum/ Fläche Personalkosten Übrige Kosten Summe gerundet
Kaltmiete Bewirtschaftungskosten

Foyer 119,15 € 638,87 € 112,84 € 870,00 € 700,00 €
Foyer + Reithalle 119,15 € 638,87 € 587,58 € 1.350,00 € 1.500,00 €
Foyer + Reithalle + Außenfläche 119,15 € 1.496,66 € 587,58 € 2.200,00 € 2.480,00 €
Foyer + Außenfläche 119,15 € 1.496,66 € 112,84 € 1.730,00 € 1.680,00 €
Außenfläche 119,15 € 857,79 € 980,00 € 980,00 €

Synopse

Veranstaltungsraum bisheriges Entgelt Differenz
Foyer / 700,00 € /
Foyer + Reithalle 1.412,00 € 1.500,00 € 88,00 €
Foyer + Reithalle + Außenfläche / 2.480,00 € /
Foyer + Außenfläche / 1.680,00 € /
Außenfläche / 980,00 € /

+ Verzinsung des aufgewandten Kapitals 
   (kalkulatorische Zinsen)

Mittelwert 
(2013-2015)

Graffitibeseitigung

Um die jeweiligen Entgelte zu errechnen, wurden die Gesamtbeträge an Kaltmiete und Bewirtschaftungskosten der Alten Reithalle sowie der 
Anschaffungswert der Außenfläche durch die Anzahl der Veranstaltungstage (hier: 19, Durchschnitt der letzten drei Jahre)
geteilt und zu den Personalkosten addiert.

vorgeschlagenes 
Entgelt

vorgeschlagenes
 Entgelt

inkl. 2 % Preissteigerung 
für 2 Jahre

inkl. 2 % Preissteigerung
für 2 Jahre



Nr.: VO/2016/1680

Status: öffentlich

Datum: 11.02.2016

Verfasser: Bansemer, Heike

Vorlage

Federführend:
20 AMT FÜR FINANZVERWALTUNG

Beteiligt:
I Bürgermeister

Annahme von Zuwendungen (Spenden) an die Hansestadt Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar stimmt der Annahme der in der Anlage 1 dargestellten,
vom 01.12.2015. - 31.01.2016, eingegangenen Zuwendungen (Spenden) in Höhe von 6.156,03 € zur 
Verwendung entsprechend des angegebenen Zuwendungszweckes zu.

Begründung:
Gemäß § 44 Abs. 4 Satz 3 der Kommunalverfassung M-V entscheidet die Gemeindevertretung über die 
Annahme und Vermittlung von Zuwendungen.
Um die antragsgemäße Annahme der in der Anlage 1 angegebenen Zuwendungen wird in dieser Vorlage 
als Voraussetzung für die Verwendung der Zuwendungen entsprechend des in der Anlage 1 ebenfalls 
aufgeführten Zuwendungszweckes daher gebeten.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von 6.156,03 €
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von 6.156,03 €

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung



Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert
Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu
freiwillig
eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlagen:
Spendeninfo Dez. 15 / Jan. 16
Spendenboxen 2015
Spendenboxen 2016

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



11.02.2016

Amt für Finanzverwaltung Auskunft erteilt: 

Tel: 251-2001

Annahme von Einzelspenden (bis 25.000,00 €) im Einzelfall

Vom 01.12.2015 – 31.01.2016

lfd. Nr. Datum Empfänger Verwendungszweck Produktkonto Betrag

1 10.10.2015 Back Shop „Kaffeepause“ Hansestadt Wismar --------------------- 600,00 €

2 19.10.2015 Opel Autocenter Wismar GmbH Hansestadt Wismar --------------------- 120,75 €

3 10.12.2015 Hansa Apotheke, Apotheker M. Gronau Spende für die Altenhilfe --------------------- 750,00 €

3 15.12.2015 Hansestadt Wismar Spende Bank für den Friedhof 61200.3799001 750,00 €

4 18.12.2015 Bund freikirchlicher Pfingstgemeinde Hansestadt Wismar Spende Sprachvermittlung/Flüchtlinge 61200.3799001 645,28 €

5 21.12.2015 Spende für die Altenhilfe --------------------- 150,00 €

6 22.12.2015 Hansestadt Wismar Spende Flüchtlinge 61200.3799001 1.000,00 €

7 22.12.2015 GIGALIFT Vermietungs- GmbH Hansestadt Wismar Spende JFW Altstadt Weihnachten 61200.3799001 245,00 €

8 23.12.2015 Hansestadt Wismar Spende St.-Georgen – Wandgemälde 61200.3799001 500,00 €

9 31.12.2015 Stadtwerke Wismar GmbH Hansestadt Wismar Spende Grundschule am Friedenshof 61200.3799001 195,00 €

10 31.12.2015 Bürgerstiftung der Hansestadt Wismar Hansestadt Wismar 61200.3799001 500,00 €

11 31.12.2015 Bürgerstiftung der Hansestadt Wismar Hansestadt Wismar 61200.3799001 500,00 €

12 07.01.2016 Hansestadt Wismar Spende St.-Georgen 61200.3799001 200,00 €

Gesamt: 6.156,03 €

Frau Hoop

Spender / Zuwendungsgeber

Sachspende für die
Freiwillige Feuerwehr Wismar Altstadt
Wochenendschulung 10.10.-11.10.15
Frühstück, Mittag, Kaffee und Kuchen 
für 40 Personen

Sachspende R.-Tarnow-Grundschule
21 Bücher für die Klasse 4a

Seniorenheime der
Hansestadt Wismar

Diana Poppei

Neuapostolische Kirche, 
Apostel Dieter Böttcher

Seniorenheime der 
Hansestadt Wismar

Malermeister Pagels KG

Helga Krogmann

Spende R.-Tarnow-Grundschule
Projektförderung Lesepiraten

Spende Grundschule am Friedenshof 
Projektförderung Lesepiraten

Prof. Dr. Jürgen Schöttler



Spendenboxen für das Jahr 2015

Monat St.-Georgenkirche St.-Marien Rathauskeller Baumhaus Welterbezentrum

Januar 691,31 € 278,32 € 0,00 € 426,10 € 192,32 €

Februar 551,21 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

März 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

April 1.688,26 € 419,73 € 0,00 € 184,71 € 437,18 €

Mai 649,50 € 495,01 € 195,83 € 0,00 € 0,00 €

Juni 1.762,26 € 1.174,49 € 0,00 € 0,00 € 232,34 €

Juli 1.077,13 € 866,10 € 0,00 € 148,21 € 237,00 €

August 1.609,09 € 1.007,69 € 35,25 € 0,00 € 419,17 €

September 2.053,94 € 610,92 € 0,00 € 1.017,00 € 732,98 €

Oktober 759,39 € 1.182,08 € 0,00 € 0,00 € 492,11 €

November 985,78 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Dezember 638,07 € 0,00 € 275,71 € 315,86 € 279,89 €

Gesamt: 12.465,94 € 6.034,34 € 506,79 € 2.091,88 € 3.022,99 €



Spendenboxen für das Jahr 2016

Monat St.-Georgenkirche St.-Marien Rathauskeller Baumhaus Welterbezentrum

Januar 464,47 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 189,07 €

Februar

März

April

Mai

Juni

Juli

August

September

Oktober

November

Dezember

Gesamt: 464,47 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 189,07 €



Nr.: VO/2016/1641

Status: öffentlich

Datum: 11.01.2016

Verfasser: CDU-Fraktion

Vorlage

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Begrüßung des Projektes "Multifunktionsarena"

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 28.01.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar begrüßt grundsätzlich die Projektidee zum
Bau eines Sport-, Rehabilitations-, und Entertainmentcenter Wismar.

Begründung:
Im nichtöffentlichen Teil der Sitzung des Bau- und Sanierungsausschusses am 17.
Dezember 2015 wurde das oben genannte Projekt vorgestellt. Aufgrund der öffentlichen
Berichterstattung durch die Ostsee-Zeitung ist das Projekt nun mehr in der Bevölkerung
der Hansestadt Wismar bekannt und in den Diskussionen präsent. Insofern sollte sich
auch die Wismarer Stadtvertretung zu diesem Thema äußern. Das Projekt kann bei
sinnvoller Kooperation mit den Sportvereinen zu großen Synergieeffekten führen, welche
sich positiv auf die Gesamtentwicklung der Stadt auswirken. Für die Bürgerschaft ist es
von fundamentaler Bedeutung, dass die Realisierung der Projektidee nicht zu
Beeinträchtigungen im Vereinssport führt und bekräftigt, dass eine einvernehmliche
Lösung mit den beteiligten Vereinen im Vorfeld möglicher Bautätigkeit gefunden werden
sollte.

Anlage/n: - keine

Tom Brüggert
stellv. Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1642

Status: öffentlich

Datum: 11.01.2016

Verfasser: CDU-Fraktion

Vorlage

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Beabsichtigte Gesetzgebung im Land Mecklenburg Vorpommern zur 

Einführung eines

Leitbildes "Gemeinde der Zukunft" und zur Änderung des 

Finanzausgleichsgesetzes

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 28.01.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Bürgermeister wird gebeten zu prüfen, wie die im Gegenstand benannte beabsichtigte
Gesetzgebung für die Hansestadt Wismar genutzt werden kann, um mit potenziellen
Gemeinden Gespräche anzubahnen.

Begründung:
Mit der Drucksache 6/4846 hat der Landtag von M-V ein Gesetz auf den Weg gebracht,
welches im Kern darauf abzielt, kleine Gemeinden zu einer Fusion zu bewegen. Auch der
Städte- und Gemeindetag hat sich bereits dazu geäußert und Empfehlungen ausgesprochen. 
Gegenwärtig wird das Vorhaben im Innenausschuss des Landtages beraten. Das Vorhaben wurde 
von der Regierungskoalition im Landtag eingebracht. Es ist daher davon auszugehen, dass sich 
eine breite Mehrheit dafür ausspricht. Es ist beabsichtigt, die Fusionen zu bezuschussen, 
insgesamt sollen hierfür 40 Mio. Euro bereitgestellt werden. Vor diesem Hintergrund ist es nach 
unserer Auffassung zielführend, wenn bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt geprüft wird, ob 
Umlandgemeinden ggf. anzusprechen sind. Es sollte darüber hinaus geprüft werden, welche 
Gemeinden in Frage kommen. Sinnvoll ist es nach unserer Auffassung ebenfalls, ein Gremium zu 
schaffen, welches sich mit dem Vorhaben beschäftigt.
Dieses ist auch mit Mitgliedern der Bürgerschaft zu besetzen.

Anlage/n: - keine

Tom Brüggert
stellv. Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1643

Status: öffentlich

Datum: 11.01.2016

Verfasser: CDU-Fraktion

Vorlage

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Informationsveranstaltung zum Stadtverkehr Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 28.01.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft beauftragt den Bürgermeister, Gespräche mit der Landrätin und dem
Eigenbetrieb Nahverkehr Nordwestmecklenburg (ENN) über die zeitnahe Durchführung
einer öffentlichen Informationsveranstaltung in Wismar zu führen. Zentrale Themen dieser
Veranstaltungen sollen sowohl die Fahrplan- als auch die Tarifänderungen sein.

Begründung:
Seit dem 01.Januar 2016 greifen die umfassenden Fahrplan- und Tarifänderungen im
Stadtverkehr der Hansestadt Wismar. Bereits in den ersten Tagen erreichten uns
zahlreiche Anfragen und Beschwerden. Schwerpunkt hierbei ist jedoch nicht nur die
Änderung der Strecken und die Erhöhung der Tarife, sondern vor allem die mangelnde
Transparenz.
Die Versorgung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentlichen
Personennahverkehr ist eine Aufgabe der grundgesetzlich verankerten Daseinsvorsorge.
Um die bestehenden Informationsdefizite aufzuarbeiten und für größtmögliche
Transparenz und Akzeptanz der Änderungen in der Bevölkerung zu sorgen, halten wir eine
öffentliche Informationsveranstaltung für sinnvoll.

Anlage/n: -keine

Tom Brüggert
stellv. Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1683

Status: öffentlich

Datum: 15.02.2016

Verfasser: FDP/GRÜNE

Vorlage

Federführend:
Fraktion FDP/GRÜNE

Beteiligt:

Stellvertretendes Mitglied in der Verbandsversammlung Regionalen

Planungsverband Westmecklenburg

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft entsendet Frau Katharina Bernhard als stellvertretendes Mitglied in die 
Verbandsversammlung des Regionalen Planungsverband Westmecklenburg.

Begründung:
Auf der konstituierenden Sitzung der Bürgerschaft am 26.06.2014 wurde Herr Dr. Eberhardt Blei 
als weiterer Vertreter in die Verbandsversammlung des Regionalen Planungsverbandes 
Westmecklenburg von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar entsandt. Entsprechend § 5 Abs. 
4 Nr. 2 der Satzung des Regionalen Planungsverbandes Westmecklenburg wird für den Fall der 
Verhinderung für die weiteren Vertreter je ein Stellvertreter von der Bürgerschaft gewählt. Ein 
Stellvertreter für Herrn Dr. Blei wurde auf der konstituierenden Sitzung der Bürgerschaft nicht 
benannt. Dies wird hiermit nachgeholt.

Anlage/n: -keine

René Domke
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1684

Status: öffentlich

Datum: 15.02.2016

Verfasser: CDU-Fraktion

Vorlage

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Nahbus-Stadtverkehr Wismar Linie 3

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Bürgermeister wird gebeten, mit der Landrätin Verhandlungen zur Veränderung der
Fahrtroute Linie 3, Wismar Fischkaten - Philosophenweg - ZOB - Markt - Dargetzow -
Kritzow, bis zum Sana Hanse-Klinikum aufzunehmen.

Begründung:
Die Busse im Wismarer Stadtverkehr werden von vielen Senioren genutzt, um zum
Klinikum oder den dortigen Arztpraxen zu fahren.
Die Bürger, die die Linie 1 und 2 nutzen können, kommen ohne Probleme am Klinikum an.
Die Bürger jedoch, die die Linie 3 (aus Dargetzow oder Redentin) nutzen, sind
benachteiligt und müssen am ZOB umsteigen, wodurch sie längere Wartezeiten und
erhöhte Gebühren in Kauf nehmen müssen.
Des Weiteren besteht geringes Interesse von Redentin nach Dargetzow oder von
Dargetzow nach Redentin zu fahren.
Da das Klinikum ein wichtiges Anlaufziel für die Bürger ist, bitten wir den Bürgermeister,
Verhandlungen zur Veränderung der Fahrtroute Linie 3 zu erwirken.

Anlage/n: Übersicht
Nahbus – Linie 3 (Kritzow – Dargetzow – ZOB – Markt – Kagenmarkt – Fischkaten – Kagenmarkt – 
ZOB – Markt – Dargetzow - Kritzow

Siegfried Ballentin
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)





Nr.: VO/2016/1686

Status: öffentlich

Datum: 15.02.2016

Verfasser: CDU-Fraktion

Vorlage

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Optimierung des elektronischen Auskunftssystems

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Bürgermeister wird beauftragt, sich bei der Nahbus GmbH für die Einführung eines
optimalen elektronischen Auskunftssystems für Umstiege und Tarife einzusetzen.

Begründung:
Die Einführung des neuen Nahverkehrskonzeptes für den Landkreis Nordwestmecklenburg
hat viele Verbesserungen für das gesamte Kreisgebiet gebracht. Auch die
Hansestadt Wismar profitiert von dem integrierten Konzept. Naturgemäß braucht es in der
Einführungsphase Nachjustierungen und Weiterentwicklungen. Der Bürgermeister wird
darum beauftragt, sich bei der Nahbus GmbH besonders dafür einzusetzen, dass das
Informationssystem für die Fahrplanauskunft besonders im Stadtgebiet Wismar optimiert
wird. Eine übersichtliche internetbasierte Fahrplanauskunft gehört dazu. Das bisherige
Modul auf der Internetseite funktioniert noch nicht und ist nicht barrierefrei zugänglich.
Beispiele könnten die Informationssysteme der Städte Kiel http://www.netzplan-kiel.de/
index.php/de/netzplan oder Rostock http://www.rsag-online.de/ sein. Wichtig dabei ist,
dass die Auskunft (Abfahrten, Fahrpläne, Umstiege und Tarife) auf der Startseite sofort
zugänglich und ausdruckfähig ist. So kann der Bürger die Vorteile des Konzeptes für sich
erkennen und der weiterer Veränderungsbedarf kann versachlicht werden. Das wäre auch
eine gute Basis für zukünftige Bürgergespräche zum Thema.

Anlage/n: - keine

Siegfried Ballentin
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1687

Status: öffentlich

Datum: 15.02.2016

Verfasser: Frieder Weinhold

Vorlage

Federführend:
Mitglied der Bürgerschaft

Beteiligt:

Taxistand am Bahnhof

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Bürgermeister wird beauftragt, für eine Verbesserung der Ausschilderung des verlagerten 
Taxistandes am Bahnhof zu sorgen, welche nur ungenügend im Rahmen der Baumaßnahme 
angepasst wurde.

Begründung: erfolgt mündlich

Anlage/n: - keine

Frieder Weinhold
Bürgerschaftsmitglied

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: BA/2016/1644

Status: öffentlich

Datum: 11.01.2016

Verfasser: CDU-Fraktion

Auskünfte / Anfrage gem. KV M-V

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Anfrage der CDU-Fraktion, Sitzung der Bürgerschaft am 25.02.2016 - 

Schrankenanlage Parkplätze

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 28.01.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Anfrage / 
Antwort / 
Bericht

Des Öfteren stellten aufmerksame Beobachter in der Vergangenheit fest, dass die
Schrankenanlagen an den Ein- bzw. Ausgängen der Parkplätze dauerhaft geöffnet
sind. Aufgrund dieser Tatsache fahren einige Autos ohne ziehen eines Parktickets auf
den Parkplatz und verlassen ihn ohne zu zahlen.

Daher bittet die CDU-Fraktion um die Beantwortung folgender Fragen:

1. Wie oft waren die einzelnen Schrankenanlagen der Hansestadt Wismar im Jahr
2015 defekt bzw. standen offen?
2. Welche Gründe lagen jeweils vor?
3. Welche Maßnahmen kann die Stadt Wismar ergreifen, um solche Probleme
künftig zu vermeiden?

Anlage/n: - keine

Tom Brüggert
stellv. Fraktionsvorsitzender

(Diese Anfrage/Antwort wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: BA/2016/1645

Status: öffentlich

Datum: 11.01.2016

Verfasser: CDU-Fraktion

Auskünfte / Anfrage gem. KV M-V

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Anfrage der CDU-Fraktion, Sitzung der Bürgerschaft am 25.02.2016 - 

Umzugskostenbeihilfe für Studenten

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 28.01.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Nach kontroverser Diskussion beschloss die Bürgerschaft im Februar 2015 die Aufhebung der 
Satzung zur Umzugskostenbeihilfe für Studenten. Nach Ende des Jahres 2015 ergeben sich nun 
Fragen, wie sich der Beschluss in der Realität ausgewirkt hat. Des Weiteren berichtete die lokale 
Presse im November 2015, dass die Hansestadt Rostock ebenfalls eine Änderung bei der 
Umzugskostenbeihilfe plant.
Dabei handelte es sich jedoch nicht um die Abschaffung, sondern um eine Erhöhung
der Umzugskostenbeihilfe von 100 Euro auf 150 Euro.

Daher bittet die CDU-Fraktion um die Beantwortung folgender Fragen:

1. Wie viele Anmeldungen von Erstwohnsitzen gab es in den Jahren 2014 und 2015?
2. Wie viele jeweils von Studenten und Studentinnen, sofern verifizierbar?
3. Ist seit Aufhebung der Beihilfe, eine Änderung des Anmeldeverhaltens zu spüren?
4. Wie viele Anmeldungen von Amtswegen gab es in den oben genannten Jahren?
5. Wann und für welchen Preis wurde das Modul „MESO-Aufenthaltsfeststellung“
vom Softwareanbieter der Melderechtssoftware angeschafft?
6. Wie oft wurde vom Recht der Auskunftspflicht gebrauch genommen?
7. Wie viele Abfragen fanden beim Studentenwerk und bei Wohnungsunternehmen statt?

Anlage/n: - keine

Tom Brüggert
stellv. Fraktionsvorsitzender

(Diese Anfrage/Antwort wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: BA/2016/1676

Status: öffentlich

Datum: 11.02.2016

Verfasser: SPD-Fraktion

Auskünfte / Anfrage gem. KV M-V

Federführend:
SPD-Fraktion

Beteiligt:

Anfrage der SPD-Fraktion, Sitzung der Bürgerschaft am 25.02.2016 - 

Auslastung der Veranstaltungsräume im Rathaus und im Zeughaus

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Anfrage / 
Antwort / 
Bericht

Seit dem 1. März 2015 ist für die Vermietung der Räumlichkeiten im Zeughaus und im Rathaus 
eine neue Benutzungs- und Entgeltordnung in Kraft getreten. Für die Räumlichkeiten im 
Zeughaus und Rathaus wurden neue Entgelthöhen festgelegt.

Frage:
1.     Wie oft wurden die Veranstaltungsräume im Zeughaus und Rathaus für Veranstaltungen 
vermietet?
2.     Wie viele Vermietungen gingen prozentual an gemeinnützige Vereine und Verbände?
3.     Welche Einnahmen konnten seit dem 1. März 2015 für den städtischen Haushalt erzielt 
werden und konnte die veranschlagte Mehreinnahme von 16.500 € für den Haushalt 2015 
erreicht werden?
4.     Hat sich seit dem Inkrafttreten der Benutzungs- und Entgeltordnung die Auslastung der 
Räumlichkeiten im Rathaus und Zeughaus im Vergleich zu 2014 positiv oder negativ geändert?

Anlage/n: - keine

Kerstin Adam
Fraktionsvorsitzende

(Diese Anfrage/Antwort wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: BA/2016/1678

Status: öffentlich

Datum: 11.02.2016

Verfasser: SPD-Fraktion

Auskünfte / Anfrage gem. KV M-V

Federführend:
SPD-Fraktion

Beteiligt:

Anfrage der SPD-Fraktion, Sitzung der Bürgerschaft am 25.02.2016 - 

Entwicklung des Kombi-Tickets für touristische Einrichtungen

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Anfrage / 
Antwort / 
Bericht

Seit dem 01. November 2014 wurde das touristische Angebot der Hansestadt Wismar erweitert. 
Die Besucherinnen und Besucher haben die Möglichkeit, mit dem Erwerb eines Kombi-Tickets 
die Aussichtsplattform der Sankt-Georgen-Kirche zu nutzen, in der Sankt-Marien-Kirche die 
Filmvorführung zu erleben sowie den Kirchturm zu besteigen und auch den Rathauskeller zu 
besuchen.

Frage: 
1.     Wie viele Kombi-Tickets wurden seit Inkrafttreten der Entgeltordnung verkauft?
2.     An welchen Verkaufsstellen wurden die meisten Kombi-Tickets verkauft?
3.     Welche Einnahmen aus dem Verkauf konnten bis Ende 2015 für den städtischen Haushalt 
erzielt werden?
4.     Haben sich durch die Einführung des Kombi-Tickets die Besucherzahlen in den drei 
touristischen Einrichtungen erhöht?

Anlage/n: - keine

Kerstin Adam
Fraktionsvorsitzende

(Diese Anfrage/Antwort wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)
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